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Vorwort 

Die Schriftenreihe des KompetenzCentrums für Wirtschaftsrecht (KCW) an der 

FOM Hochschule für Oekonomie & Management bietet seit jeher ein Forum für 

herausragende wissenschaftliche Arbeiten, die sich aktuellen und praxisrelevan-

ten Fragestellungen des Wirtschaftsrechts widmen. Mit der vorliegenden Mas-

terthesis von Lisa Marie Pinno wird diese Reihe mit Band 5 um einen ebenso 

fundierten wie wegweisenden Beitrag erweitert.  

Die Autorin analysiert kritisch die Anforderungen der „KI‑Verordnung“ ((EU) 

2024/1689) und deren praktische Auswirkungen auf die Corporate Governance 

von Unternehmen.  

Sie stellt sich damit keinem leichten Unterfangen: Zwar sind die in der Fachlite-

ratur erschienenen Beiträge zur rechtlichen Würdigung der Verordnung (inzwi-

schen) zahlreich, jedoch mangelt es noch an konkreten Vorschlägen zur Imple-

mentierung der bisweilen sperrigen rechtlichen Vorgaben der Verordnung in Un-

ternehmen. 

Vor diesem Hintergrund überzeugt die Autorin, indem sie sich der Implementie-

rungsdebatte um die KI-Verordnung nicht nur im Rahmen abstrakter Rechtsaus-

führungen, sondern per Entwurf eines konkreten Umsetzungsleitfadens stellt. Die 

Arbeit wurde als Masterarbeit im Frühjahr 2025 vorgelegt und ist – dies gilt erst 

recht zum Zeitpunkt der Vorlage – in dieser Konkretheit in der Fachliteratur ins-

gesamt herausragend. 

Dass die Autorin sich bereiterklärt hat, ihre Arbeit zu veröffentlichen und in den 

wissenschaftlichen Diskurs einzuführen, ist ein akademischer Gewinn; dass auf 

diese Weise mehr Leserinnen und Leser Gelegenheit erhalten, die hervorra-

gende Leistung der Autorin zur Kenntnis zu nehmen, ein schöner Nebeneffekt. 

 

Düsseldorf & Mannheim im Februar 2026 

 

Dr. Lucas Jürss    Prof. Dr. Hans-Jörg Fischer 

Lehrbeauftragter im Bereich Compliance Professor für Wirtschafts- und Steuerrecht 

FOM Hochschule in Düsseldorf (bis 2025) FOM Hochschule in Mannheim 

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Wissenschaftlicher Leiter des KCW 
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1 Einleitung 

Die fortschreitende Digitalisierung und damit einhergehend auch eine ihrer be-

deutsamsten Entwicklungen – die „Künstliche Intelligenz“ (KI) – beschäftigt die 

Unternehmen in so einem erheblichen Maß wie kaum ein anderes gesellschaftli-

ches Thema.1 

Die neuen Technologien führen zu einer Veränderung der Wirtschaft und Arbeits-

welt. Während sie Unternehmen erhebliche Chancen bieten und völlig neue, in-

novative Möglichkeiten aufzeigen, wirft ihr Einsatz gleichzeitig weitreichende Fra-

gen auf. Diese sind sowohl organisatorischer als auch rechtlicher und ethischer 

Natur. Insbesondere der Einsatz von KI erforderte eine einheitliche Rechtsgrund-

lage in der Europäischen Union (EU). Mit der am 12.07.2024 im Amtsblatt der EU 

veröffentlichten KI-Verordnung (KI-VO)2 wird der voranschreitenden Entwicklung 

hinreichend Bedeutung zugemessen und das weltweit erste umfassende Regel-

werk für KI geschaffen, welches eine Basis für die Regulierung bildet, aber auch 

das Vertrauen in die Technologie sowie Innovation stärkt.3  

1.1 Problemstellung, Zielsetzung und Forschungsfrage  

Mit der Verabschiedung der KI-VO sind die Unternehmen nun dazu angehalten, 

zu prüfen, ob sie der KI-VO unterliegen und welche Aspekte für sie im Umkehr-

schluss zu beachten sind.4  

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt werden die aus der KI-VO resultierenden Pflichten 

in der Literatur vereinzelt als schwer kontrollierbar beschrieben.5 Da die KI-VO 

das weltweit erste Regelwerk zur Regulierung von KI darstellt, kann davon aus-

 
1  Vgl. Bundesregierung, AI Act verabschiedet, 2024, o.S.; Kreutzer, Künstliche Intelli-

genz verstehen, S. 499-501. 
2  Vgl. Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 
168/2013, (EU) 2018/ 858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 
2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelli-
genz), ABl. Nr. L 144 v. 12.7.2024. 

3  Vgl. Bundesregierung, AI Act verabschiedet, 2024, o.S.; Bülchmann, Der KI-Act als 
komplexe Governance-Herausforderung, S. 408-409; Müller-Peltzer/Schneider, REL 
2022, 9. 

4  Vgl. Bülchmann, Der KI-Act als komplexe Governance-Herausforderung, S. 409. 
5  Vgl. Chibanguza/Steege, NJW 2024, 1769; Krönke, NVwZ 2024, 529; Seyffarth, GWR 

2024, 173. 
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gegangen werden, dass die praktische Umsetzung der Verordnung, insbeson-

dere im Rahmen der Governance-Strukturen, einige Herausforderungen mit sich 

bringen wird.6  

Vor welche Herausforderungen die KI-VO die Unternehmen stellt und welche 

Chancen sich ergeben, soll in dieser Arbeit genauer untersucht werden.  

Ziel dieser Arbeit ist es auf Basis der bestehenden Literatur und der KI-VO her-

auszuarbeiten, welchen Anforderungen die Unternehmen zukünftig begegnen 

und welche Anpassungen der bisherigen Governance-Strukturen mit der Einfüh-

rung der KI-VO notwendig sind. 

Hierzu sollen zum einen die wesentlichen Regelungen der Verordnung aufge-

zeigt und zum anderen eine kritische Analyse ebendieser durchgeführt werden. 

Abschließend soll der Umfang und die Umsetzbarkeit der Anforderungen bewer-

tet werden können. Im Rahmen dessen werden die folgenden Forschungsfragen 

beantwortet: 

• Welche Anforderungen ergeben sich für Unternehmen vor dem Hinter-

grund der KI-Verordnung und wie sind diese zu bewerten? 

• Erfordern die Entwicklungen der Künstlichen Intelligenz eine eigene 

Governance oder können die Anforderungen in die bereits bestehenden 

Strukturen integriert werden? 

Im Gesamtergebnis soll die Arbeit die Auswirkungen der KI-VO auf die Gover-

nance-Strukturen darstellen und Auslegungshinweise der Verordnung aufzeigen. 

Die Arbeit kann sodann eine ergänzende Entscheidungsgrundlage und Hand-

lungsempfehlung für Unternehmen bieten, um den Anforderungen der KI-VO ge-

recht zu werden. 

Diese Arbeit kann von allen Unternehmen zu Orientierungszwecken gleicherma-

ßen genutzt werden. Berücksichtigt werden sollte, dass vereinzelt branchenspe-

zifische Bezüge hergestellt werden. Aufgrund des Umfangs der Verordnung er-

hebt die Arbeit keinen Anspruch auf Vollständigkeit und entfaltet daher aus-

schließlich unterstützende Wirkung.  

Es sei darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Arbeit Rechtsprechung, Litera-

tur und Gesetzesänderung bis Mitte Dezember 2024 berücksichtigt wurden. 

 

 
6  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 267; Steinrötter/Markert, RDi 

2024, 400. 
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1.2 Vorgehensweise  

Die Arbeit setzt sich aus insgesamt sechs Teilen zusammen, wobei die ange-

wandte Methodik überwiegend theoretisch ist.  

Im Anschluss an die Einleitung werden in Teil B der Rechtsrahmen und die the-

oretischen Grundlagen dargelegt. Die Darstellung des Rechtsrahmens bezieht 

die historischen Entwicklungen bis hin zur KI-VO ein. Verstärkt thematisiert wer-

den sodann die mit der KI-VO verfolgten Ziele (Erwgr. 1 KI-VO) eines einheitli-

chen Rechtsrahmens, der Förderung des Binnenmarktes, die Einführung men-

schenzentrierter und zukunftsorientierter KI und die Schaffung eines Schutzni-

veaus für die Gesundheit, die Sicherheit und die Grundrechte.7 Sowohl die mit 

der KI-VO einhergehenden Umsetzungsfristen als auch der Strafrahmen der Ver-

ordnung werden in diesem Unterkapitel dargelegt. Seinen Abschluss findet das 

Kapitel mit der Ausführung weiterer einschlägiger Gesetze.  

Darauffolgend werden die theoretischen Grundlagen detailliert dargestellt. Hierzu 

wird zunächst der Begriff der KI erläutert sowie die Konzepte und Technologien 

der KI (Maschinelles Lernen, Deep Learning und Neuronale Netze) aufgezeigt. 

Im weiteren Verlauf wird der Begriff der Corporate Governance erläutert und die 

Rolle im Unternehmen herausgearbeitet. Dabei wird insbesondere auf die Ge-

währleistung der Regelkonformität sowohl im Hinblick auf gesetzliche als auch 

interne Pflichten Bezug genommen. Den Abschluss findet Teil B mit der Veran-

schaulichung der Schnittstelle zwischen Corporate Governance und KI.  

Teil C bildet den inhaltlichen Kern der Arbeit und beschäftigt sich mit den aus der 

KI-VO resultierenden Anforderungen für Unternehmen. Hierzu werden zunächst 

die vorbereitenden Maßnahmen und damit einhergehend der Anpassungsbedarf 

der bisher bestehenden Governance-Strukturen analysiert. In diesem Zusam-

menhang werden erstmalig Einblicke dahingehend gegeben, ob die Entwicklun-

gen im Bereich der KI eine neue Governance-Struktur erfordern oder ob die An-

forderungen in die bereits bestehenden Strukturen integriert werden können. 

Hierbei werden unter anderem Aspekte wie die Definition von Rollen und Verant-

wortlichkeiten innerhalb des Unternehmens, die Einbindung wichtiger Stakehol-

der, das Richtlinienmanagement, die Implementierung regulatorischer Überwa-

chungsmaßnahmen sowie der Schulungsbedarf beleuchtet. An die vorbereiten-

den Maßnahmen schließen die Umsetzungsmaßnahmen an. Neben der Begriffs-

differenzierung zwischen den verschiedenen Akteuren (Art. 3 KI-VO) verfolgt die 

Verordnung einen risikobasierten Ansatz (Erwgr. 26 KI-VO) was in unterschied-

lich hohen Anforderungen resultiert.8 Die Strukturierung des Kapitels wird sich 

 
7  Vgl. von Welser, GRUP-Prax 2024, 485. 
8  Vgl. von Welser, GRUP-Prax 2024, 485. 
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daher an der Struktur der KI-VO und somit an Aspekten wie: Inventarisierung, 

Klassifizierung sowie der Zuordnung von Rollen und Verantwortlichkeiten orien-

tieren.  

Die Ausführungen der EU geben bisher nur begrenzt Hinweise darauf, wie die 

aus der KI-VO resultierenden Anforderungen im Detail zu bewerten sind. Vor die-

sem Hintergrund erfolgt im Anschluss an die Darstellung der Anforderungen in 

Teil D eine kritische Analyse. Anhand dieser Analyse soll bewertet werden, in-

wieweit die Vorgaben der Verordnung als Herausforderung oder Chance für Un-

ternehmen zu klassifizieren sind. Unter Berücksichtigung der vorherigen Kapitel 

bietet dieser Abschnitt die Grundlage für den Teil E, in dem die Handlungsemp-

fehlungen für Unternehmen und ein Ausblick auf die prognostizierten Entwicklun-

gen dargelegt werden. 

Am Ende der Arbeit werden in einem Fazit die zu Beginn aufgeworfenen For-

schungsfragen abschließend diskutiert und beantwortet. 
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2 Rechtlicher Rahmen und theoretische Grundlagen 

Den weiteren Ausführungen vorgelagert werden in dem zweiten Kapitel zunächst 

der Rechtsrahmen und die theoretischen Grundlagen ausgeführt. Dieses Kapitel 

soll als Grundlage für die darauffolgende Analyse der KI-VO dienen.  

2.1 Wesentliche Rechtsgrundlagen 

Die Digitalisierung und damit einhergehend einer ihrer wesentlichen Treiber, die 

KI-Technologien, entwickeln sich bereits seit einigen Jahren stetig weiter. Diese 

technologischen Fortschritte gehen mit Veränderungen auf gesetzgeberischer 

Ebene einher, da die Regulatorik stets an die gesellschaftlichen Entwicklungen 

angepasst werden muss.9 

2.1.1 Historische Entwicklung 

Während KI zunächst als allgemeiner Teil der technologischen Entwicklung be-

trachtet wurde und als einschlägig nur die bereits bekannten Gesetze – wie die 

Datenschutz-Grundverordnung“ (DSGVO)10, das Allgemeine Gleichbehand-

lungsgesetz, die Produkthaftungsrichtlinie (ProdHaftRL)11 sowie das Wettbe-

werbsrecht – galten, wuchs die Diskussion über einen einheitlichen Rechtsrah-

men zunehmend. Bereits seit einigen Jahren befassen sich die Organe der EU 

mit der Förderung und Regulierung von KI.12 

Im Jahr 2017 fand das „Digitale Gipfeltreffen“ statt und bot ein Diskussionsforum 

zur Förderung der Digitalisierung und Innovation in Europa. Um das Bewusstsein 

für eine intensivere Auseinandersetzung mit der Digitalisierung und damit einher-

gehend auch der KI zu schaffen, berief die EU-Kommission eine Expertengruppe 

– die sogenannte High-Level Expert Group on Artificial Intelligence (AI HLEG) – 

 
9  Vgl. Europäisches Parlament, Was ist künstliche Intelligenz und wie wird sie genutzt? 

2020, o.S. 
10  Vgl. Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung), ABI. Nr. L 119 v. 4.5.2016. 

11  Vgl. Richtlinie (EU) 2024/2853 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Oktober 2024 über die Haftung für fehlerhafte Produkte und zur Aufhebung der Richt-
linie 85/374/EWG des Rates, ABI. Nr. L 22 v. 18.11.2024. 

12  Vgl. Horstmann, ZD-Aktuell 2024, 01580. 
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zusammen. Diese Expertengruppe sollte sich hinsichtlich einer sicheren und ver-

trauenswürdigen KI beraten.13 

Im Jahr 2018 schlug die Kommission eine KI-Strategie für die EU vor und schloss 

hieran mit der Entwicklung von ethischen Leitlinien zur Verwirklichung einer ver-

trauenswürdigen KI im Jahr 2019 an. Neben dem Bestreben der EU, eine Vorrei-

terrolle im Bereich der KI einzunehmen, sah sie gleichermaßen das Erfordernis, 

die Grundrechte und ethischen Regeln zu schützen.14  

Aus den Leitlinien gingen schließlich sieben Kernanforderungen für eine vertrau-

enswürdige KI hervor: Vorrang menschlichen Handelns und menschlicher Auf-

sicht, technische Robustheit und Sicherheit, Privatsphäre und Datenqualitätsma-

nagement, Transparenz, Vielfalt, Nichtdiskriminierung und Fairness, Gesell-

schaftliches und ökologisches Wohlergehen sowie Rechenschaftspflicht.15 

Mit diesen Leitlinien schaffte der europäische Gesetzgeber eine wesentliche 

Grundlage für die weiteren rechtlichen Entwicklungen im Bereich der KI.  

Im Februar 2020 veröffentlichte die EU das sogenannte KI-Weißbuch – ein stra-

tegisches Dokument, das klare Richtlinien zum europäischen Umgang mit KI be-

inhaltet sowie den Vorschlag eines einheitlichen Rechtsrahmen unterbreitet. Die-

ser Rahmen wurde neben den Ethik-Leitlinien der AI HLEG für die Zielverwirkli-

chung der Innovationsförderung und der Gefahrenregulierung als essenziell an-

gesehen.16 Es hieß, dass der Regulierungsrahmen „optimale Ergebnisse für Ge-

sellschaft, Umwelt und Wirtschaft und die Vereinbarkeit mit den Rechtsvorschrif-

ten, Grundsätzen und Werten der EU gewährleisten [muss]“.17 

Bereits zu diesem Zeitpunkt war sich die Kommission einig, dass ein risikobasier-

ter Ansatz verfolgt werden sollte, der sowohl die rasanten Entwicklungen im Be-

reich der KI berücksichtigt als auch Flexibilität für alle weiteren Entwicklungen 

bietet.18 

Die sich hieran anschließenden Diskussionen mündeten schließlich im April 2021 

in einem von der Europäischen Kommission entwickelten Erstentwurf der KI-

VO.19  

 
13  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 155. 
14  Vgl. Horstmann, ZD-Aktuell 2024, 01580; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und 

Recht, S. 155. 
15  Vgl. Weißbuch Zur Künstlichen Intelligenz – ein europäisches Konzept für Exzellenz 

und Vertrauen v. 19.2.2020, COM (2020) 65 final, S. 11; Ulbricht et al., Praxishand-
buch KI und Recht, S. 156. 

16  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 156 f.  
17  Weißbuch (2020), S. 11. 
18  Vgl. Weißbuch (2020), S. 11 f. 
19  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 157. 

https://shop.haufe.de/danilo-brajovic-buecher?akttyp=sea&med=google&aktnr=80807&wnr=01429721
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2.1.2 KI-Verordnung 

Aufgrund der grenzüberschreitenden Nutzung von KI und der Gefahr einer Auf-

spaltung des EU-Binnenmarktes durch unterschiedliche nationale Gesetzgebung 

entschied sich die Europäische Kommission bereits in ihrem ersten Entwurf für 

einen verbindlichen Rechtsakt in Form einer Verordnung.20 

Gemäß Art. 288 Abs. 2 AEUV besitzt eine Verordnung allgemeine Geltung – sie 

ist somit in all ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Anders als Richtlinien bedarf sie keiner Umsetzung in nationales Recht, wodurch 

für KI-Anbieter sowie -Betreiber die Herausforderung entfällt, sich mit einer Viel-

zahl an nationalen Rechtsanforderungen auseinandersetzen zu müssen.21 

Der Verordnungsvorschlag der Kommission eröffnete das Gesetzgebungsver-

fahren. Die rasanten technologischen Fortschritte stellten die europäische Regu-

lierung vor die Herausforderung ein Gleichgewicht zwischen Regulierung und In-

novationsförderung zu schaffen. Bedeutung erlangt dies insbesondere im Zu-

sammenhang mit der Kennzeichnung von KI und den einschlägigen Transpa-

renzfragen. Als Reaktion auf diese Entwicklungen und zur Schaffung von Rechts-

sicherheit nahmen die EU-Institutionen im Jahr 2023 die Trilogverhandlungen 

auf. Mit dem Entwurf der KI-VO wurde das Ziel verfolgt, rechtliche Rahmenbe-

dingungen zu schaffen und daraus resultierende Risiken zu minimieren.22 

Eine Einigung erzielten die Mitgliedsländer der EU schließlich Anfang 2024. Im 

März 2024 erfolgte die Zustimmung des Europäischen Parlaments und der Rat 

verabschiedete die Verordnung im Anschluss im Mai 2024.23  

2.1.2.1 Hintergrund und Zielsetzung 

Die am 12.07.2024 im Amtsblatt der EU verabschiedete KI-VO trat 20 Tage spä-

ter in Kraft (Art. 113 KI-VO) und schuf schließlich die Basis einer einheitlichen 

 
20  Vgl. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz (Gesetz über künst-
liche Intelligenz) und zur Änderung bestimmter Rechtsakte der Union, v. 21.4.2021, 
COM (2021) 206 final, S. 7. 

21  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 156 f.; Wybitul, BB 2024, 2179. 
22  Vgl. Chibanguza/Steege, NJW 2024, 1769; Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, 

S. 504; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 158. 
23  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 157.  

https://shop.haufe.de/danilo-brajovic-buecher?akttyp=sea&med=google&aktnr=80807&wnr=01429721
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Rechtsgrundlage. Gleichzeitig verdeutlichte die Verordnung den Handlungsbe-

darf für Unternehmen.24 

Die KI-VO verfolgt das Ziel KI-Anbietern, -Einführern, -Händlern und -Nutzern 

eine einheitliche Rechtsgrundlage in Bezug auf KI zu bieten und hierdurch sowohl 

den wirtschaftlichen als auch sozialen Fortschritt zu fördern. Auch soll mit der 

Einführung der Verordnung das Vertrauen in die neuen Technologien gestärkt 

und die Grundrechte der Menschen geschützt werden.25 In Erwgr. 1 KI-VO wer-

den die zentralen Zwecke der KI-VO aufgeführt. 

Die Verordnung folgt einem risikobasierten Ansatz, bei dem die Intensität der Re-

gelungen sich nach dem Risiko für die betroffenen Schutzgüter definiert. Sie um-

fasst insgesamt 13 Kapitel sowie die Anhänge I bis XIII. Zur weiterführenden Er-

läuterung sind der KI-VO zudem 180 Erwgr. vorangestellt.26 

2.1.2.2 Anwendungsbereich 

Der Anwendungsbereich der KI-VO gliedert sich in einen sachlichen, persönli-

chen und räumlichen Bereich. 

2.1.2.2.1 Sachlicher Anwendungsbereich 

Der sachliche Anwendungsbereich setzt das Vorliegen eines KI-Systems voraus. 

Diese Voraussetzung, die auf den ersten Blick naheliegend erscheint, stellte den 

Gesetzgeber während des Gesetzgebungsverfahrens jedoch vor einige Heraus-

forderungen, da bis zu diesem Zeitpunkt keine einheitlich akzeptierte Definition 

von KI existierte. Es war somit unabdingbar, mit der Einführung der Verordnung 

und zur Eröffnung des sachlichen Anwendungsbereichs eine KI-Definition fest-

zulegen. In Erwgr. 4 und Art. 3 Nr. 1 KI-VO findet sich die KI-Definition. Im weite-

ren Verlauf der Arbeit wird auf diese Definition detaillierter eingegangen.27 

 
24  Vgl. Bundesregierung, AI Act verabschiedet, 2024, o.S.; Bülchmann, Der KI-Act als 

komplexe Governance-Herausforderung, S. 408-409; Müller-Peltzer/Schneider, REL 
2022, 9; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 158. 

25  Vgl. Bundesregierung, Zukunftsthema KI, o.S.; Vertretung in Deutschland, KI-Gesetz 
tritt in Kraft, 2024, o.S. 

26  Vgl. Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 1 ff.; Ulbricht et al., Praxis-
handbuch KI und Recht, S. 159 f. 

27  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 3; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI 
und Recht, S. 162.  
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2.1.2.2.2 Persönlicher Anwendungsbereich  

Art. 2 Abs. 1 KI-VO regelt, welche Akteure Adressat der Verordnung sind und 

definiert somit den persönlichen Anwendungsbereich. Während die Verordnung 

einige Personengruppen aufzählt, ist zu beachten, dass die Aufzählung nicht als 

abschließend anzusehen ist. Auch für Behörden und Einrichtungen der EU sowie 

der Mitgliedstaaten lassen sich Rechte und Pflichten aus der Verordnung ablei-

ten. Namentlich benannt werden in Art. 2 Abs. 1 lit. a-g KI-VO als Adressaten in 

der Verordnung: Anbieter, Betreiber, Einführer und Händler, Produkthersteller, 

Bevollmächtigte von Anbietern und betroffene Personen in der Union.  

Der Begriff „betroffene Personen“, der an mehreren Stellen der Verordnung ver-

wendet wird, findet sich in der Begriffsbestimmung in Art. 3 KI-VO nicht wieder. 

Der Begriff erweist sich insbesondere für Art. 86 KI-VO als relevant, der das 

„Recht auf Erläuterung der Entscheidungsfindung im Einzelfall“28 regelt. Aufgrund 

der Schwerpunktsetzung wird sowohl auf die Begriffsbestimmung als auch die 

Erläuterung des Art. 86 KI-VO verzichtet.29 

In der Gesamtschau der Verordnung fällt auf, dass die Aufzählung der Akteure in 

Art. 2 Abs. 1 KI-VO nicht zwingend erforderlich ist, da sich der persönliche An-

wendungsbereich aus dem jeweiligen Normenadressat der Einzelvorschriften 

ergibt.  

2.1.2.2.3 Räumlicher Anwendungsbereich 

Von zentralerer Bedeutung ist Art. 2 Abs. 1 KI-VO für den räumlichen Anwen-

dungsbereich.  

Als maßgeblich gilt für den Anwendungsbereich nicht der Sitz der jeweiligen Per-

son, sondern vielmehr die Tatsache, dass das KI-System auf dem EU-Markt in 

den Verkehr gebracht oder dort genutzt wird. Mindestens wird jedoch vorausge-

setzt, dass das Ergebnis des KI-Systems innerhalb der EU Verwendung findet 

(Ergebnisprinzip).30 Hieraus resultiert, dass auch KI-Systeme aus Drittstaaten un-

ter die Verordnung fallen und damit einer Umgehung der Vorschriften entgegen-

gewirkt werden kann.  

 
28  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 110. 
29  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 2 Rn. 30. 
30  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 2 Rn. 4; Wybitul, BB 2024, 2179. 
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Der Gesetzgeber bestimmt in der Verordnung bewusst einen weiten Anwen-

dungsbereich und hat diesen in Erwgr. 21 und 22 KI-VO konkretisiert.31 Die Ver-

ordnung verfolgt das Ziel „gleiche Wettbewerbsbedingungen und einen wirksa-

men Schutz der Rechte und Freiheiten von Einzelpersonen … zu gewährleis-

ten“.32 Da gemäß Erwgr. 21 KI-VO nicht der Sitz des Anbieters entscheidend ist, 

sondern der Ort, an dem das Ergebnis des KI-Systems verwendet wird, gilt für 

Anbieter nicht das Territorialitätsprinzip, sondern das Marktortprinzip. Betreiber 

hingegen unterliegen dem Territorialitätsprinzip, sofern sie ihren Sitz in der EU 

haben.33 

2.1.2.3 Umsetzungsfristen 

Der Gesetzgeber regelt die Umsetzungsfristen der Verordnung in Art. 113 KI-VO, 

welcher in einem engen Zusammenhang mit der Übergangsvorschrift Art. 111 KI-

VO steht.34  

Gemäß Art. 113 KI-VO ist das Inkrafttreten der Verordnung auf den 20. Tag nach 

der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU festgelegt und somit auf den 

01.08.2024 datiert. Aufgrund der Vielzahl an unterschiedlichen Anforderungen 

unterliegt der Geltungsbeginn einer gestaffelten Regelung. Hieraus resultiert, 

dass die Kapitel I und II ab dem 02.02.2025 in Kraft treten (Art. 113 lit. a KI-VO). 

Hiervon umfasst sind insbesondere die Vorschriften zu verbotenen Praktiken mit 

dem Ziel, das Systeme mit einem inakzeptablen Risiko möglichst zeitnah aus 

dem Verkehr genommen werden.35 Des Weiteren gilt diese Frist für die in Kapitel 

I aufgeführte KI-Kompetenz gemäß Art. 4 KI-VO. 

Für Kapitel III Abschnitt 4, Kapitel V, Kapitel VII, Kapitel XII und Artikel 78 KI-VO 

wurde mit dem 02.08.2025 und somit zwölf Monate nach Inkrafttreten ebenfalls 

ein früher Geltungsbeginn vorgesehen (Art. 113 lit. b KI-VO). Von dieser Frist 

betroffen sind unter anderem die KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungs-

zweck (General Purpose AI (GPAI)-Modelle). Als spätester Geltungsbeginn wird 

für Art. 6 Abs. 1 KI-VO, bei welchem es sich um die Einstufungsvorschrift für 

Hochrisiko-KI-Systeme handelt, der 02.08.2027 vorgesehen. Alle übrigen und 

 
31  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 52 f.; Ulbricht et al., 

Praxishandbuch KI und Recht, S. 164. 
32  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 6; vgl. Martini/Wendehorst/Wen-

dehorst, Art. 2 Rn. 12. 
33  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 2 Rn. 20. 
34  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 113 Rn. 1. 
35  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 5 Rn. 11. 
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nicht explizit aufgeführten Vorschriften der KI-VO gelten gemäß Art. 113 lit. c KI-

VO ab dem 02.08.2026.36 

Art. 111 KI-VO setzt die Fristen für bereits in den Verkehr gebrachte oder in den 

Betrieb genommene KI-Systeme sowie GPAI-Modelle fest. Der Artikel führt in 

dem Zusammenhang in Absatz 1 aus, dass insofern es sich um KI-Systeme mit 

einer Komponente von IT-Großsystemen handelt und diese vor dem 02.08.2027 

in den Verkehr oder Betrieb gebracht worden sind, die Systeme bis Ende 2030 

mit der KI-VO in Einklang gebracht werden müssen. Alle Hochrisiko-KI-Systeme, 

die vor dem 02.06.2026 in den Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wor-

den sind, fallen gemäß Art. 111 Abs. 2 KI-VO grundsätzlich nicht in den Anwen-

dungsbereich der Verordnung. Die Anforderungen aus den Art. 8 ff. KI-VO gelten 

für ebendiese Systeme nur dann, wenn das System nach dem Inverkehrbringen 

oder der Inbetriebnahme wesentlich verändert wurde.37 

Eine Sonderreglung ergibt sich aus Art. 111 Abs. 2 KI-VO und gilt für KI-Systeme, 

die für Behörden bestimmt sind, da diese höheren Pflichten unterliegen. Hieraus 

ergibt sich, dass Behörden auch für bereits in den Verkehr gebrachte oder in 

Betrieb genommene KI-Systeme, die aus der KI-VO hervorgehenden Pflichten 

bis zum 02.08.2030 erfüllt haben müssen.38  

2.1.2.4 Strafrahmen 

Mit Art. 99 KI-VO eröffnet der Gesetzgeber das Kapitel über Sanktionen. Dem 

nachgelagert folgt in Art. 100 KI-VO die Sanktionierung in Form von Geldbußen 

für Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen der Union, während Art. 101 KI-

VO die Geldbußen für Anbieter von GPAI-Modellen festlegt.39 

Hinsichtlich der monetären Ahndung setzt die Verordnung fest, dass gemäß 

Art. 99 Abs. 2 KI-VO bei einer Missachtung der in Art. 5 KI-VO genannten verbo-

tenen KI-Praktiken eine Geldbuße von bis zu 35.000.000 Euro oder im Falle von 

Unternehmen bis zu sieben Prozent des gesamten weltweiten Jahresumsatzes 

des vorangegangenen Geschäftsjahres verhängt werden kann. Für Verstöße ge-

gen andere Verpflichtungen werden nach Art. 99 Abs. 4 KI-VO Geldbußen von 

bis zu 15.000.000 Euro oder bei Unternehmen bis zu drei Prozent des Jahres-

umsatzes verhängt. Im Falle von falschen, unvollständigen oder irreführenden 

 
36  Vgl. Ammann/Pohle, CB 2024, 137, 144; Bierekoven, ITRB 2024, 264, 265; 

Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 14; Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 
113 Rn. 2-13. 

37  Vgl. Binder/Egli, MMR 2024, 626, 627.  
38  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 111 Rn. 7. 
39  Vgl. Martini/Wendehorst/Nemitz, Art. 99 Rn. 7 f.  
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Informationen gegenüber notifizierender Stellen oder der nationalen Behörden 

werden bis zu 7.500.000 Euro oder bis zu einem Prozent des Jahresumsatzes 

als Strafe auferlegt. 

Entscheidend ist bei der Festlegung der Strafe stets, welcher der beiden Beträge 

höher ist. Eine Ausnahme hiervon bilden gemäß Art. 99 Abs. 6 KI-VO die kleinen 

und mittleren Unternehmen (KMU). Für sie soll bei der Sanktionierung stets der 

jeweils niedrigere Betrag gelten und auf diesem Wege die wirtschaftliche Lage 

der Unternehmen berücksichtigt werden.40 Für KMU führt die Verordnung keine 

eigene Definition. Sie orientiert sich an der Empfehlung der EU-Kommission41, 

welche als KMU solche Unternehmen einstuft, die weniger als 250 Mitarbeitende 

beschäftigen und höchstens einen Jahresumsatz von 50 Millionen Euro oder eine 

Jahresbilanzsumme von 43 Millionen Euro aufweisen.42 

In einer separaten Richtlinie soll zukünftig die Haftung für durch KI verursachte 

Schäden geregelt werden. Zudem wurde die bisherige Fassung der ProdHaftRL 

überarbeitet. Die neue EU-Produkthaftungsrichtlinie 2024/2853 wurde am 

18.11.2024 im Amtsblatt der EU veröffentlicht und trat schließlich am 09.12.2024 

in Kraft. In der Richtlinie wird ausgeführt, dass die bisherige Fassung sich zwar 

als wichtiges Instrument erwiesen hat, die Aktualisierung jedoch insbesondere 

aufgrund der Entwicklung der KI-Technologien notwendig war. Erwgr. 3 KI-VO 

konkretisiert weiter, dass Kläger unabhängig von neuen Technologien auch wei-

terhin von demselben Schutzniveau profitieren sollen und für alle Unternehmen 

mehr Rechtssicherheit und gleiche Wettbewerbsbedingungen herrschen. 

2.1.3 Weitere relevante Gesetze 

Im Rahmen der Arbeit werden wiederholt Schnittstellen zu anderen Gesetzen 

identifiziert, wodurch Adressaten der KI-VO neben den Pflichten aus der Verord-

nung auch weitere einschlägige Gesetze beachten und in die Implementierung 

 
40  Vgl. Vertretung in Deutschland, KI-Gesetz tritt in Kraft, 2024, o.S.; Martini/Wen-

dehorst/Nemitz, Art. 99 Rn. 24 ff.  
41  Vgl. Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Klein-

stunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen, ABI. Nr. L 124 v. 
20.5.2004, S. 39. 

42  Siehe weiterführend Erwgr. 143 KI-VO.  



KCW Schriftenreihe, Bd. 5, Pinno: Künstliche Intelligenz und Corporate Governance 

 
 13 

einbeziehen müssen. Als Beispiele lassen sich in dem Zusammenhang das Bun-

desdatenschutzgesetz, die ProdHaftRL, die NIS-2-RL43, der Data Act44 sowie 

Data Governance Act45 und die DSGVO anführen.46  

Die Tatsache, dass die KI-VO neben die weiteren Rechtspflichten tritt und diese 

nicht ersetzt, wird insbesondere aus Art. 2 Abs. 9 sowie Art. 26 Abs. 3 KI-VO 

deutlich. Diese Regelungen führen an, dass Vorschriften zum Verbraucherschutz 

und zur Produktsicherheit weiterhin uneingeschränkt Anwendung finden. Zudem 

wird in Art. 26 Abs. 3 KI-VO explizit ausgeführt, dass die in Art. 26 Abs. 1 und 2 

KI-VO genannten Pflichten für Betreiber alle sonstigen Pflichten nach dem Uni-

onsrecht unberührt lassen.47 

2.2 Künstliche Intelligenz 

Um ein fundiertes und einheitliches Verständnis zu schaffen, ist es erforderlich, 

zunächst die wesentlichen Definitionen im Bereich der KI darzustellen. Diese De-

finitionen schaffen den Rahmen zur besseren Einordnung und dienen als Grund-

lage für die weiteren Ausführungen in dieser Arbeit. 

2.2.1 Definitionen 

Neben der Begriffsbestimmung von KI im Allgemeinen, soll auch für die im Rah-

men der KI-VO genannten Begriffe des KI-Systems und des KI-Modells ein ein-

heitliches Verständnis geschaffen werden.  

 
43  Vgl. Richtlinie (EU) 2022/2555 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. 

Dezember 2022 über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsni-
veau in der Union, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 910, 2014 und der Richtlinie 
(EU) 2018/1972 sowie zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2016/1148 (NIS-2-Richtli-
nie), ABI. Nr. L 333 v. 27.12.2022. 

44  Vgl. Verordnung (EU) 2023/2854 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2023 über harmonisierte Vorschriften für einen fairen Datenzugang und 
eine faire Datennutzung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/2394 und der 
Richtlinie (EU) 2020/1828 (Datenverordnung), ABI. Nr. L 71 v. 22.12.2023. 

45  Vgl. Verordnung (EU) 2022/868 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. Mai 2022 über europäische Daten-Governance und zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2018/1724 (Daten-Governance-Rechtsakt), ABI. Nr. L 152 v. 3.6.2022.  

46  Vgl. Becker et al., Zukunft der Unternehmensdaten, 2024, S. 9; Chibanguza/Steege, 
NJW 2024, 1769, 1777; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 80; Voigt/Hul-
len, HdB-KI-Verordnung, S. 5. 

47  Vgl. IBM, Was ist KI-Governance? o.S.; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, 
S. 118 ff.; Wybitul, BB 2024, 2179, 2182. 
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2.2.1.1 KI 

Der Gesetzgeber greift in einer Vielzahl von Gesetzen, wie etwa dem Betriebs-

verfassungsgesetz (BetrVG), bereits häufig auf den Begriff der KI zurück.48 Bis-

her fehlte jedoch eine einheitliche Definition in der wissenschaftlichen Literatur.49  

Unter dem Begriff der KI (engl. Artificial Intelligence (AI)) werden zumeist ver-

schiedene Technologien verstanden, welche auf die Lösung komplexer Aufga-

ben abzielen. In der Vergangenheit unternommene Versuche einer Begriffsbe-

stimmung mündeten in einer unpräzisen Formulierung, sodass ein einheitliches 

Verständnis von KI bisher ausblieb.50 

Mit der Einführung der KI-VO definiert der Gesetzgeber den Begriff der KI in Er-

wgr. 4 KI-VO schließlich als „eine Reihe von Technologien, die sich rasant entwi-

ckeln und zu vielfältigem Nutzen für Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft über 

das gesamte Spektrum industrieller und gesellschaftlicher Tätigkeiten hinweg 

beitragen“.51 

2.2.1.2 KI-System 

Die Definition eines KI-Systems war während des Gesetzgebungsverfahrens ein 

zentrales und hoch umstrittenes Thema und stellte eine der wesentlichen Debat-

ten dar.52 Art. 3 KI-VO führt die für die Verordnung maßgeblichen Begriffsbestim-

mungen aus und definiert in Art. 3 Nr. 1 KI-VO das KI-System schließlich als 

„ein maschinengestütztes System, das für einen in unterschiedli-

chem Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist und das nach seiner 

Betriebsaufnahme anpassungsfähig sein kann und das aus den er-

haltenen Eingaben für explizite oder implizite Ziele ableitet, wie Aus-

gaben wie etwa Vorhersagen, Inhalte, Empfehlungen oder Entschei-

dungen erstellt werden, die physische oder virtuelle Umgebungen 

beeinflussen können“.53  

Der Gesetzgeber entschied sich somit im Ergebnis für eine Definition, die an die 

der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 

 
48  Vgl. Witteler/Moll, NZA 2023, 327. 
49  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 500. 
50  Vgl. Becker et al., Zukunft der Unternehmensdaten, 2024, S. 4; Kreutzer, Künstliche 

Intelligenz verstehen, S. 500. 
51  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 2. 
52  Vgl. Ammann/Pohle, CB 2024, 137; Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 1, 14 ff. 
53  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 46; vgl. Witteler/Moll, NZA 2023, 

327. 
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angelehnt ist, jedoch einen gewissen Auslegungsspielraum aufweist.54 Auch 

wenn es zunächst scheint, als könnte eine weite Auslegung im Rahmen eines 

neuen Regulierungsregimes negative Stimmen nach sich ziehen, bietet die weit-

gefasste Definition jedoch auch die Chance, dass KI-Technologien leichter ange-

wendet werden können.55 

Ein wesentliches Merkmal von KI ist die „Operation mit [einem] unterschiedlichen 

Grad an Autonomie“.56 KI-Systeme sollen bis zu einem gewissen Grad in der 

Lage sein, unabhängig von menschlichem Zutun zu agieren. In Erwgr. 12 KI-VO 

führt der Gesetzgeber die Definition eines KI-Systems weiter aus. Hervorgeho-

ben wird insbesondere, dass KI-Systeme sich von einfacheren, herkömmlichen 

Softwaresystemen und Programmierungsansätzen unterscheiden. Es werden 

von der Definition keine regelbasierten Systeme eingeschlossen, die ausschließ-

lich auf definierten Regeln von Menschen basieren und automatisch Operationen 

ausführen. In Art. 6 Abs. 1 KI-VO trifft der Gesetzgeber eine Unterscheidung zwi-

schen KI-Systemen als Produkt und als Sicherheitsbauteil eines anderen Pro-

dukts. Er macht so deutlich, dass die meisten Hardware-Komponenten nicht von 

dem Begriff des KI-System umfasst sind.57 Die Definition lässt sich zudem auf 

Basis der in Art. 2 KI-VO genannten Ausschlusstatbestände weiter konkretisie-

ren.  

Der Gesetzgeber verfolgt mit den Ausführungen in der KI-VO das Ziel, eine klare 

Definition des Begriffs „KI-System“ zu etablieren. Hierzu wird eine enge Abstim-

mung mit internationalen Organisationen angestrebt, um Rechtssicherheit, inter-

nationale Konvergenz und Akzeptanz sicherzustellen. Gleichzeitig soll die Defi-

nition auch Raum für Flexibilität bieten, damit Dynamiken im Bereich der KI hin-

reichend berücksichtigt werden können.58  

2.2.1.3 GPAI-Begriff 

Im Rahmen der KI-VO wird zwischen GPAI-Modellen und GPAI-Systemen unter-

schieden. Bei beiden Kategorien handelt sich um Systeme bzw. Modelle mit ei-

nem allgemeinen Verwendungszweck.59  

 
54  Vgl. Bronner, KIR 2024, 55, 57; Heinze et al., KIR 2024, 11, 14. 
55  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 5.  
56  Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 29. 
57  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 23. 
58  Siehe weiterführend Erwgr. 12 KI-VO. 
59  Vgl. Bronner, KIR 2024, 55, 60. 
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Art. 3 Nr. 63 KI-VO definiert ein GPAI-Modell als ein KI-Modell, welches „erhebli-

che allgemeine Verwendbarkeit aufweist“.60 Es ist in der Lage – unabhängig von 

der Art des Inverkehrbringens – viele verschiedene Aufgaben zu erfüllen. Zudem 

kann das Modell in nachgelagerte Systeme oder Anwendungen integriert wer-

den. Die GPAI-Modelle unterliegen in einigen Vorschriften Sonderregelungen, 

wie z.B. in Kapitel V und in einigen Abschnitten von Kapitel IX.61 

Auf dem Begriff der GPAI-Modelle bauen die GPAI-Systeme auf, sodass sich die 

Definition der GPAI-Systeme entsprechend ableitet. Gemäß Art. 3 Nr. 66 KI-VO 

ist ein GPAI-System „ein KI-System, das auf einem KI-Modell mit allgemeinem 

Verwendungszweck beruht und in der Lage ist, einer Vielzahl von Zwecken so-

wohl für die direkte Verwendung als auch für die Integration in andere KI-Systeme 

zu dienen“.62 Insgesamt weist der Begriff jedoch eine geringe Relevanz in der 

Verordnung auf, da die überwiegenden Vorschriften bereits an den Begriff des 

GPAI-Modells anknüpfen.63  

2.2.1.4 KI-Modell 

Der Begriff des KI-Modells wird in der KI-VO nicht explizit definiert, jedoch insbe-

sondere in Art. 3 Nr. 63 KI-VO im Kontext von GPAI-Modellen vorausgesetzt. Die 

beiden Begriffe „KI-Modell“ und „KI-System“ werden an verschiedenen Stellen 

der Verordnung voneinander abgegrenzt, wobei ein KI-Modell kein KI-System 

sein kann. Mit Ausnahme der GPAI-Modelle fallen KI-Modelle somit nicht in den 

Anwendungsbereich der KI-VO. Die Pflichten für die Akteure ergeben sich nur 

dann indirekt, wenn ein KI-Modell für die Integration in ein KI-System vorgesehen 

ist.64  

Im Rahmen der KI-VO wird der Begriff des KI-Modells enger gefasst, als es das 

allgemeine Verständnis vermuten lässt. Dies wird nicht zuletzt durch die Definiti-

onen von Anbieter (Art. 3 Nr. 3 KI-VO) und Betreiber (Art. 3 Nr. 4 KI-VO) verdeut-

licht. Aus diesen Definitionen geht hervor, dass KI-Modelle im Sinne der Verord-

nung keinen Betreiber haben und somit nicht in Betrieb genommen, wohl aber in 

den Verkehr gebracht werden können.  

Der wesentliche Unterschied zwischen einem KI-Modell und einem KI-System 

liegt in ihrer Komplexität. Während sich KI-Modelle auf eine bestimmte Funktion 

 
60  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 50. 
61  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 395.  
62  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 50; vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 

205, 207. 
63  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 419. 
64  Vgl. Voigt/Hullen, HdB-KI-Verordnung, S. 6. 
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konzentrieren und als Grundlage für zahlreiche KI-Systeme dienen, umfassen KI-

Systeme weitere Komponenten und sind in der Lage, komplexere Aufgaben zu 

bewältigen.65 

2.2.2 Konzepte und Technologien  

In Erwgr. 12 KI-VO wird als wesentliches Merkmal eines KI-Systems die Fähigkeit 

des Ableitens angeführt. Ein KI-System muss dabei nicht nur in der Lage sein, 

Ausgaben selbst abzuleiten, sondern auch den Prozess nachvollziehen können, 

durch den die Ausgabe zustande kommt. Während sich zur Erfüllung der Fähig-

keit des Ableitens verschiedene Ansätze, Techniken und Modelle entwickelten, 

hat KI im Laufe der Zeit auch weitere wichtige Impulse erhalten. Hierzu zählt ins-

besondere das Wachstum der verfügbaren Datenmenge, welches insbesondere 

auf die zunehmende Verbreitung des Internets sowie die kontinuierliche Erweite-

rung der Infrastruktur zurückzuführen ist.66 

2.2.2.1 Turing Test 

In der Literatur wird zwischen schwacher und starker KI unterschieden, wobei 

sich die Differenzierung auf den Grad von Intelligenz und Autonomie des Sys-

tems erstreckt.67  

Schwache KI (Artificial Narrow Intelligence) besitzt keine allgemeine Intelligenz 

und ist darauf ausgelegt, Aufgaben in einem begrenzten Anwendungsbereich zu 

lösen. Schwache KI agiert selbstständig, ermittelt Lösungen und optimiert stetig. 

Starke KI (Artificial General Intelligence) hingegen ist in der Lage, Aufgaben mit 

demselben Intelligenzniveau wie ein Mensch auszuführen und könnte in be-

stimmten Bereichen menschliche Fähigkeiten sogar übertreffen.68 

Alan Turing wird häufig „als Vater der KI“69 bezeichnet, da er den bekannten 

Turing-Test entwickelte. Im Wesentlichen basiert der Test auf der Interaktion von 

drei Teilnehmern – zwei Menschen und einem Computer. Ziel des Tests ist es, 

zu untersuchen, ob ein Computer durch sein Verhalten und seine Kommunikation 

 
65  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 26 f.; Voigt/Hullen, HdB-KI-Verord-

nung, S. 6 f. 
66  Vgl. Europäisches Parlament, Was ist künstliche Intelligenz und wie wird sie genutzt? 

2020, o.S.; Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 44; Taulli, Grundlagen der 
Künstlichen Intelligenz, S. 17. 

67  Vgl. Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S. 7. 
68  Vgl. Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S. 7 ff.; 

Witteler/Moll, NZA 2023, 327. 
69  Taulli, Grundlagen der Künstlichen Intelligenz, S. 2. 
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einen Menschen in so einem erheblichen Maße täuschen kann, dass dieser nicht 

mehr in der Lage ist, zwischen Mensch und Maschine zu unterscheiden.  

Das vollständige Bestehen des Turing-Tests wird oft als Voraussetzung für die 

Klassifikation eines Systems als starke KI betrachtet. Da der Test bisher nicht – 

mit hinreichender Sicherheit – vollständig abgeschlossen wurde und eine starke 

KI somit nicht existiert, sind die Ausführungen und Analysen in dieser Arbeit ge-

samthaft auf dem aktuellen Stand der Entwicklung und somit vor dem Hinter-

grund der schwachen KI zu betrachten.70 

2.2.2.2 Trainingsdaten 

Die Weiterentwicklung von KI-Systemen basiert maßgeblich auf der Verarbeitung 

großer Datensätze, die zu einem wesentlichen Anteil (ca. 70 Prozent) aus soge-

nannten Trainingsdaten bestehen. Trainingsdaten werden definiert als „Daten, 

die zur Erstellung eines KI-Algorithmus verwendet werden“.71 Das primäre Ziel 

von Trainingsdaten besteht darin, die Beziehungen innerhalb eines Algorithmus 

abzubilden, sodass das KI-System in der Lage ist, Muster zu identifizieren und 

darauf aufbauend Vorhersagen oder Entscheidungen zu treffen. Im Gegensatz 

dazu dienen Testdaten der Bewertung und Validierung eines Systems. Sie über-

prüfen das trainierte System auf seine Ergebnisse und die Verlässlichkeit der 

Daten.72 

Es gilt in dem Zusammenhang zu beachten, dass die Entwicklung von KI-Syste-

men durch die Verarbeitung unterschiedlicher Datentypen erfolgt. Diese lassen 

sich in drei Kategorien einteilen: strukturierte Daten, unstrukturierte Daten und 

semistrukturierte Daten.73 

Strukturierte Daten sind Daten, die eine klare Beschriftung und Formatierung auf-

weisen. Sie werden üblicherweise in Datenbanken oder Tabellenkalkulationen 

gespeichert. Als Beispiele lassen sich finanzielle Informationen, Sozialversiche-

rungsnummern, Adressen und Produktinformationen anführen.74 Unstrukturierte 

Daten hingegen verfügen über keine vordefinierte Formatierung oder Struktur. 

 
70  Vgl. Taulli, Grundlagen der Künstlichen Intelligenz, S. 2 ff., 210; Witteler/Moll, NZA 

2023, 327. 
71  Taulli, Grundlagen der Künstlichen Intelligenz, S. 210. 
72  Vgl. Pohlmann et al., ZVersWiss, 135, 138 f.; Taulli, Grundlagen der Künstlichen In-

telligenz, S. 76. 
73  Vgl. Taulli, Grundlagen der Künstlichen Intelligenz, S. 24. 
74  Vgl. Becker et al., Zukunft der Unternehmensdaten, 2024, S. 2; Taulli, Grundlagen der 

Künstlichen Intelligenz, S. 24. 
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Sie liegen in einer Vielzahl von Formaten vor und umfassen unter anderem Bil-

der, Videos, Audiodateien oder freie Texte.75 Neben diesen beiden Kategorien 

existieren semistrukturierte Daten – diese stellen eine Mischform aus strukturier-

ten und unstrukturierten Daten dar. Die Daten weisen zwar eine gewisse Organi-

sation auf, folgen jedoch keinem festen Schema wie strukturierte Daten. In der 

Gesamtheit aller Daten machen semistrukturierte Daten nur etwa fünf bis zehn 

Prozent aus.76  

KI-Systeme werden sowohl mit strukturierten, unstrukturierten als auch semi-

strukturierten Daten entwickelt. Die Art der verwendeten Daten kann je nach Mo-

dellart und Zielsetzung der Systeme variieren. Es mag zunächst nahe liegen, 

dass die Quantität der Daten das wesentliche Kriterium für den Erfolg eines KI-

Modells ist. Dies kann jedoch nicht uneingeschränkt bejaht werden, da eine zu-

nehmende Datenmenge die Qualität der Daten negativ beeinflussen kann. Als 

eines der wesentlichen Erfolgskriterien gilt die Qualität der Daten, da diese maß-

geblich die Qualität des KI-Systems bestimmt. Bereits fehlerhafte Daten führen 

mit einer hohen Wahrscheinlichkeit zu fehlerhaften Ausgaben des KI-Systems. 

Zur Sicherstellung der Datenqualität sollten die Daten daher die folgenden Anfor-

derungen erfüllen: Vollständigkeit, Widerspruchsfreiheit, Konsistenz und Aktuali-

tät. 

Sowohl die Sicherstellung der Datenqualität als auch der Datenmenge ist somit 

von zentraler Bedeutung, damit die Effektivität und Zuverlässigkeit von KI-Syste-

men gewährleistet werden kann.77  

2.2.2.3 Maschinelles Lernen, Deep Learning, Neuronale Netze  

Algorithmen bilden die Grundlage einer Software und stellen zur Lösung einer 

Aufgabe eine eindeutige Vorgabe dar. Neben der Verwendung von Algorithmen 

stützen sich KI-Systeme zudem auf eine Vielzahl weiterer Methoden.78 Begriff-

lichkeiten wie Neuronale Netze, Deep Learning oder Maschinelles Lernen be-

schreiben in diesem Zusammenhang vergleichbare, aber nicht synonym an-

wendbare Technologien. Sie alle stellen Teilgebiete der KI dar.79 Deep Learning 

 
75  Vgl. Becker et al., Zukunft der Unternehmensdaten, 2024, S. 2; Taulli, Grundlagen der 

Künstlichen Intelligenz, S. 24. 
76  Vgl. Taulli, Grundlagen der Künstlichen Intelligenz, S. 24. 
77  Vgl. Heid, Daten und Datenverarbeitung, o.S.; Taulli, Grundlagen der Künstlichen In-

telligenz, S. 40. 
78  Vgl. Witteler/Moll, NZA 2023, 327. 
79  Vgl. IBM, Was ist maschinelles Lernen? o.S; Wennker, Künstliche Intelligenz in der 

Praxis, S. 9. 
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ist eine Unterkategorie des Maschinellen Lernens und basiert auf Neuronalen 

Netzen, die die Grundlage dieser Methode bilden.80 

Ziel ist es mit KI-Systemen menschliches Handeln nachzubilden. Hierzu wird sich 

künstlichen Neuronalen Netzen (Artificial Neural Networks) bedient und versucht, 

den Aufbau eines biologischen Gehirns nachzubilden. Neuronale Netze stellen 

einen wesentlichen Teil des Deep Learnings dar und ermöglichen es Computer-

systemen, komplexe Zusammenhänge in Daten eigenständig zu erkennen.81 

Neuronale Netze sind strukturell durch Knotenschichten organisiert, wobei diese 

aus einer Eingabeschicht, einer oder mehreren verborgenen Schichten sowie ei-

ner Output-Schicht bestehen. Jeder dieser Knoten weist eine Verbindung zu ei-

nem anderen Knoten auf und verfügt über einen sogenannten Schwellenwert. 

Wird der Schwellenwert durch den Output eines Knotens überschritten, wird der 

Knoten aktiviert und die Daten werden an die nächste Schicht des Netzes wei-

tergegeben. 

Neuronale Netze lassen sich in sogenannten Deep-Neural-Networks und einfa-

che neuronalen Netze unterteilen. Als entscheidender Unterschied gilt hierbei die 

Anzahl der Schichten. Ein Deep Neural Network liegt vor, sobald ein Netz aus 

mehr als drei Schichten besteht.82 

Maschinelles Lernen verfolgt das Ziel, Systeme zu entwickeln, die in der Lage 

sind, eigenständig aus Daten zu lernen, Muster zu erkennen und darauf basie-

rend Vorhersagen sowie Entscheidungen zu treffen. Diese Systeme verbessern 

sich kontinuierlich auf Basis ihrer Erfahrungen, die sie während des Lernprozes-

ses sammeln, ohne dabei explizit programmiert zu werden. Man spricht hierbei 

von selbst-adaptiven Algorithmen.83 

Maschinelles Lernen kann in drei Arten des Lernens unterteilt werden:84 

• Überwachtes Lernen (Supervised Learning): Bei diesem Ansatz erfolgt 

eine Kombination aus verifizierten Informationen und selbstständiges Er-

kennen von Erklärungsmustern. 

• Unüberwachtes Lernen (Unsupervised Learning): Hierbei stehen keine 

Lösungen zur Verfügung, sodass die KI eigenständig Muster in den vor-

gegebenen Datensätzen erkennen muss. 

 
80  Vgl. Ertel, Grundkurs Künstliche Intelligenz, S. 3; IBM, Was ist maschinelles Lernen? 

o.S.; Taulli, Grundlagen der Künstlichen Intelligenz, S. 17 f. 
81  Vgl. Brune, Künstliche Intelligenz heute, S. 194 f.; IBM, Was ist maschinelles Lernen? 

o.S.; Witteler/Moll, NZA 2023, 327. 
82  Vgl. IBM, Was ist maschinelles Lernen? o.S. 
83  Vgl. Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S. 4.  
84  Vgl. Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S. 4 ff. 
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• Verstärkendes Lernen (Reinforcement Learning): Bei diesem Ansatz 

liegt kein optimaler Lösungsweg vor und die KI lernt durch die Interaktion 

mit der Datenumgebung einen Lösungsweg zu identifizieren. 

Als eine Unterkategorie des Maschinellen Lernens gilt das „Deep Learning“. 

Diese Technologie ist eine spezielle Methode des Maschinellen Lernens, da sie 

auf tiefere Neuronale Netze zurückgreift und aufgrund dessen in der Lage ist 

komplexe Muster in großen und unstrukturierten Datenmengen zu erkennen.85 

Betrachtet man die Techniken im Einzelnen, zeigt sich, dass das Maschinelle 

Lernen in einem höheren Maße auf das Eingreifen von Menschen angewiesen 

ist. Deep Learning und Neuronale Netze agieren demgegenüber autonomer, was 

sie zu wesentlichen Treibern der stetigen Fortschritte im Bereich der KI macht.86 

2.2.2.4 Generative KI  

Generative KI beschreibt eine Kategorie von KI, die anders als die zuvor darge-

legten Technologien darauf ausgelegt ist, eigenständig neue Inhalte zu generie-

ren. Dabei können Texte, Bilder, Musik und/ oder Videos generiert werden. Ge-

nerative KI greift nicht ausschließlich auf bereits bestehende Datensätze zurück, 

sondern schafft auch neue Variationen. Diese Eigenschaft spricht generativer KI 

ein hohes Potential zu, wobei diese Tatsache gleichermaßen eine vorausschau-

ende und anpassungsfähige Governance-Struktur erfordert.87 

2.3 Corporate Governance 

Nicht zuletzt aufgrund zahlreicher Unternehmensskandale im Bereich der Wirt-

schaftsdelikte und der wachsenden Anzahl an Risiken, entwickelt sich Corporate 

Governance zunehmend als zentrales Instrument zur Stärkung einer verantwor-

tungsvollen Unternehmensführung.88 

 
85  Vgl. Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S. 6; 

DCGK, 2022, S. 2; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 6. 
86  Vgl. IBM, Was ist maschinelles Lernen? o.S. 
87  Vgl. IBM, Was ist KI-Governance? o.S. 
88  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 28 f.; Schackmann/Zieg-

ler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 256.  
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2.3.1 Definitionen und Kernaspekte  

Als Corporate Governance wird jener Rahmen bezeichnet, in dem ein Unterneh-

men geführt und überwacht wird – dies umfasst die Gesamtheit der Regeln, Pro-

zesse und Systeme, die eine verantwortungsvolle, transparente und regelkon-

forme Unternehmensführung gewährleistet.89  

Corporate Governance ist der Rahmen, innerhalb dessen ein Unternehmen so-

wohl geleitet als auch kontrolliert wird. Das Bestreben liegt darin, klare Ziele zu 

setzen sowie einen verantwortungsvollen Umgang mit Risiken sicherzustellen. 

Zudem sollen die Interessen aller Stakeholder berücksichtigt werden, um Kon-

flikten untereinander entgegenzuwirken.90 Die wesentlichen Akteure sind neben 

dem Vorstand und dem Aufsichtsrat die weiteren Organe der jeweiligen Gesell-

schaft. Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind dazu verpflichtet, gemäß den Prin-

zipien der sozialen Marktwirtschaft zu handeln und dabei die Transparenz zu för-

dern. Mit diesen Grundsätzen und der Berücksichtigung der Bedürfnisse der Sta-

keholder wird sowohl bei internen als auch externen Stakeholdern Vertrauen ge-

schaffen und dadurch ein langfristiger Unternehmenserfolg ermöglicht.91  

Eine effektive Corporate Governance-Struktur zeichnet sich durch die folgenden 

Elemente aus: Compliance-Management, Risikomanagement und Internes Kon-

trollsystem (IKS). Diese Bereiche sind dafür verantwortlich, Ziele festzulegen, Ri-

siken zu beurteilen, Maßnahmen aufzusetzen und die Systeme im Unternehmen 

zu überwachen.92  

Obwohl die zuvor aufgeführten Kernelemente in den meisten Definitionen von 

Corporate Governance enthalten sind, existiert weder eine einheitliche Definition 

für diesen Begriff noch für die Compliance-Funktion eines Unternehmens.93 Dies 

führt insbesondere in der Praxis zu Schwierigkeiten bei der Abgrenzung. Unge-

achtet der fehlenden Definitionen lassen sich die beiden Funktionen jedoch inso-

weit voneinander abgrenzen, als dass Compliance als Bestandteil einer effekti-

ven Corporate Governance betrachtet werden kann. Während sich die Tätigkei-

ten von Mitarbeitenden in der Compliance-Abteilung vornehmlich auf die Einhal-

tung externer und interner Vorschriften konzentrieren, beschäftigt sich die Co-

 
89  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 38 f.; Schackmann/Zieg-

ler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 256; OECD, G20/OECD, 2024, S. 8. 
90  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 38 f. 
91  Vgl. DCGK, 2022, S. 2 
92  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 287. 
93  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 43.  
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porate Governance-Funktion mit der Struktur und Überwachung des Unterneh-

mens im Gesamten. Dies führt auch zu einer Differenzierung der jeweiligen Sta-

keholder der beiden Funktionen.94  

2.3.2 Bedeutung für Unternehmen 

Die Bedeutung von Corporate Governance hat sich im Laufe der Zeit erweitert. 

Ursprünglich lag der Fokus primär auf börsennotierten und börsenorientierten 

Unternehmen, während Corporate Governance heute auch für KMU relevant ist. 

Zu dieser Entwicklung hat die steigende Anzahl wirtschaftlichen Fehlverhaltens 

und der daraus resultierenden Regulierungsanforderungen beigetragen.95 

2.3.2.1 Deutscher Corporate Governance Kodex 

Nicht zuletzt aufgrund diverser Unternehmensskandale entschloss sich die Bun-

desregierung im Jahr 2002 den sogenannten Deutschen Corporate Governance 

Kodex (DCGK) einzuführen.96 Der Kodex definiert Best-Practice-Ansätze für eine 

gute Unternehmensführung und richtet sich primär an börsennotierte Unterneh-

men. Gemäß § 161 AktG müssen diese erklären, inwieweit sie den Empfehlun-

gen des Kodex folgen. Die Regelung „Comply or Explain“ (deutsch: „einhalten 

und erklären“) ermöglicht den Unternehmen Abweichungen, sofern sie ausrei-

chend begründet sind.97 

Der DCGK wird von der Regierungskommission jährlich überprüft, sodass sicher-

gestellt wird, dass dieser stets den aktuellen Anforderungen entspricht.98  

2.3.2.2 Business Judgement Rule 

Von dem Gedanken ausgehend, dass das Eingehen bestimmter Risiken aus ge-

schäftspolitischer Sicht vereinzelt sinnvoll sein kann, erkannte der Gesetzgeber 

vor der Einführung des § 93 AktG, dass haftungsfreie Handlungsspielräume für 

Vorstände unvermeidbar sind.99 Aus diesen rechtlichen Überlegungen hat sich 

 
94  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 257-259. 
95  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 268.  
96  Vgl. DCGK, 2022; Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 55. 
97  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 56; MüKoAktG/Goette, § 

161 Rn. 1. 
98  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 279. 
99  Vgl. BGH, Urt. v. 21.4.1997, II ZR 175/95, 1926 - ARAG/Garmenbeck; Berwanger, 

Business Judgement Rule, o.S. 
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im Laufe der Zeit die sogenannte „Business Judgement Rule“100 entwickelt. Sie 

dient als Leitlinie für Vorstände und Geschäftsführer im Rahmen ihrer Entschei-

dungskompetenz. Sofern diese im guten Glauben und im Unternehmensinte-

resse handeln, sind sie vor einer Haftung geschützt, vorausgesetzt sie halten die 

gebotenen Sorgfaltspflichten ein (§ 93 Abs. 1 AktG bzw. § 43 GmbHG).101  

2.3.2.3 Three-Lines-of-Defense-Modell 

Im Anschluss an die Etablierung einer Governance-Struktur ist es erforderlich, 

dass die hierdurch definierte Unternehmensstruktur sowie die sich daraus erge-

benden Unternehmensabläufe regelmäßig überprüft und verbessert werden. Die 

Verantwortung für die Implementierung eines effektiven Kontroll- und Überwa-

chungssystems liegt bei der Geschäftsleitung eines Unternehmens. Zur Abbil-

dung der wiederkehrenden Aktivitäten wie das Durchführen, Überprüfen und Ver-

bessern wurde ursprünglich in der Finanzbranche das Three-Lines-of-Defense-

Modell als Bestandteil der Corporate Governance-Struktur geschaffen. Das Mo-

dell erweist sich aufgrund seiner Flexibilität jedoch auch für andere Branchen, die 

mit Risiken und Compliance-Anforderungen konfrontiert sind, als wertvoll.102 Das 

Modell verfolgt das Ziel, durch drei voneinander unabhängige Verteidigungslinien 

die Geschäftsleitung bei der Erfüllung ihrer Kontroll- und Überwachungsaufgabe 

zu unterstützen.103  

Als erste Verteidigungslinie werden die operativen Einheiten eines Unterneh-

mens definiert. Diese sind im Rahmen des täglichen Geschäftsablaufs für das 

Risikomanagement verantwortlich und für die Implementierung prozessintegrier-

ter interner Kontrollen in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbereich.104  

Die zweite Verteidigungslinie besteht klassischerweise aus unabhängigen Funk-

tionen wie dem Risikomanagement und der Compliance-Funktion. Diese Berei-

che fungieren als Kontroll- und Überwachungsfunktionen des Unternehmens und 

stellen somit auch die Funktionsfähigkeit der in der ersten Verteidigungslinie 

etablierten Kontrollmechanismen sicher. Darüber hinaus werden von der zweiten 

 
100  „Regel der geschäftlichen Beurteilung“; Vgl. MüKoAktG/Spindler, § 93 Rn. 120 f.; 

Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 269. 
101  Vgl. MüKoAktG/Spindler, § 93 Rn. 120 f.; Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Ma-

nagementwissen, S. 257, 269. 
102  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 88. 
103  Vgl. Becker et al., HdB-MaRisk, S. 308 f.; Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Ma-

nagementwissen, S. 257, 278 f. 
104  Vgl. Becker et al., HdB-MaRisk, S. 309; Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Ma-

nagementwissen, S. 278 f. 
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Verteidigungslinie Richtlinien für den Umgang mit Risiken im Unternehmen ent-

wickelt. Zudem dienen sie als Beratung und Unterstützung für die erste Verteidi-

gungslinie.105 

Die Interne Revision bildet die dritte Verteidigungslinie. Diese überwacht die ers-

ten beiden Verteidigungslinien und stellt deren Funktionsfähigkeit, insbesondere 

in Bezug auf das Kontrollsystem, sicher.106  

Mit Hilfe des Three-Lines-of-Defense-Modells kann eine klare Zuordnung der 

Verantwortlichkeiten vorgenommen und die vollständige Überwachung sowie 

Kontrolle der Risiken innerhalb des Unternehmens sichergestellt werden. 

Im weiteren Verlauf der Arbeit wird das Three-Lines-of-Defense-Modell im Rah-

men der Auslegung der KI-VO herangezogen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

nicht alle Unternehmen über solche Strukturen im Rahmen ihrer Coporate Gover-

nance verfügen, sodass die in dieser Arbeit dargestellten Ausführungen nur als 

Orientierung anzusehen sind.  

2.3.2.4 IDW-Prüfungsstandard 

Compliance-Management, Risikomanagement und IKS sind wesentliche Kompo-

nenten der Corporate Governance und können regelmäßigen Prüfungen unter-

liegen. Während das Corporate Governance-System häufig in seiner Gesamtheit 

geprüft wird, besteht auch die Möglichkeit, einzelne Teilgebiete zu prüfen. Neben 

freiwilliger Prüfungsmöglichkeiten bestehen Verpflichtungen im Rahmen gesetz-

lich vorgeschriebener Abschlussprüfungen. Auch die interne Revision, als unab-

hängige Kontrollinstanz, stellt die Funktionsfähigkeit des IKS sicher, prüft die Ef-

fektivität des Risikomanagementprozesses und die Einhaltung rechtlicher sowie 

interner Vorgaben (Compliance-Management).107  

Das Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) hat die sogenannten 

IDW-Prüfungsstandards (IDW PS) in Form von Richtlinien entwickelt. Sie dienen 

zur Schaffung eines einheitlichen Rahmens für die Durchführung von Prüfungen 

und definieren spezifische Anforderungen für unterschiedliche Prüfungsbereiche. 

Die IDW PS 980, 981 und 982 bilden die Grundlage für die Überprüfung des 

Compliance-Management-Systems, des Risikomanagementsystems und IKS. 

Sie ermöglichen sowohl eine Prüfung des Corporate-Governance-Management-

Systems als Ganzes als auch eine isolierte Prüfung einzelner Teilbereiche. Die 

 
105  Vgl. Becker et al., HdB-MaRisk, S. 309; Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Ma-

nagementwissen, S. 278 f. 
106  Vgl. Becker et al., HdB-MaRisk, S. 309. 
107  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 286 ff. 
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genannten Standards tragen wesentlich zu der Bewertung der Wirksamkeit von 

Corporate Governance-Strukturen bei.108  

Auf die spezifischen Prüfungsstandards und -vorgaben wird aufgrund des 

Schwerpunkts und Umfangs der vorliegenden Arbeit nicht weiter eingegangen.  

2.4 Schnittstelle Corporate Governance und Künstliche Intelligenz 

Gesetzliche Vorgaben und Corporate Governance überschneiden sich an der 

Schnittstelle zwischen verantwortungsvoller Unternehmensführung und regulato-

rischen Anforderungen. Eine effiziente und regelkonforme Unternehmensführung 

setzt die Prüfung regulatorischer Anforderungen sowie deren Integration in be-

stehende Governance-Strukturen voraus. Nur so können Unternehmen sicher-

stellen, dass sowohl gesetzliche Anforderungen eingehalten als auch betriebs-

wirtschaftliche Ziele erreicht werden. 

Der Vorstand sowie der Aufsichtsrat repräsentieren den zentralen Kern eines Un-

ternehmens, dessen Schutz eine wesentliche Aufgabe der Coporate Gover-

nance-Funktionen darstellt. Die Funktionen der Corporate Governance fungieren 

als eine schützende Hülle, die den Kern vor externen Risiken und potenziellen 

Haftungsansprüchen abschirmen.109  

  

 
108  Vgl. IDW, IDW Verlautbarungen, S. 2; Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Ma-

nagementwissen, S. 280 ff.  
109  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 256, 286 f. 
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Abbildung 1:  Corporate Governance als Schutzmechanismus  

 

 

Abbildung 1 veranschaulicht in Anlehnung der bisherigen Ausführungen die Ele-

mente einer Corporate Governance sowie die Beziehung dieser zueinander. 

Deutlich wird insbesondere, dass die Governance eines Unternehmens den Rah-

men aller Teilfunktionen bildet und somit für alle Stakeholder im Unternehmen 

von Relevanz ist. Die zentralen Funktionen der Corporate Governance zielen da-

rauf ab, die Unternehmensführung zu schützen, zu überwachen und die Ent-

scheidungen kritisch zu prüfen.110 Besonders hervorzuheben ist, dass Corporate 

Governance die gesamte Organisation umfasst, sodass auch die einzelnen 

Fachbereiche eines Unternehmens eine wesentliche Rolle spielen. Nur im Falle 

eines reibungslosen Zusammenspiels aller Funktionen kann der Vorstand um-

fassend vor allen Risiken geschützt werden.111  

Die neuen KI-Technologien bieten einerseits das Potential zur Risikominimie-

rung, andererseits können sie jedoch auch neue Risiken aufdecken oder erzeu-

 
110  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 256. 
111  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 1, 104; Schackmann/Zieg-

ler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 257. 



KCW Schriftenreihe, Bd. 5, Pinno: Künstliche Intelligenz und Corporate Governance 

 
28 

gen. Sie bergen gleichzeitig die Gefahr fehlerhafter Ergebnisse oder Vorhersa-

gen. Auch Erwgr. 5 KI-VO führt aus, dass der Einsatz von KI Risiken mit sich 

bringen kann und auch das öffentliche Interesse sowie durch das Unionsrecht 

geschützte Rechte geschädigt werden können. Dies unterstreicht die Notwendig-

keit einer effektiven KI-Governance, die darauf ausgerichtet ist, die mit dem Ein-

satz von KI verbundenen Risiken zu identifizieren und angemessen zu kontrollie-

ren.112 

Unternehmen stehen vor der Herausforderung, regulatorische Vorgaben und 

Richtlinien umzusetzen, ohne ihre Innovationsfähigkeit einzuschränken. Klar de-

finierte Rahmenbedingungen, die sowohl die Regelkonformität als auch einen 

Spielraum für Innovation bieten, sind dabei unerlässlich.113  

Mit der Einführung der KI-VO werden klare Anforderungen an den Einsatz von 

KI-Systemen definiert, die sich an deren Gefährdungspotential orientieren. Be-

treiber und Anbieter solcher Systeme sind verpflichtet, diese Anforderungen zu 

erfüllen und durch erhöhte Transparenzpflichten nachzuweisen. Fest etablierte 

Governance-Strukturen spielen dabei eine entscheidende Rolle: Sie gewährleis-

ten neben der Einhaltung regulatorischer Vorgaben auch die Förderung des Ver-

trauens der Stakeholder.114 Dies bildet eine wesentliche Grundlage für einen 

nachhaltigen Unternehmenserfolg und die Akzeptanz innovativer Technologien.  

Durch die mit der KI-Governance einhergehenden regelmäßigen Audits und 

Überprüfungen wird die Konformität der eingesetzten KI-Systeme mit den gelten-

den Standards sowie die kontinuierliche Anpassungsmöglichkeit sichergestellt. 

Hinzu kommt auch, dass mit der zunehmenden Bedeutung und Einführung der 

KI-VO die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten definiert werden müssen. Im 

Rahmen von Governance-Strukturen werden Kommunikationswege und Ent-

scheidungsprozesse festgelegt, um eine effektive Zusammenarbeit zwischen 

den beteiligten Akteuren sicherzustellen.115 Versäumen es Unternehmen, auf 

neue Risiken angemessen zu reagieren, ihre Governance-Strukturen anzupas-

sen oder Kommunikationswege zu optimieren, können sich Lücken im Gover-

nance-Rahmen ergeben. Diese Lücken können dazu führen, dass Risiken auf 

die Unternehmensführung durchschlagen. Insofern diese Lücken aufgrund einer 

Verletzung der Sorgfaltspflicht entstehen, drohen der Unternehmensführung haf-

tungsrechtliche Konsequenzen gemäß § 93 Abs. 1 AktG bzw. § 43 GmbHG.116 

 
112  Vgl. Becker et al., Zukunft der Unternehmensdaten, 2024, S. 13; Reese, BB 2024, 1515. 
113  Vgl. Reese, BB 2024, 1515.  
114  Vgl. Kreipl, Verantwortungsvolle Unternehmensführung, S. 35 f.  
115  Vgl. Reese, BB 2024, 1515, 1517. 
116  Vgl. Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwissen, S. 257, 269. 
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Abbildung 1 verdeutlicht, dass eine unzureichende Erfüllung der Aufgaben einer 

Funktion die Durchdringung der Risiken begünstigt und die Unternehmensfüh-

rung hierdurch der Unternehmenshaftung ausgesetzt ist.  

Auch auf Unionsebene wurde im Rahmen der KI-VO eine Governance-Struktur 

etabliert und somit die Bedeutung ebendieser im Zusammenhang mit KI hervor-

gehoben (Art. 64 ff. KI-VO). Die Struktur umfasst mit dem KI-Büro (Art. 64 KI-

VO), dem Europäischen Gremium für KI (Art. 65 und 66 KI-VO), dem Beratungs-

forum (Art. 67 KI-VO) und dem wissenschaftlichen Gremium (Art. 68 KI-VO) vier 

Institutionen. Ziel dieser Governance-Struktur ist es gemäß Erwgr. 138 f. KI-VO 

die Mitgliedstaaten einerseits zu entlasten und andererseits eine harmonisierte 

Anwendung der Verordnung innerhalb der EU zu gewährleisten.117  

Während das KI-Büro im Wesentlichen die Kommission unterstützt, besteht die 

Aufgabe das KI-Gremiums in der Koordination der verschiedenen Akteure und 

der Harmonisierung der Sicherstellung einer einheitlichen Auslegung und An-

wendung der Verordnung. Das Beratungsforum wird auf Ersuchen des KI-Gre-

miums oder der Kommission tätig und stellt insbesondere technisches Fachwis-

sen bereit. Insbesondere bei komplexen Fragestellungen im Bereich der GPAI-

Modelle erhält das KI-Büro Unterstützung durch das wissenschaftliche Gremium, 

das aus unabhängigen Sachverständigen besteht.118  

 
117  Vgl. Martini/Wendehorst/Roth-Isigkeit, Art. 64 Rn. 2; Vertretung in Deutschland, KI-

Gesetz tritt in Kraft, 2024, o.S. 
118  Vgl. Deutscher Bundestag, Positionspapier, S. 4; Martini/Wendehorst/Roth-Isigkeit, 

Art. 64 Rn. 2. 
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3 Umsetzungsleitfaden – Anforderungen KI-Verordnung 

Nachdem nun die Grundlagen der KI und die Schnittstelle zur Corporate Gover-

nance dargelegt worden sind, werden in diesem Kapitel die Anforderungen aus 

der KI-VO genauer beleuchtet. 

3.1 Vorabprüfung 

Bevor sich Unternehmen mit der Umsetzung der Anforderungen aus der KI-VO 

auseinandersetzen, müssen sie prüfen, ob sie in den Anwendungsbereich fallen 

und somit Adressat der Verordnung sind. 

Hierzu sollte zunächst die Frage, ob Berührungspunkte zu KI-Systemen beste-

hen beantwortet werden. Insofern diese Frage bejaht werden kann, ist der sach-

liche Anwendungsbereich der KI-VO eröffnet.119 Auch die Frage, ob der räumli-

che Anwendungsbereich greift, muss beantwortet werden. Letzteres ist der Fall, 

wenn das Unternehmen auf dem EU-Markt agiert und ein KI-System auf diesem 

Markt in den Verkehr bringt, in Betrieb nimmt oder dessen Ergebnisse innerhalb 

der EU verwendet.120 

Eine differenzierte Bewertung des Anwendungsbereichs setzt eine Inventarisie-

rung aller im Unternehmen eingesetzten KI-Systeme sowie deren Klassifizierung 

voraus. Erst auf dieser Grundlage kann abschließend beurteilt werden, in welcher 

Form der persönliche, sachliche und räumliche Anwendungsbereich eröffnet ist. 

Die abschließende Bewertung erfolgt somit parallel zu den Umsetzungsmaßnah-

men.  

Es ist hervorzuheben, dass die in dieser Arbeit beschriebenen Prüfungsschritte 

nicht zwingend als chronologisch anzusehen sind. Vielmehr kann auch eine pa-

rallele Betrachtung und Bearbeitung vereinzelt zielführend sein. 

3.2 Vorbereitende Maßnahmen 

Angesichts der Vielzahl einschlägiger Rechtsgebiete, wie z.B. Datenschutz, 

Wettbewerbsrecht und Markenrecht, verfügen viele Unternehmen bereits über 

etablierte Governance-Strukturen sowie Compliance- und Datenschutz-Manage-

ment-Systeme. Diese bestehenden Strukturen sollten seitens der Unternehmen 

 
119  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 3; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI 

und Recht, S. 162. 
120  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 2 Rn. 4; Wybitul, BB 2024, 2179. 
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genutzt und entsprechend den Vorgaben aus der KI-VO ausgebaut bzw. opti-

miert werden.121 

Analog der bereits beschriebenen Corporate Governance-Strukturen umfasst der 

Begriff der KI-Governance, ein System aus Rahmenwerken, Regeln und Prozes-

sen, die in einem Unternehmen implementiert werden. Mit Hilfe der Etablierung 

einer solchen KI-Governance-Struktur können Unternehmen sicherstellen, dass 

der Einsatz von KI-Anwendungen in Übereinstimmung mit den rechtlichen und 

ethischen Vorgaben erfolgt. Eine effektive Governance-Struktur kann dazu bei-

tragen, die Innovationspotentiale von KI vollständig auszuschöpfen, ohne diese 

dabei zu hemmen. 

Auch nach außen schafft eine funktionierende KI-Governance-Struktur Transpa-

renz, Zuverlässigkeit und Vertrauen.122 

3.2.1 Identifizierung Rollen und Verantwortlichkeiten 

Um die Anforderungen der KI-VO effektiv umzusetzen, ist es zunächst erforder-

lich, die Zuständigkeiten im Unternehmen zu definieren. Die Überwachung kann 

durch eine bereits bestehende Kontrollfunktion in der zweiten Verteidigungslinie, 

wie z.B. Compliance oder Risikomanagement, erfolgen. Alternativ besteht die 

Möglichkeit, eine neue Abteilung für die spezifischen Anforderungen im Bereich 

KI zu schaffen. Diese Einheit könnte in der ersten Verteidigungslinie angesiedelt 

werden, wodurch die bereichsübergreifende Zusammenarbeit im Unternehmen 

gefördert wird und sich gleichzeitig die Möglichkeit der internen Überprüfung 

durch die zweite Verteidigungslinie bietet.123 

Die KI-VO verlangt im Gegensatz zu anderen Gesetzen keine Benennung eines 

KI-Beauftragten. Aufgrund der Tatsache, dass sowohl die Implementierung der 

KI-Systeme als auch die Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen ein hohes 

Maß an Fachwissen voraussetzt, stellt die Ernennung eines solchen KI-Beauf-

tragten jedoch ein für Unternehmen strategisch sinnvolles Mittel dar. Analog der 

Ernennung eines Datenschutzbeauftragten gemäß Art. 37 ff. DSGVO dient der 

KI-Beauftragte als zentrale Kontaktperson für KI-bezogene Fragestellungen. Ne-

ben der Sicherstellung der Einhaltung aller Standards fungiert der KI-Beauftragte 

 
121  Vgl. Buchalik/Gehrmann, CR 2024, 145, 152; Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210. 
122  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 472 f.; Reese, BB 2024, 1515, 

1518.  
123  Vgl. Spitznagel, Vertrauenswürdige KI, 2024, o.S. 
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auch als Vermittler zwischen verschiedenen Unternehmensbereichen und der 

Geschäftsleitung.124 

Insbesondere zu Beginn scheint die Einrichtung eines KI-Gremiums sinnvoll, da-

mit sowohl ein koordinierter Ansatz im Umgang mit KI geschaffen werden als 

auch das Fachwissen der Governance-Einheiten zwecks Einführung eines neuen 

Rechtsrahmens gebündelt werden kann. Auch langfristig kann ein solches Gre-

mium von Vorteil sein, um die Überwachung und Steuerung der KI-Themen im 

Unternehmen kontinuierlich sicherzustellen. Das Gremium sollte die wichtigsten 

Bereiche – sowohl Fachbereiche als auch Kontrollfunktionen – umfassen. Eine 

mögliche Zusammensetzung ergibt sich aus der Rechtsabteilung, Compliance, 

Risikomanagement, Datenschutz, Informationstechnologie (IT), Personal sowie 

einer gegebenenfalls etablierten KI-Abteilung.125  

Dadurch, dass die KI-Governance integraler Bestandteil der bestehenden Gover-

nance-Strukturen wird und aus verschiedenen Funktionen des Unternehmens 

besteht, kann sichergestellt werden, dass hinsichtlich des KI-Risikos alle relevan-

ten Prozesse integriert und angemessen berücksichtigt werden. Mit Hilfe der en-

gen Zusammenarbeit zwischen allen relevanten Kontrollfunktionen wird zudem 

stetig sichergestellt, dass sämtliche Einheiten eingebunden und hinsichtlich der 

Risikobewertung abgeholt werden.126 

3.2.2 Einbindung Betriebsrat 

Mit der Einführung von KI-Systemen werden auch Betriebsräte zunehmend vor 

Herausforderungen gestellt. Insbesondere die Tatsache der fehlenden Fach-

kenntnis im Bereich der KI-Technologien und die damit verbundene Schwierig-

keit, die potenziellen Auswirkungen zu bewerten, sorgt für Unsicherheiten. Neben 

vielen Chancen birgt der Einsatz von KI auch eine Vielzahl von Risiken, welche 

sich unter anderem auf die Sicherheit der Arbeitnehmenden auswirken kön-

nen.127 Auch im Hinblick auf den Einsatz von KI verfügt der Betriebsrat (BR) über 

umfassende Mitbestimmungsrechte, die in den §§ 87 ff. BetrVG geregelt sind und 

bei der Einführung solcher Systeme nicht außer Acht gelassen werden dürfen.128  

Damit die Unternehmen den Schutz der Mitarbeitenden auch weiterhin angemes-

sen gewährleisten können und ein rechtlicher Rahmen geschaffen werden kann, 

müssen die internen Vorgaben präzisiert und erweitert werden. Als eine sinnvolle 

 
124  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210; Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 4 Rn. 18 f. 
125  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210; Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 472. 
126  Vgl. Reese, BB 2024, 1515, 1518.  
127  Vgl. Lugowski, Rahmen-Betriebsvereinbarung KI, 2024, o.S. 
128  Vgl. Krimphove, ZWH 2024, 249, 253. 
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Maßnahme erweist sich hierbei der Beschluss einer Rahmen-Betriebsvereinba-

rung für den Umgang mit KI. Mit Hilfe dieser Vereinbarung soll nicht das Ziel 

verfolgt werden, den Einsatz von KI zu erschweren, sondern vielmehr eine 

Grundlage für deren Einsatz und den Schutz der Mitarbeitenden zu schaffen.129  

Inhaltlich sollte solch eine Betriebsvereinbarung insbesondere folgende Themen 

aufgreifen: Zielsetzung des Einsatzes von KI, ethische Grundsätze, Einhaltung 

gesetzlicher Bestimmungen, Festlegung der Verantwortlichkeiten, Datenschutz, 

Schulung und Qualifizierung sowie die Implementierung von angemessenen 

Kontroll- und Überwachungsmechanismen.130 

Neben einer allgemeinen Betriebsvereinbarung steht es den Unternehmen frei, 

weitere und somit spezifischere Vereinbarungen zu treffen. Ein Beispiel hierfür 

ist die Nutzung von generativen KI-Modellen wie ChatGPT. Hierbei eröffnet sich 

die Möglichkeit, die Nutzung ebendieser Modelle unternehmensspezifisch einzu-

grenzen, aber auch vollständig zu untersagen. Damit den Mitarbeitenden und so-

mit auch der Arbeitseffizienz die neuen Technologien jedoch nicht vorenthalten 

bleiben, besteht für Unternehmen die Möglichkeit, unternehmenseigene, den ex-

ternen Modellen gleichwertige Systeme zu entwickeln oder entwickeln zu lassen. 

Diese können insbesondere aus datenschutzrechtlicher Sicht in einem geschütz-

teren internen Umfeld eingesetzt werden.131 

3.2.3 Identifizierung bestehender Governance-Strukturen und Prozess-

schritte 

Damit Unternehmen sich optimal auf die bevorstehenden Anpassungen ihrer 

Strukturen vorbereiten können, ist es von entscheidender Bedeutung, in der 

Phase der Vorbereitung zunächst die bestehenden Governance-Strukturen und 

bereits implementierten Prozessschritte zu identifizieren. Hierbei ist es wichtig, 

sowohl die bestehenden Organisationsmodelle zu berücksichtigen als auch die 

bereits angewandten Prozesse für konventionelle IT-Systeme zu analysieren und 

dokumentieren. Zudem sollten weitere einschlägige rechtliche Entwicklungen 

fortlaufend beobachtet und während der Implementierungsphase der KI-VO be-

 
129  Vgl. Krimphove, ZWH 2024, 249, 253; Lugowski, Rahmen-Betriebsvereinbarung KI, 

2024, o.S. 
130  Vgl. Lugowski, Rahmen-Betriebsvereinbarung KI, 2024, o.S. 
131  Vgl. Lugowski, Rahmen-Betriebsvereinbarung KI, 2024, o.S. 
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rücksichtigt werden. Als Beispiel für die Finanzbranche lässt sich in dem Zusam-

menhang die Verordnung über digitale operationale Resilienz (Digital Operational 

Resilience Act, DORA)132 anführen. 

Hierdurch wird deutlich, dass eine frühzeitige Einbindung der zentralen Stakehol-

der von wesentlicher Bedeutung ist. Neben der Rechtsabteilung, Compliance und 

Risikomanagement umfasst dies auch den Vorstand. Als besonders relevant er-

weist sich in dem Zusammenhang auch die Abteilung für IT, die eine zentrale 

Rolle bei der technischen Umsetzung von KI einnimmt.133  

Unternehmen stellen durch die Analyse der bereits bestehenden Strukturen so-

wie der frühzeitigen Einbindung aller relevanten Stakeholder sicher, dass Syner-

gien optimal genutzt und die Effektivität der Governance-Strukturen gesteigert 

werden.134 

3.2.4 Einführung Meldewege und Überwachungsmaßnahmen 

Für den Gebrauch von KI-Systemen sind klare Meldewege und wirksame Über-

wachungsmaßnahmen zu definieren und die Anforderungen in einer Richtlinie 

verbindlich festzuhalten. Auch bei bereits bestehenden Risiken wurde in der Ver-

gangenheit häufig auf die Einführung spezifischer Richtlinien als rechtlicher Rah-

men zurückgegriffen, sodass dieser Ansatz auch im Umgang mit den KI-Risiken 

sinnvoll erscheint.135 

3.2.4.1 KI-Richtlinie 

Eine solche KI-Richtlinie stellt eine klassische Compliance-Maßnahme dar und 

trägt wesentlich dazu bei, dass die mit dem Einsatz von KI-Systemen einherge-

henden Risiken minimiert werden.136  

Zu Beginn der Richtlinie führt eine Einleitung in das Thema ein und erläutert dabei 

den Hintergrund und den Anwendungsbereich der KI-Richtlinie hinreichend. Zu-

dem muss die Richtlinie die Verantwortlichkeiten im Unternehmen klar definieren. 

 
132  Vgl. Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2022 über die digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 648/2012, (EU) 600/2014, 
(EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011, ABI. Nr. L 333 v. 27.12.2022. 

133  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 472. 
134  Vgl. Reese, BB 2024, 1515, 1517. 
135  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 472 f.  
136  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 472 f.; Ulbricht et al., Praxishand-

buch KI und Recht, S. 116.  



KCW Schriftenreihe, Bd. 5, Pinno: Künstliche Intelligenz und Corporate Governance 

 
 35 

Hierbei sollte sowohl auf den für KI verantwortlichen Bereich als auch – falls vor-

handen – auf den KI-Beauftragten eingegangen werden. Neben den Hauptver-

antwortlichen werden auch die Rollen der Risiko- und Kontrollfunktionen im Zu-

sammenhang mit KI erläutert sowie die Aufgaben jedes einzelnen Mitarbeitenden 

des Unternehmens aufgegriffen. Damit ein einheitliches Verständnis geschaffen 

werden kann, empfiehlt es sich zudem, die wesentlichen Anforderungen der KI-

VO, wie z.B. die Risikoklassifizierungen, aufzugreifen und darzulegen.137  

Damit die für KI verantwortlichen Einheiten die Erfüllung der regulatorischen so-

wie internen Vorgaben sicherstellen können, finden sich in der Richtlinie auch 

Ausführungen hinsichtlich des KI-Governance Prozesses. Diese Ausführungen 

umfassen beispielsweise den Melde-, Überprüfungs- und Betreuungsprozess für 

KI-Anwendungsfälle. Aber auch datenschutzrechtliche Fragen sowie Compli-

ance-Anforderungen sollten in diesem Rahmen Berücksichtigung finden.138 

Essenziell ist zudem, dass das Unternehmen eine umfassende KI-Strategie ent-

wickelt und diese für alle Mitarbeitenden zugänglich in der KI-Richtlinie dokumen-

tiert. Sowohl für die Entwicklung der Richtlinie als auch insbesondere der KI-Stra-

tegie sind alle relevanten Stakeholder im Unternehmen abzuholen und einzubin-

den. Im Rahmen der KI-Strategie sollte sich das Unternehmen hinsichtlich der 

Kernfragen „Wie definieren wir im Unternehmen KI?“, „Wofür setzten wir KI ein?“, 

„Welche KI setzten wir ein?“ und „Welche Vision verfolgen wir mit dem Einsatz 

von KI?“ positionieren. Diese Positionierung dient als Orientierung und schafft für 

Mitarbeitende Transparenz hinsichtlich der Unternehmensziele.139  

Mitarbeitende werden mit Hilfe dieser Richtlinie in ihrer täglichen Arbeit unter-

stützt, indem sie eine klare Vorgabe bietet und wertvolle Hinweise von den inter-

nen KI-Experten bereitstellt. Auf diese Weise kann ein regelkonformes Verhalten 

des Unternehmens sichergestellt werden.140 

3.2.4.2 Regulatorische Überwachungsmaßnahmen 

Neben der in der KI-Richtlinie aufgeführten Melde- und Überwachungsstrukturen 

sollte es ebenfalls einen klar definierten Prozess zur regelmäßigen Überwachung 

und Überprüfung sowohl der unternehmensinternen KI-Initiativen als auch der 

Einhaltung interner Vorgaben, insbesondere der KI-Richtlinie, geben. Auch die 

 
137  Vgl. Heidrich Rechtsanwälte, KI Richtlinie, o.S.  
138  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 472 f.; Reese, BB 2024, 1515, 

1519; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 116.  
139  Vgl. Protschky et al., WuM 2024, o.S.; Reese, BB 2024, 1515, 1517. 
140  Vgl. IBM, Was ist KI-Governance? o.S.; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, 

S. 116.  
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Effektivität der KI-Governance muss regelmäßig geprüft werden. Wie bereits zu-

vor in dem Kapitel der Rollen und Verantwortlichkeiten dargelegt, erweist es sich 

als sinnvoll, die Hauptverantwortlichkeit der KI-Themen in einen Bereich der ers-

ten Verteidigungslinie zu legen und so die wirksame und unabhängige Kontroll-

funktion durch die zweite Verteidigungslinie sicherzustellen.141  

3.2.4.3 Durchführung Sensibilisierungs- und Schulungsmaßnahmen 

Aus den beiden vorherigen Unterkapiteln geht sowohl bei der Festlegung der 

Verantwortlichkeiten als auch aus der Rahmen-Betriebsvereinbarung hervor, 

dass es für ein Unternehmen unabdingbar ist, die Mitarbeitenden hinsichtlich der 

Nutzung von KI hinreichend zu sensibilisieren.142 Die KI-VO unterstreicht die Be-

deutung dieses Erfordernisses, indem sie Art. 4 KI-VO mit der kürzesten Umset-

zungsfrist versieht (siehe B I 2 c). 

Art. 3 Nr. 56 KI-VO definiert den Begriff der KI-Kompetenz als  

„Fähigkeit, die Kenntnisse und das Verständnis, die es Anbietern, 

Betreibern und Betroffenen unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen 

Rechte und Pflichten im Rahmen dieser Verordnung ermöglichen, 

KI-Systeme sachkundig einzusetzen sowie sich der Chance und Ri-

siken von KI und möglicher Schäden, die sie verursachen kann, be-

wusst zu werden“.143 

Die Verordnung verpflichtet Unternehmen dazu, geeignete Maßnahmen zu er-

greifen, damit insbesondere die für KI verantwortlichen Funktionen, aber auch 

alle anderen Mitarbeitenden über hinreichend Fachkenntnisse im Bereich KI ver-

fügen. Dabei richtet sich die Einstufung des „ausreichende[n] Maß an KI-Kompe-

tenz“144 nach den bisherigen Kenntnissen der Mitarbeitenden sowie der berufli-

chen Rolle innerhalb des Unternehmens.145  

Neben der Schaffung eines Rechtsrahmens ist es wichtig, dass Unternehmen 

eine Kultur der KI-Governance etablieren. Dies erfordert, dass bei allen Mitarbei-

tenden ein Bewusstsein für den verantwortungsvollen Umgang mit KI-Systemen 

geschaffen wird und die internen Strukturen eine offene Kommunikation zwi-

 
141  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 473. 
142  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 211; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, 

S. 115. 
143  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 49. 
144  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 51. 
145  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 211. 
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schen allen Stakeholdern und Schlüsselfunktionen im Unternehmen fördern. Ins-

besondere für Mitarbeitende aus der IT, welche bereits über technisches Fach-

wissen verfügen, bieten sich Schulungen im Hinblick auf regulatorische Aspekte 

an. Es ist essenziell, dass die Mitarbeitenden neben den rein technischen Fähig-

keiten auch mit den Richtlinien und Verfahren in ihrem Unternehmen vertraut 

sind. Hierfür eignen sich sowohl Schulungen als auch umfassende Schulungs-

programme.146 Schulungen können zum einen in Präsenz stattfinden, aber auch 

in einem Online-Format durchgeführt werden. Für Mitarbeitende, welche sich im 

Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit primär auf den Einsatz von KI-Systemen kon-

zentrieren, kann die Teilnahme an speziellen Schulungsprogrammen sinnvoll 

sein. Diese Programme können intern organisiert oder durch externe Seminare 

ergänzt werden. Besonders zertifizierte Lehrgänge gewährleisten, dass die Mit-

arbeitenden über ein standardisiertes Kompetenzniveau verfügen. Sie verleihen 

dem Unternehmen die Möglichkeit, die Qualifikation der Mitarbeitenden durch 

Zertifikate gegenüber externen Stellen nachzuweisen. Wichtig ist, dass die Fort-

bildungsprogramme regelmäßig durchgeführt werden und die Mitarbeitenden 

kontinuierlich auf dem aktuellen Stand der technologischen und rechtlichen Ent-

wicklungen gehalten werden.147 

Insbesondere für Abteilungen, die sich vornehmlich mit KI-Systemen beschäfti-

gen, ist es sinnvoll, sogenannte Multiplikatoren einzusetzen. Diese Experten kön-

nen ihr Wissen und die Strategie in Bezug auf den Einsatz von KI im Unterneh-

men verbreiten.148 Um die Effektivität der Arbeit weiter zu maximieren, empfiehlt 

sich zudem eine teamübergreifende Einbindung der Multiplikatoren.149  

Neben der Vermittlung von Fachwissen im Bereich KI besteht für Unternehmen 

auch die Möglichkeit, in Vorbereitung auf den Einsatz bestimmter KI-Systeme alle 

Mitarbeitenden übergreifend zu schulen. Diese Art der unternehmensspezifi-

schen Weiterbildung gewährleistet eine umfassende Vorbereitung auf den bevor-

stehenden Einsatz von KI-Systemen.  

Die Entwicklung von KI-Kompetenz ist nicht ausschließlich als eine unterneh-

mensinterne Aufgabe anzusehen, sondern vielmehr als ein gesamtgesellschaft-

licher Auftrag. Nur wenn Unternehmen, Bildungseinrichtungen, politische Ent-

 
146  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 473; Martini/Wendehorst/Wen-

dehorst, Art. 4 Rn. 14; Reese, BB 2024, 1515, 1518.  
147  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 4 Rn. 13 ff. 
148  Vgl. Kreutzer, Künstliche Intelligenz verstehen, S. 473. 
149  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 4 Rn. 16 f.; Reese, BB 2024, 1515, 1517. 
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scheidungsträger und die Gesellschaft zusammenarbeiten, kann eine umfas-

sende und nachhaltige Förderung der KI-Kompetenz erreicht werden und die 

Herausforderungen, die der Einsatz von KI mit sich bringt, bewältigt werden.150 

Insbesondere für kleinere Unternehmen sind nicht zwingend umfassende Schu-

lungsprogramme erforderlich – auch KI-Richtlinien oder interne Leitlinien stellen 

geeignete Kompetenzvermittlungsmaßnahmen dar.151  

3.3 Umsetzungsmaßnahmen 

Neben der Vorabprüfung und der Etablierung eines Governance-Rahmens ist die 

Operationalisierung der Anforderungen aus der KI-VO von entscheidender Be-

deutung. Nur durch eine effektive Umsetzung der Anforderungen kann sicherge-

stellt werden, dass die rechtliche Konformität bei der Nutzung von KI hinreichend 

gewahrt wird. 

Für die Unternehmen besteht die wesentliche Herausforderung insbesondere da-

rin, die abstrakt formulierten Vorgaben der KI-VO und die aus ihr resultierenden 

Anforderungen individuell auf das eigene Unternehmen zu übertragen und effi-

zient in den Alltag zu integrieren.152 

3.3.1 Erstellung KI-Verzeichnis 

Unternehmen stehen vor der Herausforderung, die Vorgaben aus Richtlinien, 

Verordnungen und Standards in konkrete Maßnahmen zu übertragen. Damit dies 

gelingt, empfiehlt es sich, zunächst eine Bestandsaufnahme aller im Unterneh-

men eingesetzten Systeme sowie bevorstehender Initiativen in einem Verzeich-

nis durchzuführen. Im Anschluss ist zu prüfen, ob diese Systeme als KI-Systeme 

im Sinne der KI-VO zu klassifizieren sind.153 

Unternehmen steht dabei frei, das KI-Verzeichnis in Form einer einfachen Excel-

Datei zu erstellen oder auf ein hierfür geeignetes System zurückzugreifen. Beide 

Ansätze erlauben im weiteren Verlauf eine Verknüpfung mit zusätzlichen Infor-

mationen, wodurch die Verwaltung und Aktualisierung des Verzeichnisses er-

leichtert wird.  

 
150  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 4 Rn. 22 f. 
151  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 4 Rn. 12. 
152  Vgl. Spitznagel, Vertrauenswürdige KI, 2024, o.S. 
153  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210; Spitznagel, Vertrauenswürdige KI, 2024, o.S. 
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Zu der Bestandsaufnahme zählt neben der Zusammenstellung aller Systeme 

auch die Identifikation relevanter sowie einschlägiger Gesetze. Dies beinhaltet 

vornehmlich die KI-VO, schließt jedoch auch andere, bereits bestehende Ge-

setze ein (siehe B I 3).154 

3.3.2 Identifizierung Rollen und System-Verantwortliche 

Auch in Bezug auf die einzelnen KI-Systeme ist es erforderlich, dass die Rollen 

und Verantwortlichkeiten eindeutig definiert sind. Im Anschluss an die Identifika-

tion des Bestands an vorhandenen KI-Systemen sowie geplanter KI-Initiativen, 

muss für jedes System eine verantwortliche Person im Unternehmen bestimmt 

werden. Diese fungiert für alle künftigen Anliegen als zentrale Kontaktperson und 

trägt die Verantwortung für etwaige Anpassungen sowie potenzielle Risiken. 

Für jedes KI-System wird im nächsten Schritt individuell bewertet, welche spezi-

fische Rolle das Unternehmen im Sinne der KI-VO einnimmt. Die in Teil B dieser 

Arbeit bereits dargestellten Adressaten bilden die Grundlage der Einordnung. Da-

bei ist hervorzuheben, dass die Rolle als Adressat für jedes KI-System variieren 

kann. Dies führt dazu, dass unterschiedliche Pflichten zu erfüllen sind. Aus die-

sem Grund ist eine Prüfung der Adressateneigenschaft für jedes einzelne KI-

System unverzichtbar und sollte vor der weiterführenden Analyse der Anforde-

rungen erfolgen.155  

3.3.2.1 Anbieter 

Da ein Großteil der Pflichten der KI-VO die Anbieter von KI-Systemen betreffen, 

kommt der Definition dieses Begriffs eine zentrale Bedeutung zu.156 

Art. 3 Nr. 3 KI-VO definiert den Begriff Anbieter als „eine natürliche oder juristi-

sche Person, Behörde, Einrichtung oder sonstige Stelle“157, die KI-Systeme oder 

GPAI-Modelle entwickelt und diese unter eigenem Namen in den Verkehr bringt 

oder in Betrieb nimmt.158 

 
154  Vgl. Spitznagel, Vertrauenswürdige KI, 2024, o.S. 
155  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 16; Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210. 
156  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 63. 
157  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 46; vgl. Ammann/Pohle, CB 2024, 

137, 138. 
158  Vgl. Bierekoven, ITRB 2024, 264, 267; Ebers/Streitbörger, RDi 2024, 393, 398; Mar-

tini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 64; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und 
Recht, S. 165.  
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Art. 3 KI-VO führt diese Begrifflichkeiten weiter aus, wobei unter dem Inverkehr-

bringen das erstmalige Bereitstellen auf dem Unionsmarkt (Art. 3 Nr. 9 KI-VO) 

subsumiert wird. Dies impliziert die Abgabe eines KI-Systems oder GPAI-Modells 

im Rahmen einer Geschäftstätigkeit mit dem Ziel des Vertriebs oder der Verwen-

dung auf dem Unionsmarkt. Gemäß Art. 3 Nr. 10 KI-VO ist dabei unerheblich, ob 

das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme entgeltlich oder unentgeltlich er-

folgt.159 Dem Begriff des Inverkehrbringens kommt im Rahmen der KI-VO eine 

entscheidende Bedeutung zu, da er sowohl für den Anwendungsbereich der Ver-

ordnung als auch weitere wichtige Definitionen eine wesentliche Grundlage bil-

det.160 

Als Inbetriebnahme klassifiziert der Gesetzgeber die Bereitstellung zum Erstge-

brauch. Diese kann sowohl an den Betreiber oder zum Eigengebrauch erfolgen 

(Art. 3 Nr. 11 KI-VO). Aus den Definitionen in Art. 3 Nr. 3-4 KI-VO geht hervor, 

dass der Gesetzgeber unter der Inbetriebnahme einen „Akt der Bereitstellung“161 

versteht, sodass die Nutzung eines KI-Systems durch den Betreiber nicht unter 

diesen Begriff fällt.162 Der Begriff der Inbetriebnahme wird in den Bestimmungen 

der Verordnung häufig mit dem des Inverkehrbringens zusammen verwendet.163 

Betrachtet man die Definitionen der Verordnung, fällt auf, dass die Inbetrieb-

nahme – im Gegenteil zum Inverkehrbringen – keinen Bezug zu einer Geschäfts-

tätigkeit herstellt. Während der Begriff des Anbieters in Teilen an die des Herstel-

lers gemäß der ProdHaftRL angelehnt ist, weicht Art. 4 Nr. 9 ProdHaftRL von der 

KI-VO insofern ab, als das der Artikel verlangt, dass auch die Inbetriebnahme im 

Rahmen einer Geschäftstätigkeit erfolgen muss. Es kann jedoch vermutet wer-

den, dass auch im Rahmen der KI-VO vom Gesetzgeber eine Gleichbehandlung 

hinsichtlich der Geschäftstätigkeit angestrebt wird.164  

Ein weiteres Element der Definition besteht darin, dass der Anbieter das Inver-

kehrbringen in eigenem Namen oder mit seiner Handelsmarke vornimmt. Hier-

durch wird die handelnde Person ohne weitere Erfordernisse als Anbieter erkenn-

bar.165 Darüber hinaus bleibt unklar, ob das Merkmal „unter eigenem Namen oder 

mit eigener Handelsmarke“ ausschließlich für die Variante des Inverkehrbringens 

 
159  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 52 f.; Ebers/Streitbör-

ger, RDi 2024, 393, 398; Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3, Rn. 67 f.  
160  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 108. 
161  Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 133. 
162  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 17; Martini/Wendehorst/Wendehorst, 

Art. 3 Rn. 133. 
163  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 131; Ulbricht et al., Praxishandbuch 

KI und Recht, S. 165.  
164  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 134. 
165  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 64; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI 

und Recht, S. 165.  
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gilt oder ob dies auch auf die Inbetriebnahme Anwendung findet. Auch wenn man 

zunächst davon ausgehen kann, dass das Merkmal beide Varianten umfasst, so 

werden bei der Inbetriebnahme – insbesondere im Falle des Eigengebrauchs – 

doch geringere Anforderungen an die Sichtbarkeit gestellt. Die KI-VO selbst 

schafft in diesem Punkt keine abschließende Klarheit, sodass in Einzelfällen auf 

das Verständnis des „Herstellers“ in bereits bestehenden Rechtsakten zurückge-

griffen werden muss.166 

3.3.2.2 Betreiber 

Neben der Definition des Anbieters ist auch der Begriff des Betreibers in der KI-

VO von zentraler Bedeutung. Gemäß Art. 3 Nr. 4 KI-VO wird der Betreiber als 

„eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder sonstige 

Stelle, die ein KI-System in eigener Verantwortung verwendet“167 definiert. Eine 

Ausnahme bildet gemäß Art. 2 Abs. 10 KI-VO die Nutzung eines KI-Systems im 

Rahmen einer rein privaten Tätigkeit. Als Betreiber ist somit in erster Linie dieje-

nige Person zu qualifizieren, die ein KI-System eigenverantwortlich zu geschäft-

lichen Zwecken nutzt.168 

In der Praxis gilt zudem, dass, wenn ein KI-System von einem Mitarbeitenden 

eines Unternehmens verwendet wird, das Unternehmen selbst als Betreiber zu 

klassifizieren ist und nicht der einzelne Mitarbeitende. Dies lässt sich auch aus 

dem Wortlaut der Verordnung „eigener Verantwortung“169 schließen.170 Der Be-

griff des Betreibers gilt, ebenso wie der des Anbieters, gleichermaßen als Kon-

kretisierung des Anwendungsbereiches sowie als Bezugspunkt einiger Pflichten. 

In diesem Zusammenhang sind insbesondere Art. 26, 27, 50 Abs. 3-4 und 71 

Abs. 3 KI-VO von Relevanz, die die Pflichten des Betreibers regeln und im wei-

teren Verlauf der Arbeit detaillierter analysiert werden.171  

Sowohl die Definition des Anbieters als auch des Betreibers sind nach der KI-VO 

weit gefasst. Es fällt jedoch auf, dass der Gesetzgeber lediglich in Art. 2 Abs. 1 

lit. a KI-VO und in Bezug auf das Inverkehrbringen eine Unterscheidung zwischen 

 
166  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 64 m.w.N.  
167  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 47; Herbst/Panic, KI-Recht prak-

tisch erklärt, S. 26. 
168  Vgl. Ammann/Pohle, CB 2024, 137, 139; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, 

S. 169. 
169  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 46. 
170  Vgl. Bierekoven, ITRB 2024, 264, 267 f.; Ebers/Streitbörger, RDi 2024, 393, 399; Ul-

bricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 166. 
171  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 79. 
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normalen KI-Systemen und GPAI-Modellen trifft, während die Definition des Be-

treibers diese Differenzierung nicht umfasst. Auf den ersten Blick könnte allein 

der Wortlaut der Verordnung vermuten lassen, dass die KI-VO nur dann Anwen-

dung findet, wenn GPAI-Anbieter ein GPAI-Modell in den Verkehr bringen, wäh-

rend die Verwendung des Outputs eines solchen Modells nicht erfasst wäre. 

Diese auf den ersten Blick unklare Formulierung erweist sich jedoch als insoweit 

stimmig, als dass KI-Modelle bei ihrer Inbetriebnahme zu KI-Systemen werden 

und somit automatisch von der Definition umfasst sind.172 

3.3.2.3 Sonstige Akteure 

Art. 3 Nr. 6 KI-VO definiert auch den Einführer als „eine in der Union ansässige 

oder niedergelassene natürliche oder juristische Person“173, die ein KI-System, 

welches den Namen oder die Handelsmarke einer natürlichen oder juristischen 

Person im Drittland trägt, in den Verkehr bringt. Dem Einführer obliegt somit die 

Aufgabe, KI-Systeme von Anbietern, die außerhalb des Unionsgebietes nieder-

gelassen sind, zu importieren und durch das Inverkehrbringen im Unionsgebiet 

eine höhere Verantwortung zu übernehmen. Die hieraus resultierenden erweiter-

ten Pflichten sind in Art. 23 KI-VO beschrieben. Die Inbetriebnahme obliegt allein 

dem Anbieter, sodass dies nicht durch den Einführer erfolgen kann.174  

Keine weiteren Ausführungen trifft der Gesetzgeber hinsichtlich des Erfordernis-

ses, dass Einführer in der Union ansässig oder niedergelassen sein müssen. 

Während Stimmen in der Literatur zur Stärkung der Rechtssicherheit eine Kon-

kretisierung der Begriffe wünschen, interpretieren andere Stimmen diese Formu-

lierung als einen Fehler.175 Aufgrund der Identifizierung des Fehlers wurde dieses 

Erfordernis in der neuen ProdHaftRL von 2024 nicht übernommen. Der Tatsache 

geschuldet, dass die KI-VO die Einschränkung auch weiterhin enthält, werden 

alle Akteure, welche nicht in der Union ansässig sind, nach der KI-VO als Händler 

eingestuft.176 Diese definiert die Verordnung in Art. 3 Nr. 7 KI-VO als „eine natür-

 
172  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 82; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI 

und Recht, S. 166. 
173  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 46. 
174  Vgl. Ammann/Pohle, CB 2024, 137, 139; Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 99. 
175  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 45; Martini/Wen-

dehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 100. 
176  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 100. 
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liche oder juristische Person in der Lieferkette, die ein KI-System auf dem Uni-

onsmarkt bereitstellt“177, wobei Anbieter und Einführer ausdrücklich ausgenom-

men sind.178 In Art. 24 KI-VO finden sich die für Händler geltenden Pflichten. 

Auch von der KI-VO umfasst sind gemäß Art. 2 Abs. 1 lit. e KI-VO Produkther-

steller sowie gemäß Art. 2 Abs. 1 lit. f KI-VO Bevollmächtigte von Anbietern, die 

nicht in der Union niedergelassen sind. Beide Akteure werden in Art. 3 Nr. 8 KI-

VO als Adressaten der Verordnung bezeichnet. Als Produkthersteller gilt, wer KI-

Systeme in Verbindung mit einem Produkt in den Verkehr bringt oder in Betrieb 

nimmt. Das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme erfolgt unter eigenem Na-

men oder der eigenen Handelsmarke (Art. 2 Abs.1 lit. e KI-VO).  Eigene Pflichten 

ergeben sich für Produkthersteller nicht, jedoch können diese gemäß Art. 25 Abs. 

1 KI-VO – ähnlich der anderen Akteure – zu Anbietern von Hochrisiko-KI-Syste-

men werden.179 

Ein Bevollmächtigter wird gemäß Art. 3 Nr. 5 KI-VO als „eine in der Union ansäs-

sige oder niedergelassene natürliche oder juristische Person“180 definiert, die von 

einem Anbieter eines KI-Systems oder GPAI-Modells schriftlich bevollmächtigt 

wurde, den aus der Verordnung resultierenden Pflichten im Namen des Anbieters 

nachzukommen. Besondere Relevanz erlangen die Bevollmächtigten als in der 

Union niedergelassene Ansprechpartner, da Erwgr. 82 S. 1 KI-VO voraussetzt, 

dass unter allen Umständen ein in der Union niedergelassener Ansprechpartner 

zur Gewährleistung der Konformität benannt werden muss. Die Eigenschaft ei-

nes Bevollmächtigten wird somit entgegen den anderen Akteuren nicht durch die 

KI-VO begründet, sondern durch einen Akt der Bevollmächtigung des Anbieters 

sowie der Zustimmung des Bevollmächtigten. Eigenständige Pflichten ergeben 

sich für den Bevollmächtigten nicht, da dieser ausschließlich die Aufgaben des 

Anbieters wahrnimmt.181 

3.3.3 Einteilung Risikoklassen 

Der Gesetzgeber verfolgt im Rahmen der KI-VO einen risikobasierten Ansatz, 

der eine Einteilung von KI-Systemen in verschiedene Kategorien vorsieht.182 Die 

Unterscheidung der Risikokategorien bildet bei der Einhaltung der regulatori-

 
177  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 46. 
178  Vgl. Ammann/Pohle, CB 2024, 137, 139. 
179  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 49; Herbst/Panic, KI-

Recht praktisch erklärt, S. 26. 
180  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 46.  
181  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 50. 
182  Vgl. Bronner, KIR 2024, 55, 57. 
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schen Anforderungen eine zentrale Grundlage. Damit Unternehmen, die im Rah-

men der Bestandsaufnahme identifizierten KI-Systeme den entsprechenden Ri-

sikokategorien zuordnen können, empfiehlt sich die Anwendung eines einheitli-

chen Schemas. Mit Hilfe dessen wird nicht nur die konsistente Bewertung sicher-

gestellt, sondern auch die Transparenz der Entscheidungen. Um eine bestmög-

liche Transparenz gegenüber allen Stakeholdern zu gewährleisten – sowohl in-

nerhalb des Unternehmens als auch gegenüber externen Stakeholdern wie Re-

gulierungsbehörden – bietet es sich an, die Zuordnung der eigenen Rolle, die 

Risikoklassifizierung sowie die hieraus resultierenden Pflichten im KI-Verzeichnis 

weiterzuführen. Das Verzeichnis sollte eine umfassende Dokumentation enthal-

ten, die die Anforderungen an das Unternehmen klar nachvollziehbar macht.183 

Ein transparentes Vorgehen dient nicht nur der internen Governance, sondern 

fördert auch das Vertrauen der Stakeholder im Umgang mit KI-Risiken.184  

Nachfolgendes Schema soll als Beispiel dienen und bietet die Grundlage für die 

weiteren Ausführungen in diesem Kapitel.  

Abbildung 2:  Prüfungsschema Risikokategorien 

 

 

Quelle: in Anlehnung an Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210. 

Anhand Abbildung 2 wird ersichtlich, dass die KI-VO die KI-Systeme in unter-

schiedliche Risikokategorien einteilt: unannehmbares Risiko (verbotene KI-Sys-

teme), hohes Risiko, begrenztes Risiko und minimales Risiko. Handelt es sich 

bei dem vorliegenden System um kein verbotenes KI-System im Sinne des Art. 

5 KI-VO besteht die Möglichkeit, dass das System den Regelungen aus Anhang 

 
183  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210 f. 
184  Vgl. Reese, BB 2024, 1515; Schackmann/Ziegler, Praxisorientiertes Managementwis-

sen, S. 277. 
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I oder III unterliegt. In diesem Fall handelt es sich – unter Berücksichtigung be-

stimmter Voraussetzungen wie den Ausnahmen nach Art. 6 Abs. 3 KI-VO sowie 

einer Konformitätsbewertung – um ein Hochrisiko-KI-System im Sinne von Art. 6 

KI-VO. Alle anderen Fälle stellen KI-Systeme mit einem begrenzten oder mini-

malen Risiko dar. 

Nach der finalen Einordnung der Systeme verfügen Unternehmen über ein Ver-

zeichnis, welches sämtliche KI-Systeme im Unternehmen zusammenfasst. Die-

ses Verzeichnis dokumentiert zudem die eigene Rolle als Akteur, die Risikoklas-

sifizierung und schlussendlich gibt es Aufschluss über die hieraus resultierenden 

Pflichten.  

Zum besseren Verständnis werden die beiden Schritte – Risikoklassifizierung 

und damit einhergehende Anforderungen – in den einzelnen Kategorien jeweils 

zusammen behandelt. 

3.3.3.1 Unannehmbares Risiko 

Sobald die in einem Unternehmen eingesetzten KI-Systeme in einem Verzeichnis 

zusammengefasst sind, empfiehlt es sich, zunächst zu prüfen, ob eines der Sys-

teme unter die verbotenen Praktiken im Sinne der KI-VO fällt. 

Der Gesetzgeber führt die verbotenen Praktiken entsprechend dem risikobasier-

ten Ansatz in Kapitel II KI-VO aus. Das Kapitel umfasst jene KI-Praktiken, die ein 

unannehmbares Risiko darstellen, insbesondere in Bezug auf die Wahrung der 

Grundrechte. Diese Konsequenz ergibt sich nicht zuletzt aus dem in Art. 1 Abs. 

1 KI-VO genannten Ziel, eine vertrauenswürdige KI zu fördern und ein hohes 

Schutzniveau, auch in Bezug auf die in der Charta festgehaltenen Grundrechte, 

aufzubauen. 

Berücksichtigt werden sollte im Zusammenhang von Art. 5 KI-VO die Verwen-

dung des Begriffs „Praktiken“. Anders als die Kapitel III bis V KI-VO, welche 

Hochrisiko-KI-Systeme, Arten weiterer KI-Systeme und GPAI-Modelle umfassen, 

sind die in Art. 5 Abs.1 KI-VO aufgelisteten Praktiken nicht auf bestimmte Sekto-

ren begrenzt. Ausnahme bildet der Umstand, dass die Formulierung selbst eine 

Begrenzung auf einen Sektor impliziert. Damit KI-Systeme nicht für Zwecke ein-

gesetzt werden können, die nicht mit den europäischen Grundwerten vereinbar 

sind, adressiert Kapitel II KI-VO vornehmlich die auf KI-bezogenen Tätigkeiten. 

Hiervon umfasst sind das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme sowie die Ver-

wendung von KI-Systemen zu einem bestimmten Zweck (siehe C III 2).185  

 
185  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 5 Rn. 2 f. 
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Als verbotene Praktiken legt die KI-VO folgende Fallgruppen fest.186  

• Unterschwellige Beeinflussung oder absichtlich manipulative oder täu-

schende Techniken 

• Ausnutzen von in der KI-VO genannten menschlichen Schwächen  

• Klassifizierung anhand von Verhaltens- oder Persönlichkeitsmerkmalen 

(Social Scoring) 

• Kriminalitäts-Profiling187  

• Datenbanken zur Gesichtserkennung  

• Ableiten von Emotionen am Arbeitsplatz und in Bildungseinrichtungen  

• Biometrische Kategorisierung auf Basis persönlicher Merkmale  

• Biometrische Echtzeit-Fernidentifizierungssysteme im öffentlichen Raum 

zur Strafverfolgung  

Weitere Ausführungen zu den verbotenen KI-Praktiken und den verschiedenen 

Fallgruppen finden sich in Erwgr. 28-45 KI-VO. Diese dienen Unternehmen als 

Orientierungshilfe, um eine weitergehende Differenzierung der Kategorien vorzu-

nehmen. Dabei ist zu beachten, dass die zuvor aufgeführten Fallkonstellationen 

nicht in allen Fällen vollständig verboten sind. Teilweise nennt die Verordnung 

lediglich Einschränkungen hinsichtlich der Fallgruppen oder stellt Voraussetzun-

gen für den Einsatz auf. Ein Beispiel und gleichzeitig eine Sonderkonstellation 

stellt Art. 5 Abs. 1 UAbs. 1 lit. h KI-VO dar. Es handelt sich hierbei um die bio-

metrische Echtzeit-Fernidentifizierung (Art. 3 Nr. 42 KI-VO). Unternehmen sollten 

hierbei besonders berücksichtigen, dass es sich nicht um ein uneingeschränktes 

Verbot handelt. Der Gesetzgeber führt zwar an, dass die Verwendung ebensol-

cher Systeme grundsätzlich untersagt ist, das Verbot jedoch nur gilt, insofern die 

unter Art. 5 Abs. 1 UAbs. 1 lit. h und Abs. 2-7 KI-VO genannten Voraussetzungen 

nicht eingehalten werden.188  

Die Ausführungen, die verbotenen Praktiken betreffend, sind somit seitens der 

Unternehmen sorgfältig zu analysieren. Möglich ist auch, dass die Kommission 

gemäß Art. 96 Abs. 1 lit. b KI-VO zukünftig Leitlinien zur weiteren Auslegung des 

 
186  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 20; Martini/Wendehorst/Wendehorst, 

Art. 5 Rn. 1 ff.; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 171. 
187  „Jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin be-

steht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte per-
sönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu bewerten, insbe-
sondere um Aspekte bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, per-
sönliche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Orts-
wechsel dieser natürlichen Personen zu analysieren oder vorherzusagen.“ Mar-
tini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 364. 

188  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 5 Rn. 4.  
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Art. 5 KI-VO erlässt. Der Zeitpunkt und die konkrete Umsetzung sind bis jetzt 

jedoch noch nicht bekannt.189 

Sanktionsrechtlich zieht die Verwendung von verbotenen KI-Praktiken für die be-

troffenen Akteure gemäß Art. 99 KI-VO das höchste Strafmaß nach sich.190 

3.3.3.2 Begrenztes und minimales Risiko 

Neben den verbotenen Praktiken existieren auch KI-Systeme mit einem begrenz-

ten Risiko. Die Verordnung bündelt diese in Kapitel IV KI-VO. Art. 50 KI-VO ist 

der einzige Artikel dieses Kapitels und umfasst insbesondere KI-Systeme, die zur 

unmittelbaren Interaktion mit natürlichen Personen dienen. In den Anwendungs-

bereich fallen neben Chatbots zudem KI-Systeme (auch GPAI-Modelle), die „syn-

thetische Audio-, Bild-, Video- oder Textinhalte … erzeugen“191 sowie Systeme 

zur Emotionserkennung und/oder biometrischen Kategorisierung.192  

Zwar misst der Gesetzgeber diesen KI-Systemen ein geringeres Risiko als den 

verbotenen Praktiken oder den Hochrisiko-KI-Systemen zu, jedoch erachtet er 

die Einführung besonderer Transparenzpflichten aufgrund des bestehenden 

Schadenpotentials dennoch als erforderlich. Dies unterstreicht der Gesetzgeber 

in Erwgr. 132 KI-VO. Die Systeme kommen aufgrund ihrer Funktionen den 

menschlichen Fähigkeiten sehr nahe und bergen das Risiko der Manipulation 

bzw. Verwechslung.193 Es ist daher erforderlich, dass die Interagierenden über 

die Tatsache, dass es sich um ein KI gesteuertes System handelt, informiert sind. 

Für Anbieter sind die in Art. 50 Abs. 1 und 2 KI-VO und für Betreiber die in Art. 

50 Abs. 3 und 4 KI-VO genannten Anforderungen einschlägig. Darüber hinaus 

stellt der Gesetzgeber für die KI-Systeme dieser Risikokategorie keine weiteren 

Regulierungsanforderungen.194  

Falls ein KI-System sowohl unter einen der Tatbestände von Art. 50 Abs. 1-4 KI-

VO fällt als auch Merkmale eines Hochrisiko-KI-Systems gemäß den Bestimmun-

gen in Kapitel III KI-VO aufweist, sieht Art. 50 Abs. 6 KI-VO vor, dass die Anfor-

derungen aus beiden Regelungen parallel angewendet werden. Die aus den An-

forderungen resultierenden Transparenzpflichten verfolgen jedoch unterschiedli-

 
189  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 5 Rn. 6. 
190  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 20; Martini/Wendehorst/Wendehorst, 

Art. 5 Rn. 7 f. 
191  Martini/Wendehorst/Martini, Art. 50 Rn. 42.  
192  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 209; Martini/Wendehorst/Martini, Art. 50 Rn. 42. 
193  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 209; Martini/Wendehorst/Martini, Art. 50 Rn. 1, 9. 
194  Vgl. Martini/Wendehorst/Martini, Art. 50 Rn. 9. 



KCW Schriftenreihe, Bd. 5, Pinno: Künstliche Intelligenz und Corporate Governance 

 
48 

che Ziele: Während Art. 50 KI-VO darauf abzielt, den betroffenen natürlichen Per-

sonen die Möglichkeit zu geben, KI-Systeme und deren Ergebnisse erkennen 

und einordnen zu können, verfolgt Art. 13 KI-VO das Ziel, dass sowohl Anbieter 

als auch Betreiber sicherstellen, dass der Einsatz ihrer KI-Systeme rechtskon-

form erfolgt. Aufgrund der unterschiedlichen Intention ist es unabdingbar, dass 

die mit dem Einsatz verbundenen Inhalte und Prüfungsschritte nach außen hin-

reichend nachvollziehbar sind.195 

Bei der Einstufung von KI-Systemen in die Kategorie des minimalen Risikos han-

delt es sich um keine gesetzliche Bezeichnung aus der KI-VO. Der Begriff hat 

sich jedoch mittlerweile etabliert und wird auch von der EU-Kommission in ihren 

„Frage und Antwort“ Veröffentlichungen verwendet. Von dieser Kategorie sind 

alle Systeme umfasst, die keiner der anderen Risikokategorien zugeordnet wer-

den können. Hieraus lässt sich ableiten, dass diese Systeme zumindest aus 

rechtlicher Sicht nicht in den Anwendungsbereich der KI-VO fallen und sich somit 

keine weiteren Pflichten für ebendiese Systeme ergeben.196  

Art. 95 KI-VO sieht für beide Kategorien (begrenztes und minimales Risiko) die 

Möglichkeit vor, freiwillig Verhaltenskodizes zu erstellen.  

Bevollmächtigte, Einführer und Händler treffen nach Art. 50 KI-VO für diese Risi-

kokategorien keine Verpflichtungen. 

3.3.3.3 Hohes Risiko 

Lässt sich ein KI-System als Hochrisiko-KI-System klassifizieren, ergeben sich 

aus der KI-VO umfangreiche Pflichten.197 Der Gesetzgeber stuft ein KI-System 

als hochriskant ein, wenn von diesem ein erhebliches Risiko für die Unionswerte, 

die Sicherheit und die Grundrechte ausgeht.198 

Damit ein KI-System als hochriskant gilt, müssen Unternehmen gemäß Art. 6 

Abs. 1 KI-VO prüfen, ob zwei Voraussetzungen kumulativ vorliegen. Zum einen 

muss das KI-System als Sicherheitsbauteil eines Produktes verwendet werden. 

Das Produkt, in welchem das KI-System verwendet wird, muss dabei unter die in 

Anhang I KI-VO aufgelisteten Harmonisierungsvorschriften der Union fallen. Dar-

über hinaus ist es auch möglich, dass es sich bei dem KI-System selbst um solch 

ein Produkt handelt. Bei den Harmonisierungsvorschriften handelt es sich um 

 
195  Vgl. Martini/Wendehorst/Martini, Art. 50 Rn. 123.  
196  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 209. 
197  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 208. 
198  Siehe weiterführend Erwgr. 46-48 KI-VO; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und 

Recht, S. 172. 
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Regeln, die für alle Unternehmen und Organisationen einschlägig sind, die KI-

Systeme in der EU anbieten oder anwenden – sogenannte technische Stan-

dards. Durch die Aufnahme der Harmonisierungsvorschriften in die KI-VO soll in 

der EU eine einheitliche Handhabung hinsichtlich KI-Systemen sichergestellt 

werden.199 Des Weiteren muss gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b KI-VO eine Bewertung 

dahingehend erfolgen, ob das Produkt die festgelegten Anforderungen und Nor-

men erfüllt (Konformitätsbewertung). 

Art. 6 Abs. 2 KI-VO verweist auf Anhang III KI-VO, der neben Art. 6 Abs. 1 KI-VO 

weitere Systeme auflistet, die als hochriskant anzusehen sind. Für Unternehmen 

gilt es somit Art. 6 KI-VO sowohl in Verbindung mit Anhang I als auch Anhang III 

zu lesen und zu beachten, dass die Einstufung als hochriskant sowohl auf Pro-

duktebene als auch in Bezug auf spezifische Anwendungen erfolgen kann. 

Wie Abbildung 2 verdeutlicht, gibt es einen Ausnahmetatbestand nach Art. 6 Abs. 

3 KI-VO. Hiernach gilt ein KI-System nicht als hochriskant, sofern es keine Ent-

scheidungen wesentlich beeinflusst und somit kein erhebliches Risiko für „die 

Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechte natürlicher Personen birgt“.200 Sofern 

Unternehmen also Hochrisiko-KI-Systeme einsetzen, diese jedoch unter den 

Ausnahmetatbestand fallen, unterliegen diese nicht den Pflichten nach Art. 8 ff. 

KI-VO. Allerdings sind Unternehmen nach Art. 6 Abs. 4 KI-VO dazu angehalten, 

ihre Bewertung zu dokumentieren, das KI-System in der EU-Datenbank zu re-

gistrieren und auf Verlangen der Aufsichtsbehörde eine Bewertungsdokumenta-

tion vorlegen zu können.201 

Eine vollumfängliche Darstellung aller Pflichten für Hochrisiko-KI-Systeme würde 

den Umfang dieser Arbeit überschreiten, sodass nur die wesentlichen Aspekte 

weiter ausgeführt werden.  

3.3.3.3.1 Konformitätsbewertung, Konformitätserklärung und CE-Kenn-

zeichnung 

Unternehmen, die in ihrem KI-Verzeichnis KI-Systeme identifizieren, bei welchen 

sie als Anbieter agieren, sind gemäß Art. 43, 47 und 48 KI-VO dazu verpflichtet, 

 
199  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 25; Martini/Wendehorst/Rusche-

meier, Art. 6 Rn. 54 ff.; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 157. 
200  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 54. 
201  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 176. 
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vor dem Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme ein Konformitätsbewertungs-

verfahren zu durchlaufen, eine EU-Konformitätserklärung auszustellen und eine 

CE-Kennzeichnung an das Hochrisiko-KI-System anzubringen.202 

Die KI-VO unterscheidet bei der Durchführung einer Konformitätsbewertung zwi-

schen zwei verschiedenen Verfahren. Im Falle eines Bewertungsverfahrens auf 

Grundlage einer internen Kontrolle ist der Anbieter dazu angehalten, zu überprü-

fen, ob den Anforderungen aus Art. 8-15 und Art. 17 KI-VO entsprochen wird und 

ob der Entwurfs- und Entwicklungsprozess sowie die Beobachtungen nach dem 

Inverkehrbringen mit der technischen Dokumentation übereinstimmen.203 Abbil-

dung 2 lässt erkennen, dass das Konformitätsverfahren auch durch Dritte durch-

geführt werden kann. In diesem Fall wird das Verfahren durch eine notifizierte 

Stelle vorgenommen und das Qualitätsmanagement (Art. 17 KI-VO) sowie die 

technische Dokumentation (Art. 11 KI-VO) durch ebendiese geprüft.204  

Konnte das Unternehmen im Rahmen eines Konformitätsbewertungsverfahren 

nachweisen, dass das Hochrisiko-KI-System den Anforderungen aus Art. 8-15 

KI-VO hinreichend nachkommt, muss der Anbieter vor dem Inverkehrbringen 

bzw. der Inbetriebnahme eine elektronisch unterzeichnete EU-Konformitätserklä-

rung nach Art. 16 lit. g KI-VO in Verbindung mit Art. 47 KI-VO ausstellen, die 

ebendies bestätigt.205 

Wichtig ist für Anbieter von KI-Systemen Art. 47 KI-VO, aus welchem hervorgeht, 

dass die Konformitätsbewertung für die nationalen Behörden zehn Jahre verfüg-

bar bleiben muss.206 Insgesamt gilt, dass das Konformitätsverfahren erneut 

durchgeführt werden muss, wenn sich das KI-System wesentlich verändert (Art. 

43 Abs. 4 KI-VO). Als wesentlich wird das Hinzufügen von weiteren algorithmi-

schen Verfahren angesehen und nicht die Erweiterung von Trainingsdaten.207 Die 

Erweiterung eines bestehenden KI-Systems mit Kfz-Versicherungsdaten um 

Haftpflichtdaten wird somit nicht als wesentliche Änderung angesehen.  

 
202  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 186. 
203  Siehe weiterführend Anhang VI KI-VO. 
204  Siehe weiterführend Anhang VII KI-VO. 
205  Siehe weiterführend Anhang VI KI-VO. 
206  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 27; Martini/Wendehorst/Gerdemann, 

Art. 47 Rn. 13. 
207  Siehe weiterführend Martini/Wendehorst/Gerdemann, Art. 43 Rn. 58 ff.  
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Damit auch nach außen kenntlich wird, dass das Produkt den gesetzlichen An-

forderungen entspricht, muss der Anbieter gemäß Art. 16 lit. h KI-VO in Verbin-

dung mit Art. 48 KI-VO eine CE-Kennzeichnung anbringen. Auch aus ihr geht 

gleichermaßen die Konformität mit den Anforderungen der KI-VO hervor.208 

3.3.3.3.2 Technische Dokumentation 

Um das Konformitätsverfahren zu erleichtern und eine fundierte Grundlage zu 

schaffen, sind Anbieter gemäß Art. 11 KI-VO dazu verpflichtet, eine aussagekräf-

tige technische Dokumentation zu erstellen. Die Inhalte dieser Dokumentation 

ergeben sich aus Art. 11 iVm. Anhang IV KI-VO.209  

Die Dokumentation dient insbesondere den national zuständigen Behörden und 

den notifizierten Stellen, damit diese hinreichend die Erfüllung der Anforderungen 

aus Art. 8 ff. KI-VO nachvollziehen können.210 Haben Anbieter den Verdacht, 

dass ein in Betrieb genommenes oder in den Verkehr gebrachtes Hochrisiko-KI-

System nicht den festgelegten Anforderungen entspricht, ist Art. 20 KI-VO zu be-

rücksichtigen. Gleiches gilt, sofern das System ein Risiko im Sinne des Art. 79 

KI-VO birgt. 

Falls Betreiber feststellen, dass die Verwendung des KI-Systems gemäß Be-

triebsanleitung dazu führen könnte, dass sich ein Risiko aus Art. 79 Abs.1 KI-VO 

verwirklicht, sind auch sie nach Art. 26 Abs. 5 KI-VO verpflichtet, die entspre-

chenden Anbieter, Händler und die Marktüberwachungsbehörde zu informieren. 

Unternehmen sollten der technischen Dokumentation besondere Aufmerksam-

keit widmen, da diese als Nachweis für die Regelkonformität ihrer Systeme dient. 

Anbieter müssen die Dokumentation gemäß Art. 11 Abs. 1 KI-VO vor der Inbe-

triebnahme bzw. des Inverkehrbringens erstellen und kontinuierlich auf dem ak-

tuellen Stand halten. 

Erleichterte Anforderungen gelten für KMU und Start-ups. Diese dürfen nach 

Art. 11 Abs. 1 UAbs. 2 S. 3 KI-VO die technische Dokumentation in einer verein-

fachten Form vorlegen. Hierzu erarbeitet die Kommission ein entsprechendes 

Formular, welches von den notifizierten Stellen akzeptiert werden muss. Im Sinne 

einer horizontalen Regulierung normiert Art. 11 Abs. 2 KI-VO, dass die techni-

 
208  Siehe weiterführend Erwgr. 129 S. 1 KI-VO; Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, 

S. 27. 
209  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 23; Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 208. 
210  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S.96; Herbst/Panic, KI-

Recht praktisch erklärt, S. 23; Martini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 11 Rn. 4.  
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sche Dokumentation bei den Systemen, die bereits den Harmonisierungsvor-

schiften des EU-Produktsicherheitsrechts unterliegen (Anhang I KI-VO), zusam-

men erstellt wird.211 

Aufmerksamkeit sollten Anbieter außerdem auf die Tatsache richten, dass die 

Kommission gemäß Art. 11 Abs. 5 KI-VO unter Berücksichtigung des technischen 

Fortschritts dazu befugt ist, Änderung an Anhang IV KI-VO und somit an den 

Anforderungen an die technische Dokumentation vorzunehmen. 

Gemäß Art. 18 KI-VO sind Anbieter verpflichtet, die technische Dokumentation 

für einen Zeitraum von zehn Jahren nach dem Inverkehrbringen oder der Inbe-

triebnahme des KI-Systems aufzubewahren. 

3.3.3.3.3 Aufbewahrungs- und Transparenzpflichten 

Art. 18 Abs. 1 KI-VO spezifiziert neben der technischen Dokumentation auch die 

Aufbewahrungspflichten für Unterlagen zum Qualitätsmanagement (Art. 17 KI-

VO), genehmigte Änderungen, Entscheidungen oder sonstige Dokumente der 

notifizierten Stelle und zur EU-Konformitätsbewertung (Art. 47 KI-VO).  

Auch die von Hochrisiko-KI-Systemen erzeugten Protokolle (Art. 12 KI-VO) müs-

sen gemäß Art. 19 Abs. 1 KI-VO aufbewahrt werden. Die Aufbewahrungsfrist 

muss dabei angemessen sein und beträgt mindestens sechs Monate. Diese Ver-

pflichtung gilt auch für Betreiber gemäß Art. 26 Abs. 9 KI-VO. 

Insbesondere Anbieter von Finanzunternehmen sollten die Bestimmungen aus 

Art. 18 Abs. 3, Art. 19 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 6 KI-VO berücksichtigen.  

Insgesamt empfiehlt es, sich die unternehmensinternen Aufbewahrungsfristen 

analog zu den in anderen Gesetzen festgelegten Fristen zu dokumentieren und 

für alle Mitarbeitenden zugänglich zu machen (z.B. in Form einer Richtlinie).  

Zusätzlich verlangt der Gesetzgeber von Anbietern, dass sie ihre Hochrisiko-KI-

Systeme hinreichend transparent konzipieren (Art. 13 Abs. 1 iVm. Erwgr. 72 KI-

VO). In diesem Zusammenhang gilt es für Anbieter Art. 13 Abs. 2 KI-VO zu be-

achten. Dieser setzt die Bereitstellung von Betriebsanleitungen voraus. Die An-

forderungen an den Inhalt dieser Anleitungen sind in der Verordnung klar defi-

niert.  

 
211  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 99; Martini/Wen-

dehorst/Braun Binder/Egli, Art. 11 Rn. 15 ff.; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und 
Recht, S. 179. 
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Betreiber sind gemäß Art. 26 Abs. 1 KI-VO dazu angehalten technische und or-

ganisatorische Maßnahmen (TOMs) zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die 

KI-Systeme in Übereinstimmung mit den bereitgestellten Betriebsanleitungen 

verwendet werden. 

3.3.3.3.4 Folgenabschätzung 

Art. 26 und 27 KI-VO normieren die Pflichten für Betreiber von Hochrisiko-KI-

Systemen. Gemäß Art. 27 Abs. 1 KI-VO sind Betreiber verpflichtet, vor der Inbe-

triebnahme eines Hochrisiko-KI-Systems eine Grundrechts-Folgenabschätzung 

(GFA) durchzuführen. Diese dient der Abschätzung der potenziellen Auswirkun-

gen der KI-Systeme auf die Grundrechte. Die spezifischen Anforderungen an den 

Inhalt der GFA werden in Art. 27 Abs. 1 KI-VO aufgeführt.  

Eine zentrale Schnittstelle der KI-VO besteht zur DSGVO. Ein Beispiel hierfür ist 

die Verpflichtung, die GFA gemäß Art. 27 KI-VO in Verbindung mit der Daten-

schutz-Folgenabschätzung (DSFA) durchzuführen. Die Notwendigkeit einer 

DSFA ergibt sich aus Art. 26 Abs. 9 KI-VO. Dabei kann die GFA als Ergänzung 

zur DSFA betrachtet werden, wie in Art. 27 Abs. 4 KI-VO festgelegt.212 

Betreiber von Hochrisiko-KI-Systemen sollten die Entwicklungen hinsichtlich 

Art. 27 Abs. 5 KI-VO aufmerksam verfolgen. Gemäß dieser Vorschrift wird das 

Büro für KI einen Fragebogen erarbeiten, der Betreibern als Hilfsmittel zur Erfül-

lung ihrer Pflichten dient.213  

3.3.3.3.5 Risikomanagement 

Um den mit dem Einsatz von KI-Systemen einhergehenden Risiken entgegenzu-

wirken und den Vorstand eines Unternehmens hinreichend abzusichern, stellt die 

Verordnung in Art. 9 KI-VO die Anforderung eines Risikomanagementsystems.214 

Die Verordnung selbst nimmt keine explizite Begriffsdefinition für das Risikoma-

nagementsystem vor. Nach allgemeinem Verständnis werden von dem Risiko-

management jedoch alle Tätigkeiten, die der Identifikation, Bewertung und Be-

wältigung von Risiken dienen umfasst.215 Dabei bezieht sich die Funktion des 

 
212  Vgl. Kindshofer, ZD 2024, 673, 675; Martini/Wendehorst/Eisenberger, Art. 27 Rn. 57. 
213  Vgl. Martini/Wendehorst/Eisenberger, Art. 27 Rn. 59. 
214  Siehe weiterführend Erwgr. 65 KI-VO; vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 208; Mar-

tini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 9 Rn. 1. 
215  Vgl. Martini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 9 Rn. 15. 
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Risikomanagements in einem Unternehmen auf sämtliche Risiken, einschließlich 

solcher, die außerhalb des Kontextes von KI liegen.  

Unter Berücksichtigung von Abbildung 1 und der Ausführungen zur Corporate 

Governance-Struktur bietet sich für die Unternehmen die Möglichkeit, auf bereits 

bestehende Maßnahmen aus der Risikomanagement Funktion zurückzugreifen 

und diese um KI-spezifische Risiken zu erweitern. Als Beispiel lässt sich die von 

der ISO (International Organization for Standardization) entwickelte Norm ISO 

31000: Risk Management anführen.216 Anders als die IDW-Standards, welche 

branchenspezifisch in Deutschland gelten, bietet die ISO branchenübergreifend 

internationale Standards. Diese stellen einen gleichen Standard im Hinblick auf 

Qualität und Sicherheit für Produkte und Dienstleistungen her.217 

Neben bereits bestehenden Standards werden derzeit von nationalen und inter-

nationalen Organisationen freiwillige Standards für das KI-Risikomanagement 

entwickelt. Ein exemplarischer Standard ist die kürzlich veröffentlichte ISO/IEC 

23894:2023, die einen Leitfaden für den Umgang mit Risiken im Zusammenhang 

mit KI enthält. Dieser Standard wurde in Zusammenarbeit zwischen ISO und der 

Internationalen Elektronischen Kommission (IEC) entwickelt.218 

Die Verordnung verpflichtet Unternehmen, ein Risikomanagementsystem einzu-

richten, anzuwenden, zu dokumentieren und aufrechtzuerhalten. Obwohl die KI-

VO diese Begriffe nicht expliziert definiert, kann ein System als „eingerichtet“ an-

gesehen werden, wenn die Regeln, Verfahren und Anweisungen von der verant-

wortlichen Einheit erstellt und durch die Entscheidungsträger genehmigt worden 

sind. Die Anforderung des „Anwendens“ wird erfüllt, wenn die Mitarbeitenden des 

Unternehmens wissen, welche Maßnahmen erwartet werden und entsprechend 

handeln. Den Dokumentationsanforderungen kommen Unternehmen hinrei-

chend nach, wenn sie den Ablaufprozess und die getroffenen Maßnahmen in ei-

ner für die Aufsichtsbehörden nachvollziehbaren Weise dokumentieren. Schluss-

endlich gilt, dass sichergestellt werden muss, dass das Risikomanagementsys-

tem während des gesamten Lebenszyklus des KI-Systems aufrechterhalten 

wird.219  

 
216  Vgl. Martini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 9 Rn. 8; Ulbricht et al., Praxishand-

buch KI und Recht, S. 217. 
217  Vgl. ISO, Standards, o.S. 
218  Vgl. Martini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 9 Rn. 8; Ulbricht et al., Praxishand-

buch KI und Recht, S. 217. 
219  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 216.  
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Die Schritte des Risikomanagementsystem sind in Art. 9 Abs. 2 S. 2 KI-VO gere-

gelt, während die Ausgestaltung der Risikomanagementmaßnahmen sich an-

hand Art. 9 Abs. 5 KI-VO ableiten lässt.220 

3.3.3.3.6 Daten Governance  

Hochwertige Daten sind für die Entwicklung und Leistungsfähigkeit von KI-Mo-

dellen/-Systemen entscheidend und zeichnen sich zudem durch geringe Fehler 

und Verzerrungen aus.221  

Die KI-VO erkennt diese Bedeutung und hält in Art. 10 KI-VO die Anforderungen 

an die Qualität sowie das Management von Daten fest, die für die Entwicklung 

und das Training von Hochrisiko-KI-Systemen relevant sind. Aufgrund der Tatsa-

che, dass die Vorschrift auf die Entwicklung und nicht die Verwendung von KI-

Systemen abstellt, lässt sich im Wege der Auslegung ableiten, dass die Adres-

saten der Vorschrift die Anbieter dieser Systeme sind.222 

Insbesondere den Trainings-, Validierungs- und Testdaten erlegt die Verordnung 

hohe Qualitätsanforderungen auf. In Art. 10 Abs. 3 S. 1, 2 und 3 und Abs. 4 KI-

VO werden drei Gruppen von Kriterien für die Datenqualität definiert.223 Hierzu 

zählen unter anderem Anforderungen an die Vollständigkeit und Fehlerfreiheit 

der Daten. Mit der Formulierung in Art. 10 Abs. 3 KI-VO „so weit wie möglich“224 

wird der Umstand großer Datenmengen berücksichtigt und der Anbieter auf diese 

Weise geschützt.225  

Auch hinsichtlich der Datenanforderungen müssen die Verantwortlichkeiten und 

Rollen im Unternehmen klar geregelt sein. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit 

der Einführung eines Daten-Governance-Verfahrens. Dieses Verfahren ist ana-

log den anderen Governance-Strukturen im Umgang mit Daten, ein System der 

Regelung und Organisation.226 Ein solches Governance-System sollte die folgen-

den Kernkompetenzen enthalten: Identifizierung von Zielen, Festlegung von Ver-

antwortlichkeiten und Rollen (inkl. klarer Führungsstruktur), Identifizierung und 

 
220  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 22; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI 

und Recht, S. 216 f. 
221  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 23; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI 

und Recht, S. 178. 
222  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 23; Steinrötter/Markert, RDi 2024, 

400, 401. 
223  Vgl. Martini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 10 Rn. 59. 
224  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 57. 
225  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 178. 
226  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 23. 



KCW Schriftenreihe, Bd. 5, Pinno: Künstliche Intelligenz und Corporate Governance 

 
56 

Minderung potenzieller Risiken, Implementierung operativer Kontrollen, Bereit-

stellung kontinuierlicher Schulungen und regelmäßige Überprüfung der Daten-

Governance.227  

Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen müssen zudem berücksichtigen, dass sie 

auch dazu angehalten sind, neben den Anforderungen aus der KI-VO die Vorga-

ben der DSGVO (personenbezogene Daten) und der Datenverordnung (nicht 

personenbezogene Daten) zu beachten.228 Art. 10 Abs. 5 KI-VO räumt insoweit 

eine Ausnahme ein, als das unter bestimmten Voraussetzungen die Verarbeitung 

personenbezogener Daten, welche gemäß Art. 9 Abs. 1 DSGVO grundsätzlich 

verboten ist, dennoch zulässig sein kann.229 

3.3.3.3.7 Qualitätsmanagement 

Um die Einhaltung der Anforderungen der KI-VO sicherzustellen, haben Anbieter 

von Hochrisiko-KI-Systemen gemäß Art. 17 Abs. 1 KI-VO ein Qualitätsmanage-

mentsystem einzurichten.230 Dieses System muss Regeln, Verfahren und Anwei-

sungen enthalten, um die betrieblichen Prozesse verständlich abzubilden, syste-

matisch zu organisieren und ordnungsgemäß zu dokumentieren.231 Die englische 

Formulierung „ordly manner“ verdeutlicht, dass mit „ordnungsgemäß“ eine Doku-

mentation „in geordneter Art und Weise“232 gemeint ist. Um eine solche Ordnung 

zu gewährleisten, müssen Anbieter dieser Systeme eine klare interne Verteilung 

der Aufgaben und Verantwortlichkeiten vornehmen. Ratsam ist es, den Daten-

schutzbeauftragen, IT-Sicherheitskräfte und sonstige Fachkräfte in das System 

einzubinden, um eine umfassende Compliance zu gewährleisten. Die Steuerung 

und konsolidierte Dokumentation erfolgen dabei in einer zentralen Einheit, die 

einen umfassenden Überblick gewährleistet (z.B. der für KI verantwortlichen Ein-

heit), unter Einbindung aller relevanten Funktionen. Zur Sicherstellung einer sys-

tematischen und strukturierten Vorgehensweise können die Verschriftlichung von 

Strategien und Verfahren sowie eine umfassende Dokumentation dienen.233 

Art. 17 Abs. 1 KI-VO führt die Mindestinhalte auf, die das Qualitätsmanagement-

system umfassen muss. Die Umsetzung dieser Inhalte muss gemäß Art. 17 Abs. 

2 KI-VO angemessen und im Verhältnis zur Größe der Organisation erfolgen. 

 
227  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 96. 
228  Vgl. Bitkom, Umsetzungsleitfaden zur KI-Verordnung, 2024, S. 96. 
229  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 178. 
230  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 22; Martini/Wendehorst/Eisenberger, 

Art. 17 Rn. 1. 
231  Vgl. Martini/Wendehorst/Eisenberger, Art. 17 Rn. 11. 
232  Vgl. Martini/Wendehorst/Eisenberger, Art. 17 Rn. 11. 
233  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 22. 
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Hieraus ergeben sich insbesondere für KMU geringere Anforderungen als für 

große Unternehmen.234 

Anbieter von KI-Systemen, die bereits sektorspezifischen Anforderungen unter-

liegen, können die in der KI-VO aufgeführten Inhalte in ein bereits bestehendes 

Qualitätsmanagement integrieren und sind nicht dazu angehalten, die Gover-

nance-Strukturen anzupassen. Ein ähnliches Vorgehen gilt für Finanzinstitute ge-

mäß Art. 17 Abs. 4 KI-VO.235 

3.3.3.3.8 Menschliche Aufsicht  

Dem Anbieter eines Hochrisiko-KI-Systems obliegt gemäß Art. 14 Abs. 1 KI-VO 

die Pflicht, die Systeme so zu entwickeln, dass sie während der Verwendung von 

natürlichen Personen beaufsichtigt werden können. Das Erfordernis der mensch-

lichen Aufsicht stellt einen Kernbaustein des Grundrechtsschutzes dar, um die 

Risiken und potenziellen Gefahren intelligenter Systeme zu minimieren.236  

Die Aufsichtsmaßnahmen müssen von dem Anbieter so ausgestaltet sein, dass 

sie dem Grad der Autonomie und Kontext der Nutzung nach angemessen sind. 

Hierfür gilt es bereits vor Inverkehrbringen bzw. der Inbetriebnahme des KI-Sys-

tems Vorkehrungen zu treffen, wie sie in Art. 4 Abs. 3 lit. a und b KI-VO beschrie-

ben werden. Art. 14 Abs. 4 KI-VO legt zudem fest, in welcher Form die Systeme 

den Betreibern zur Verfügung zu stellen sind. Diese wiederum sind gemäß Art. 

26 Abs. 2 KI-VO dazu verpflichtet, natürlichen Personen die menschliche Aufsicht 

zu übertragen und die erforderliche Kompetenz zur Erfüllung der Anforderungen 

sicherzustellen.237  

Zur Gewährleistung eines effektiven Schutzes müssen Betreiber die Verantwort-

lichkeit der Aufsichtsperson im Innenverhältnis klar regeln und die notwendigen 

Weiterbildungsmaßnahmen zur Kompetenzerweiterung sicherstellen. 

Eine Ausnahmeregelung beschreibt Art. 14 Abs. 5 KI-VO für die biometrische 

Fernidentifizierung (Art. 3 Nr. 41 KI-VO).  

 
234  Vgl. Martini/Wendehorst/Eisenberger, Art. 17 Rn. 28.  
235  Vgl. Martini/Wendehorst/Eisenberger, Art. 17 Rn. 30 f.  
236  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 208; Martini/Wendehorst/Martini, Art. 14 Rn. 35.  
237  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 25; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI 

und Recht, S. 181 f. 
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3.3.3.3.9 Pflichten gegenüber Behörden 

Gemäß Art. 21 Abs. 1 KI-VO sind Anbieter verpflichtet, auf begründete Anfrage 

der zuständigen Behörden alle Unterlagen vorzulegen, die zur Überprüfung der 

Konformität erforderlich sind. Hierzu gehört unter Umständen auch der Zugang 

zu den unter ihrer Kontrolle liegenden Protokollen (Art. 12 iVm. Art. 19 KI-VO). 

Betreiber sind gemäß Art. 16 Abs. 12 KI-VO gleichermaßen verpflichtet, bei allen 

Maßnahmen im Zusammenhang mit Hochrisiko-KI-Systemen mit den Behörden 

zu kooperieren. Die Verpflichtung der Zusammenarbeit mit den Behörden ver-

deutlicht erneut die zentrale Bedeutung der Einhaltung der Aufbewahrungspflich-

ten gemäß Art. 18 und 19 KI-VO.238 

Sowohl Anbieter und deren Bevollmächtigte als auch Betreiber unterliegen ge-

mäß Art. 49 KI-VO einer Registrierungspflicht für Hochrisiko-KI-Systeme in der 

gemäß Art. 71 KI-VO einzurichtenden EU-Datenbank. Dies gilt auch dann, wenn 

das KI-System dem Ausnahmetatbestand nach Art. 6 Abs. 3 KI-VO unterliegt.239 

Diese Pflicht soll neben der erhöhten Transparenz auch eine Unterstützung für 

die Marktüberwachungsbehörden und ihre Überwachungs- und Kontrolltätigkei-

ten bieten.240 Betreiber sind verpflichtet, gemäß Art. 26 Abs. 8 KI-VO ein nicht in 

der EU-Datenbank registriertes KI-System nicht in Betrieb zu nehmen. In einem 

solchen Fall ist der Anbieter oder Händler entsprechend zu informieren. 

Für Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen ergibt sich aus Art. 73 KI-VO eine zu-

sätzliche Meldepflicht bei schwerwiegenden Verstößen (Art. 3 Nr. 49 KI-VO) ge-

genüber der Marktüberwachungsbehörden. Diese Pflicht ist im Zusammenhang 

mit der Verpflichtung zur Beobachtung nach dem Inverkehrbringen nach Art. 72 

KI-VO zu sehen. Art. 26 Abs. 5 KI-VO beschreibt zudem spezifische Bedingun-

gen, die eine Anwendung von Art. 73 KI-VO auf Betreiber erforderlich machen 

können. Unternehmen sind daher dazu angehalten im Rahmen des Qualitätsma-

nagements nach Art. 17 Abs.1 lit. i KI-VO ein adäquates Meldeverfahren einzu-

richten. Hierzu gilt es, klare interne Meldewege zu definieren und zu dokumen-

tieren (siehe C II 4). 

3.3.3.3.10 Genauigkeit, Robustheit und Cybersicherheit 

Mit Art. 15 KI-VO wird insbesondere das von der EU verfolgte Ziel einer vertrau-

enswürdigen und ethischen KI unterstützt. Hochrisiko-KI-Systeme sind nach Art. 

 
238  Vgl. Martini/Wendehorst/Eisenberger, Art. 21 Rn. 1 ff.; Ulbricht et al., Praxishandbuch 

KI und Recht, S. 186; Voigt/Hullen, HdB-KI-Verordnung, S. 98 f. 
239  Vgl. Ebers/Streitbörger, RDi 2024, 393, 399. 
240  Vgl. Martini/Wendehorst/Gerdemann, Art. 49 Rn. 1. 
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15 Abs. 1 KI-VO mit einem „angemessene[m] Maß an Genauigkeit, Robustheit 

und Cybersicherheit“241 zu entwickeln. 

In Bezug auf die Genauigkeit sind Anbieter nach Art. 15 Abs. 3 KI-VO dazu ver-

pflichtet, entsprechende Angaben in den beiliegenden Betriebsanleitungen (Art. 

13 KI-VO) zu machen und die Betreiber über das Leistungskennzahlenniveau in 

einer leicht verständlichen Weise zu informieren (Erwgr. 74 KI-VO). Die Systeme 

müssen zudem nach Art. 15 Abs. 4 S. 1 und 2 KI-VO so widerstandsfähig wie 

möglich gestaltet werden. Hierzu sind Anbieter angehalten TOMs zu entwickeln. 

Erwgr. 75 KI-VO bietet konkrete Anhaltspunkte dahingehend, welche Maßnah-

men zur Gewährleistung der Robustheit in Betracht kommen.242 

Zudem fordert Art. 15 Abs. 5 KI-VO, dass Hochrisiko-KI-Systeme auch gegen 

unbefugte Eingriffe Dritter resistent sein müssen. Hierzu ist ergänzend Erwgr. 76 

KI-VO heranzuziehen, welcher genauere Ausführungen zu einem angemesse-

nen Cybersicherheitsniveau gibt. Anbieter sollten außerdem beachten, dass ge-

mäß Erwgr. 77 KI-VO jene Hochrisiko-KI-Systeme, die in den Anwendungsbe-

reich des EU-Cyber Resilience Act243 fallen, durch die Erfüllung der dortigen An-

forderungen zugleich den Anforderungen der KI-VO gerecht werden.244  

Es empfiehlt sich daher eine Prüfung bereits bestehender Vorkehrungen und der 

Konsolidierung ebendieser.  

3.3.3.4 GPAI-Modelle 

Als eine weitere Kategorie im Rahmen der KI-VO gelten die GPAI-Modelle, die 

eine von dem Risiko eines KI-Systems unabhängige Kategorie bilden. Unterneh-

men sind daher verpflichtet, neben der bisher dargelegten Risikoklassen zu prü-

fen, ob sie als Anbieter eines GPAI-Modells einzustufen sind.245  

Während GPAI-Systeme im Rahmen der Risikoklassifizierung mit KI-Systemen 

gleichzustellen sind, unterliegen GPAI-Modelle gemäß den Bestimmungen in Art. 

51 ff. KI-VO einem eigenständigem Regelungssystem.246 Da ein GPAI-Modell 

 
241  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 61. 
242  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 182.  
243  Vgl. Verordnung (EU) 2024/2847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2024 über horizontale Cybersicherheitsanforderungen für Produkte mit 
digitalen Elementen und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013 und (EU) 
2019/1020 und der Richtlinie (EU) 2020/1828 (Cyberresilienz-Verordnung), ABI. Nr. 
L 81 v. 20.11.2024. 

244  Vgl. Martini/Wendehorst/Martini, Art. 15 Rn. 90; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und 
Recht, S. 183. 

245  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 209. 
246  Vgl. Chibanguza/Steege, NJW 2024, 1769, 1774. 
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stets in ein System integriert sein muss, bestehen die in Art. 51 ff. KI-VO be-

schriebenen Pflichten ausschließlich für Anbieter sowie deren Bevollmäch-

tigte.247 

Die Pflichten für Anbieter werden nach dem Vorliegen eines systemischen Risi-

kos gemäß Art. 3 Nr. 65 KI-VO differenziert. Aus Art. 53 KI-VO ergeben sich die 

allgemeinen Pflichten für Anbieter von GPAI-Modellen, während Art. 55 KI-VO 

spezifischere Pflichten für Anbieter von GPAI-Modellen mit systematischem Ri-

siko ausführt.  

Die Bestimmungen in Anhang XI KI-VO sind ergänzend zu den Anforderungen in 

Art. 51 ff. KI-VO zu sehen – sie treffen weitere Ausführungen hinsichtlich der 

technischen Dokumentation für GPAI-Modelle gemäß Art. 53 Abs. 1 lit. a KI-VO. 

3.3.4 Erstellung Pflichtenkatalog 

Für Unternehmen empfiehlt es, sich neben der Erstellung eines Verzeichnisses 

einen allgemeinen Pflichtenkatalog zu entwickeln. Dieser Pflichtenkatalog kann 

vor, parallel oder nach der Risikoklassifizierung implementiert werden. In diesem 

Katalog sollen die Pflichten aller Akteure strukturiert zusammengestellt werden. 

Zur übersichtlichen Darstellung bietet sich eine tabellarische Aufbereitung des 

Pflichtenkatalogs an. Eine Möglichkeit könnte darin bestehen, dass für jeden Ak-

teur im Sinne der KI-VO ein separates Tabellenblatt erstellt wird. In dieser Tabelle 

können sodann der jeweiligen Risikokategorie die Pflichten zugeordnet werden.  

Führt man die bisherigen Ausführungen und insbesondere die im letzten Kapitel 

dargestellten Pflichten zusammen, lassen sich folgende Inhalte für den Pflichten-

katalog erkennen.   

3.3.4.1 Anbieter 

Für Anbieter ergeben sich im Rahmen der KI-VO die weitreichendsten Pflich-

ten.248 

Besondere Beachtung verdient in diesem Zusammenhang Art. 25 Abs. 1 KI-VO. 

Dieser regelt, dass unter den dort genannten Voraussetzungen die in Art. 16 KI-

VO definierten Anbieterpflichten auf andere Personen, insbesondere Händler, 

Einführer oder Betreiber übergehen können. In diesen Fällen gilt die betreffende 

 
247  Vgl. Chibanguza/Steege, NJW 2024, 1769, 1774. 
248  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 63. 
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Person als neuer Anbieter und ist verpflichtet, den entsprechenden Anforderun-

gen der Verordnung nachzukommen.249 

Unternehmen, die die Rolle des Anbieters eines KI-Systems übernehmen, sollten 

die folgenden Artikel der KI-VO berücksichtigen: 

3.3.4.1.1 Begrenztes/minimales Risiko 

• Art. 50 Abs. 1 und 2 iVm. Abs. 5 KI-VO: Transparenzpflichten für be-

stimmte Systeme  

• Art. 95 KI-VO: Freiwillige Aufstellung von Verhaltenskodizes 

 

3.3.4.1.2 Hohes Risiko 

• Art. 6 Abs. 4 KI-VO: Dokumentierungspflicht und Registrierungspflicht  

• Art. 9 KI-VO: Einrichtung Risikomanagementsystem 

• Art. 10 KI-VO: Erstellen eines Daten-Governance-Verfahrens 

• Art. 11 Abs. 1 und 2 KI-VO: Sicherstellung technischer Dokumentation 

• Art. 12 KI-VO: Aufzeichnungspflicht 

• Art. 13 Abs. 1, 2 und 3 KI-VO: Transparenzpflichten und Bereitstellung 

von Betriebsanleitungen 

• Art. 14 KI-VO: Sicherstellung menschlicher Aufsicht 

• Art. 15 KI-VO: Gewährleistung von Genauigkeit, Robustheit und Cyber-

sicherheit 

• Art. 16 KI-VO: Pflichten Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen 

• Art. 17 KI-VO: Einrichtung Qualitätsmanagement 

• Art. 18 und 19 KI-VO: Einhaltung Aufbewahrungsfristen für Dokumente 

und Protokolle 

• Art. 20 Abs. 1 und 2 KI-VO: Pflicht zu Korrekturmaßnahmen und Infor-

mationspflicht 

• Art. 21 KI-VO: Gewährleistung der Zusammenarbeit mit den Behörden 

• Art. 22 KI-VO: Ernennung eines Bevollmächtigten und Gewährleistung 

Aufgabenerfüllung 

• Art. 25 Abs. 3 KI-VO: Pflichtübernahme des Produktherstellers  

• Art. 43, 47 und 48 KI-VO: Pflicht zur Konformitätsbewertung, EU-Konfor-

mitätserklärung und CE-Kennzeichnung  

 
249  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 192. 
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• Art. 49 Abs. 1 und 2 KI-VO: Einhaltung Registrierungspflicht in der EU-

Datenbank 

• Art. 50 Abs. 1 und 2 iVm. Abs. 5 KI-VO: Transparenzpflichten für be-

stimmte Systeme 

• Art. 72 KI-VO: Beobachtungspflichten nach dem Inverkehrbringen  

• Art. 73 Abs. 1-4 und 5 KI-VO: Meldepflichten und Untersuchungspflicht 

schwerwiegender Fälle 

• Art. 80 Abs. 4 und 5 KI-VO: Konformitätspflicht Ausnahmetatbestand 

• Art. 82 Abs. 1 und 2 KI-VO: Pflicht Korrekturmaßnahmen im Falle eines 

Risikos für Gesundheit und Sicherheit von Personen, für Grundrechte 

oder andere Aspekte des Schutzes des öffentlichen Interesses  

3.3.4.1.3 GPAI-Modelle 

• Art. 50 Abs. 1 iVm. Abs. 5 KI-VO: Transparenzpflichten für bestimmte 

Systeme 

• Art. 53 Abs. 1 lit. a und b und Abs. 2 KI-VO: Erstellung/ Aktualisierung 

technischer Dokumentation und Zurverfügungstellung für Anbieter 

• Art. 53 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 KI-VO: Strategie zur Einhaltung des Urhe-

berrechts  

• Art. 53 Abs. 1 lit. d und Abs. 2 KI-VO: Erstellung Zusammenfassung Trai-

ningshinhalte 

• Art. 54 Abs. 1 und 2 KI-VO: Benennung Bevollmächtigter  

• Art. 55 KI-VO: Pflichten für GPAI-Modelle mit systematischem Risiko 

• Art. 91 Abs. 1, 3 und 5 KI-VO: Dokumentations- und Informationsanfor-

derungen 

• Art. 93 Abs. 1 KI-VO: Pflicht zum Nachkommen der Kommissions-Auf-

forderungen 

3.3.4.2 Betreiber 

Auch für Betreiber von KI-Systemen ergeben sich durch die KI-VO Pflichten, wel-

che es zu berücksichtigen gilt. Konkret handelt es sich dabei um die folgenden 

Vorschriften: 
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3.3.4.2.1 Begrenztes/minimales Risiko 

• Art. 50 Abs. 3 und 4 iVm. Abs. 5 KI-VO: Transparenzpflichten für be-

stimmte Systeme 

• Art. 95 KI-VO: Freiwillige Aufstellung von Verhaltenskodizes 

3.3.4.2.2 Hohes Risiko 

• Art. 14 Abs. 3 lit. b KI-VO: Vorkehrungen für menschliche Aufsicht 

• Art. 25 Abs. 1, 2 und 3 KI-VO: Übergang der Anbieterpflichten  

• Art. 26 Abs. 1 und 2 KI-VO: TOMs und Sicherstellung menschliche Auf-

sicht  

• Art. 26 Abs. 4 KI-VO: Qualitätssicherung Eingabedaten 

• Art. 26 Abs. 5 KI-VO: Überwachung anhand Betriebsanleitung und Infor-

mationspflichten 

• Art. 26 Abs. 6 KI-VO: Aufbewahrungspflicht Protokolle 

• Art. 26 Abs. 7 KI-VO: Informationspflicht gegenüber Arbeitnehmervertre-

tern und Arbeitnehmern 

• Art. 26 Abs. 8 KI-VO: Registrierungspflicht 

• Art. 26 Abs. 9 KI-VO: DSFA  

• Art. 26 Abs. 10 KI-VO: Pflichten biometrische Fernidentifizierung  

• Art. 26 Abs. 11 KI-VO: Informationspflicht gegenüber natürlichen Perso-

nen 

• Art. 27 Abs. 1 und 3 KI-VO: GFA 

• Art. 50 Abs. 3 und 4 iVm. Abs. 5 KI-VO: Transparenzpflichten für be-

stimmte Systeme 

• Art. 86 Abs. 1 KI-VO: Pflicht zur aussagekräftigen Erläuterung gegenüber 

betroffenen Personen  

3.3.4.3 Bevollmächtigte 

Anbieter, die außerhalb der EU niedergelassen sind, sind gemäß der KI-VO dazu 

verpflichtet, einen in der EU niedergelassenen Bevollmächtigten zu benennen. 

Dieser übernimmt die Verantwortung für die Einhaltung der Anforderungen der 

KI-VO und hat insbesondere die folgenden Pflichten wahrzunehmen:;250  

 
250  Siehe weiterführend Erwgr. 82 KI-VO. 
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3.3.4.3.1 Hohes Risiko 

• Art. 22 Abs. 3 KI-VO: Pflichten anstelle des Anbieters 

• Art. 33 Abs. 4 KI-VO: Pflicht zur Auftragsbeendigung 

3.3.4.3.2 GPAI-Modelle 

• Art. 54 Abs. 3 KI-VO: Pflichten anstelle des Anbieters 

• Art. 54 Abs. 4 KI-VO: Ansprechpartner Büro für Künstliche Intelligenz 

oder zuständige Behörden 

• Art. 54 Abs. 5 KI-VO: Pflicht zur Auftragsbeendigung  

3.3.4.4 Einführer 

Einführer unterliegen durch das Inverkehrbringen von KI-Systemen ebenfalls 

spezifischen Verpflichtungen, insbesondere im Hinblick auf Hochrisiko-KI-Sys-

teme: 

• Art. 23 Abs. 1 KI-VO: Sicherstellung Konformität mit der Verordnung 

• Art. 23 Abs. 2 KI-VO: Konformitätsanforderungen und Informationspflicht 

• Art. 23 Abs. 3 KI-VO: Angabe Name, Handelsname oder Handelsmarke 

• Art. 23 Abs. 4 KI-VO: Gewährleistung von Lagerungs- und Transportbe-

dingungen  

• Art. 23 Abs. 5 KI-VO: Aufbewahrungsfristen 

• Art. 23 Abs. 6 KI-VO: Pflicht zur Informations- und Dokumentenübermitt-

lung an Behörden 

• Art. 23 Abs. 7 KI-VO: Pflicht zur Zusammenarbeit mit den Behörden 

3.3.4.5 Händler 

Auch für Händler gibt es im Zusammenhang mit Hochrisiko-KI-Systemen die fol-

genden Pflichten zu beachten: 

• Art. 24 Abs. 1 KI-VO: Überprüfung CE-Kennzeichnung, EU-Konformitäts-

erklärung, Betriebsanleitung und Pflichtenerfüllung seitens Anbieter und 

Einführer 

• Art. 24 Abs. 2 KI-VO: Konformitätsanforderungen und Informationspflicht 

• Art. 24 Abs. 3 KI-VO: Gewährleistung von Lagerungs- und Transportbe-

dingungen  
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• Art. 24 Abs. 4 KI-VO: Pflicht zu Korrekturmaßnahmen und Informations-

pflicht 

• Art. 24 Abs. 5 KI-VO: Pflicht zur Informations- und Dokumentenübermitt-

lung an Behörden 

• Art. 24 Abs. 6 KI-VO: Pflicht zur Zusammenarbeit mit den Behörden 

3.3.5 Mapping: KI-Verzeichnis und Pflichtenkatalog 

Sobald das KI-Verzeichnis erstellt und sowohl Rolle als auch Risiko bestimmt 

wurden, können die in dem Pflichtenkatalog zusammengetragenen Pflichten den 

einzelnen Systemen zugeordnet werden.251  

Es obliegt dem Unternehmen zu entscheiden, ob die Pflichten in das Verzeichnis 

übertragen werden. Falls ja, verfügt das Unternehmen im Anschluss über eine 

transparente Übersicht aller KI-Systeme sowie den daraus resultierenden Pflich-

ten. Darüber hinaus haben sich die Unternehmen mit der Erstellung eines Pflich-

tenkatalogs eine Übersicht aller relevanter Anforderungen für Anbieter, Betreiber, 

Bevollmächtigte, Einführer und Händler aus der KI-VO erstellt. Dieser Katalog 

sollte den für die KI-Systeme verantwortlichen Mitarbeitenden bereitgestellt wer-

den und als Leitfaden bei der Einführung neuer KI-Systeme dienen.252 

Idealerweise obliegt einer zentral verantwortlichen Person (z.B. dem KI-Beauf-

tragten) die Pflege des Verzeichnisses und des Pflichtenkatalogs. Auf diese 

Weise kann sichergestellt werden, dass etwaige rechtliche sowie interne Ände-

rungen berücksichtigt werden und die Dokumentation stets aktuell bleibt.  

 
251  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210.  
252  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210 f. 
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4 Kritische Analyse der Anforderungen 

Die bisherigen Ausführungen dieser Arbeit geben Aufschluss über den Umfang 

der KI-VO sowie den hieraus resultierenden Anforderungen für Unternehmen. 

Eine zentrale Fragestellung in diesem Zusammenhang ist, welche Chancen und 

Herausforderungen sich aus der Einführung der KI-VO für Unternehmen erge-

ben. 

4.1 Chancen 

Der Einsatz von KI bietet Unternehmen viele Vorteile und eröffnet zahlreiche 

Chancen. Hierzu zählen unter anderem die Analyse großer Datenmengen und 

die hieraus resultierende Effizienzsteigerung.253 Zudem können mit Hilfe des Ein-

satzes von KI subjektive Einflüsse ausgeschaltet und objektivere Ergebnisse er-

zielt werden, was die Entscheidungsqualität erheblich verbessert.254  

Fraglich ist jedoch, welche konkreten Chancen sich aus der Verabschiedung der 

KI-VO für Unternehmen ergeben. 

4.1.1 Rechtssicherheit durch einheitliche Regulierung 

Mit der Einführung der KI-VO wurde ein einheitlicher Rechtsrahmen für die Re-

gulierung von KI-Technologien innerhalb der EU erschaffen.255  

Von dieser Harmonisierung profitieren Unternehmen insbesondere durch die da-

mit einhergehende Rechtssicherheit. Diese wurde durch die Entscheidung der 

Gesetzgebung, die KI-VO in Form einer Verordnung zu erlassen, besonders ge-

stärkt. Ein wesentlicher Vorteil dieses Ansatzes liegt darin, dass Unternehmen 

nicht verpflichtet sind, sich an unterschiedliche nationale Vorgaben anzupassen. 

Somit wird innerhalb der EU eine einheitliche Regulierung gewährleistet.256 Die-

ser Umstand bedeutet nicht nur für die Unternehmen eine Erleichterung bei der 

Umsetzung der Anforderungen, sondern auch für die Arbeit der zuständigen Be-

hörden – insbesondere bei der Prüfung der Konformität von KI-Systemen. 

Hinzu kommt, dass durch den harmonisierten Rechtsrahmen Unternehmen die 

Möglichkeit eingeräumt wird, KI-Systeme in mehreren EU-Ländern einsetzen zu 

 
253  Vgl. Schneider, ARP 2023, 194, 195. 
254  Vgl. Knappertsbusch/Gondlach, Arbeitswelt und KI 2030, S. 80. 
255  Vgl. Bundesregierung, AI Act verabschiedet, 2024, o.S. 
256  Vgl. Wybitul, BB 2024, 2179. 
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können, ohne dass Anpassungen an nationale regulatorische Vorgaben erforder-

lich sind. Insbesondere für kleinere Unternehmen, welche häufig über begrenzte 

Ressourcen verfügen, ist dies von Vorteil. Durch die einheitlichen Regelungen 

trägt die Verordnung zudem zur Schaffung eines fairen Wettbewerbsumfelds al-

ler Marktteilnehmer bei.257 

4.1.2 Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus 

Im Rahmen der KI-VO wird dem Schutz der Grundrechte und der Sicherheit der 

Menschen ein besonders hoher Stellenwert zugemessen. Dies wird insbeson-

dere dadurch deutlich, dass bereits Erwgr. 1 KI-VO diesen Aspekt im Zusammen-

hang mit dem übergeordneten Zweck der Regulierung hervorhebt.258 

Damit dieser Schutz gewährleistet werden kann, wurde der zuvor erwähnte risi-

kobasierte Ansatz gewählt. Hochrisiko-KI-Systeme unterliegen strengen Anfor-

derungen und umfassenden Überwachungen, da der Gesetzgeber bei der Nut-

zung solcher Systeme ein besonders hohes Risiko für die in der Verordnung de-

finierten Schutzgüter erkennt.259  

Auch der Vermeidung von Diskriminierung durch den Einsatz von KI trägt der 

Gesetzgeber Rechnung. Hierzu führt der Gesetzgeber in Erwgr. 27 KI-VO die 

von der Expertengruppe AI HLEG entwickelten sieben Grundsätze, zu denen 

auch der Grundsatz der Nichtdiskriminierung gehört, an. Hiermit wird das Erfor-

dernis, dass KI-Systeme ohne „diskriminierende Auswirkungen und unfaire Ver-

zerrungen“ 260 entwickelt werden verdeutlicht. 

4.2 Risikobasierte Regulierung 

Der Gesetzgeber verfolgt mit der Verordnung einen risikobasierten Ansatz und 

ermöglicht somit eine dem Risiko angemessene Regulierung. Hierdurch wird so-

wohl einer Unter- als auch Überregulierung entgegengewirkt.261 Der risikoba-

sierte Ansatz berücksichtigt insbesondere den aktuellen Stand der Technik und 

kann bei zukünftigen Veränderungen angepasst werden, was ihn gegenüber in-

novativen Entwicklungen flexibler macht.  

 
257  Siehe weiterführend Erwgr. 121 KI-VO. 
258  Vgl. von Welser, GRUP-Prax 2024, 485. 
259  Siehe weiterführend Erwgr. 7 KI-VO. 
260  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 8. 
261  Siehe weiterführend Erwgr. 26 KI-VO. 
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Durch die klar differenzierten Regelungen wird zudem sowohl für Anbieter als 

auch Betreiber von KI-Systemen eine verlässliche Grundlage geschaffen. Insbe-

sondere der Umstand, dass Hochrisiko-KI-Systeme strengeren Anforderungen 

unterliegen und zudem bestimmte Zertifizierungen nachweisen müssen, stärkt 

das Vertrauen in die Regulierung von KI-Systemen. Die KI-VO sorgt durch den 

risikobasierten Ansatz dafür, dass die in der EU eingesetzten KI-Systeme „sicher, 

transparent, ethisch vertretbar, unvoreingenommen und unter menschlicher Kon-

trolle sind“.262 

Ein weiterer Vorteil ist, dass durch den risikobasierten Ansatz eine Reduzierung 

des Kostenaufwands für Unternehmen geschaffen wird. Insbesondere für KI-Sys-

teme mit minimalem oder begrenztem Risiko wird durch das Fehlen umfassender 

Vorgaben der regulatorische Aufwand deutlich reduziert.  

4.2.1 Zunehmendes Vertrauen in KI-Technologien 

Mit der Einführung des Regelwerkes wird maßgeblich das Vertrauen in die KI-

Technologien gestärkt, da die Einhaltung der Anforderungen einheitliche Stan-

dards schafft und dadurch ein hohes Maß an Transparenz gewährleistet.263 Auch 

auf Verbraucherseite wird das Vertrauen in die von Anbietern auf den EU-Markt 

gebrachten KI-Systeme durch die einheitlichen Standards erheblich gestärkt. 

Verbraucher können sich darauf verlassen, dass die eingesetzten KI-Systeme 

den hohen Sicherheitsanforderungen der KI-VO entsprechen.264 

Einer der wesentlichen Aspekte der KI-VO ist der Ausbau der KI-Kompetenz, wie 

in Art. 4 KI-VO dargelegt. Diese Anforderung versieht die Verordnung mit einer 

vergleichsweisen kurzen Umsetzungsfrist (Art. 113 lit. a KI-VO) und misst ihr hier-

durch eine besondere Priorität zu. Unternehmen sind daher bereits jetzt dazu 

angehalten, die KI-Kompetenz bei ihren Mitarbeitenden systematisch auszu-

bauen. Es ist anzunehmen, dass mit zunehmender Fachkenntnis der Mitarbei-

tenden auch das Vertrauen in die KI-Technologien wächst.  

Hinzu kommt, dass der Ausbau der Kompetenz auf allen Ebenen – einschließlich 

der Govenance-Funktionen – dazu führt, dass die Mitarbeitenden sich die Nut-

zung der neuen Technologie zum Vorteil machen, was zu einer Steigerung der 

Effektivität ihrer Arbeit führt. Insbesondere für die Kontroll- und Überwachungs-

funktionen innerhalb eines Unternehmens, welche in ihrer täglichen Arbeit mit KI 

als neues Risiko konfrontiert sind, bietet der Einsatz von KI-Technologien auch 

 
262  Europäische Kommission, Künstliche Intelligenz, o.S. 
263  Vgl. Bundesregierung, AI Act verabschiedet, 2024, o.S. 
264  Vgl. Deutscher Bundestag, Positionspapier, S. 2. 
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im Bereich der Überwachung und Regulierung Raum für eine signifikante Effi-

zienzsteigerung.265 

4.2.2 Förderung der Innovation 

Insbesondere KMU und Start-ups gelten durch ihre neuen Ideen und Entwicklun-

gen als zentrale Treiber der Innovation. Die KI-VO schafft einen rechtlichen Rah-

men, der darauf abzielt, das Potential ebendieser Unternehmen zu erkennen und 

zu fördern.266 Dies wird insbesondere durch die Einrichtung der Reallabore ge-

mäß Art. 57 KI-VO verdeutlicht. Hierdurch schafft der Gesetzgeber eine kontrol-

lierte Versuchs- und Testumgebung, in der innovative KI-Technologien unter re-

alen Bedingungen getestet werden können, ohne dass die Unternehmen den An-

forderungen aus der KI-VO vollständig ausgesetzt sind.  

Mit Erwgr. 139 KI-VO sowie Art. 62 Abs. 1 lit. a KI-VO wird dem Aspekt der Inno-

vationsförderung besondere Bedeutung zugemessen, indem Start-ups und KMU 

ein bevorzugter Zugang zu den Reallaboren eingeräumt wird.267 Diese profitieren 

von der gezielten Förderung und der Möglichkeit, innovative Technologien unter 

weniger hohen Anforderungen zu entwickeln und zu testen.268 Die hieraus resul-

tierende Förderung neuer Produkte und Dienstleistungen trägt wesentlich zu ei-

ner Qualitätssteigerung auf dem europäischen Markt bei.269  

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, Deutschland zu einem der führenden 

Märkte im Bereich der KI-Technologien zu etablieren.270 Durch die Unterstützung 

von Innovation wird die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Binnenmarktes 

wesentlich gestärkt und somit eines der übergeordneten Ziele der KI-VO.271 

4.2.3 Ausgestaltungsmöglichkeiten für Unternehmen 

Positiv herausstellen lässt sich zudem, dass die Verordnung den Unternehmen 

die Möglichkeit zur aktiven Mitgestaltung der Regulierung bietet. Insbesondere 

die freiwilligen Verhaltenskodizes in Art. 95 KI-VO unterstreichen diesen Aspekt. 

 
265  Vgl. Soong, CNL 2024, 12.  
266  Siehe weiterführend Erwgr. 8 und 143 KI-VO; vgl. Krimphove, ZWH 2024, 249 f.  
267  Vgl. Deloitte, EU AI Act, 2024, o.S. 
268  Vgl. Deloitte, EU AI Act, 2024, o.S.; Voigt Hullen, HdB-KI-Verordnung, S. 179. 
269  Vgl. Europäisches Parlament, Was ist künstliche Intelligenz und wie wird sie genutzt? 

2020, o.S. 
270  Vgl. Bundesregierung, AI Act verabschiedet, 2024, o.S.; Bundesregierung, Zukunfts-

thema KI, o.S. 
271  Siehe weiterführend Erwgr. 1 KI-VO. 
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Unternehmen wird durch die Selbstregulierung die Möglichkeit geboten, das 

hohe Schutzniveau der Hochrisiko-KI-Systeme auf andere Systeme in ihrem Be-

stand auszuweiten.272 Die Verhaltenskodizes bilden somit eine sinnvolle Ergän-

zung zu der gesetzlichen Regulierung und ermöglichen Unternehmen, branchen-

spezifische Anforderungen an die eingesetzten KI-Systeme zu stellen. Durch die-

sen Ansatz erreicht der Gesetzgeber eine praxisnahe Umsetzung der KI-VO. 

4.3 Herausforderungen 

Neben dem Bestreben, einen einheitlichen Rechtsrahmen zum sicheren Einsatz 

von KI zu etablieren, stellt die KI-VO die Unternehmen auch vor eine Reihe von 

Herausforderungen, die es zu bewältigen gilt.273 

4.3.1 Risikobasierter Ansatz 

Während der von der KI-VO verfolgte risikobasierte Ansatz zunächst aufgrund 

seiner differenzierten Regulierung viele Vorteile bietet, stellt sich die Frage, wie 

praktikabel und sinnvoll eine Vorabeinstufung von KI-Systemen tatsächlich ist.274 

Risiken, die mit einem System verbunden sind, treten häufig erst während der 

Nutzung und mit der Zeit deutlich hervor, sodass eine verlässliche Bewertung im 

Vorfeld nur eingeschränkt möglich ist.275  

Hinzu kommt, dass die Verordnung gemäß Erwgr. 1 KI-VO das Ziel verfolgt, zu-

kunftsorientiert zu agieren und die Regelungen an den aktuellen Stand der Tech-

nologie anzupassen. Dieses Ziel erfordert Mechanismen zur regelmäßigen Über-

prüfung und Aktualisierung. Diesem Umstand hat der Gesetzgeber mit Art. 112 

KI-VO Rechnung getragen. Insbesondere durch eine jährliche Überprüfung der 

Aktualität der Hochrisiko-KI-Systeme in Anhang III und den verbotenen Praktiken 

in Art. 5 KI-VO. Aber auch auf weitere zentrale Bereiche der Verordnung erstre-

cken sich diese regelmäßigen Überprüfungsmechanismen. 

Diese Flexibilität ermöglicht es, die KI-VO an technologische Entwicklungen an-

zupassen und trägt dazu bei, das Ziel der Verordnung – einen innovativen Um-

gang mit KI-Technologien – zu fördern. Allerdings birgt die regelmäßige Überprü-

fung und Anpassung der Verordnung (Art. 112 KI-VO) auch Herausforderungen 

für Unternehmen. Insbesondere in der Anfangsphase der Umsetzung können die 

 
272  Vgl. Martini/Wendehorst/Hartmann, Art. 95 Rn. 3.  
273  Vgl. Becker et al., Zukunft der Unternehmensdaten, 2024, S. 8.  
274  Vgl. Bronner, KIR 2024, 55, 62; Müller, EuZ 2022, S. A 15. 
275  Vgl. Müller, EuZ 2022, S. A. 15. 
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Überprüfungen zu Unsicherheiten führen und den Aspekt der Rechtssicherheit 

beeinträchtigen. Bereits jetzt sehen sich Unternehmen, die Hochrisiko-KI-Sys-

teme entwickeln oder betreiben, hohen Anforderungen ausgesetzt, welche so-

wohl technisch als auch organisatorisch als anspruchsvoll eingestuft werden.276  

Zu hohe Anforderungen können die Innovationsförderung hemmen, da Unterneh-

men neue Technologien möglicherweise aufgrund zu komplexer Anforderungen 

langsamer vorantreiben. Das Ziel der Verordnung, Innovation und die Wettbe-

werbsfähigkeit der Unternehmen zu stärken, kann hierdurch potenziell gefährdet 

werden.  

4.3.2 Diskriminierung  

Im Zusammenhang mit dem Einsatz von KI wird vermehrt betont, dass KI-Tech-

nologien die Möglichkeit bieten, subjektive Einflüsse zu minimieren und durch 

objektivere Entscheidungen Diskriminierungen zu vermeiden.277 Eine objektive 

KI-Entscheidung ist jedoch nur bei einem vollumfänglichen Zugriff auf qualitativ 

hochwertige Datenbestände zu gewährleisten. Kann dies nicht erfüllt werden, 

wird die hierdurch entstehende Gefahr der Voreingenommenheit aus informati-

onstechnischer und juristischer Sicht als „Bias“ bezeichnet.278 

Im Rahmen der Verordnung findet diese Thematik ebenfalls Berücksichtigung. 

Bereits in Erwgr. 27 KI-VO thematisiert der Gesetzgeber, dass Hochrisiko-KI-

Systeme so entwickelt werden müssen, dass sie keine diskriminierenden Auswir-

kungen haben. Art. 10 und 15 KI-VO legen zudem besonderen Wert auf die Qua-

lität der Daten und fordern, dass die KI-Systeme ausschließlich mit verzerrungs-

freien Daten trainiert werden (Art. 10 Abs. 2 lit. f KI-VO).  

Was zunächst als wesentlicher Vorteil erscheint, birgt für Unternehmen einen er-

heblichen Aufwand im Bereich der Datenaufarbeitung und -prüfung. Die hohen 

Anforderungen an die Transparenz umfassen auch die Nachvollziehbarkeit von 

KI-Entscheidungen (Art. 12 KI-VO). Als besonders herausfordernd erweist sich 

das sogenannte „Black-Box-Problem“: Auch wenn KI-Systeme mit bekannten 

und qualitativ hochwertigen Daten trainiert werden, sind die Entscheidungen im 

Einzelfall für Menschen nicht mehr nachvollziehbar.279 Die Nachvollziehbarkeit 

 
276  Vgl. Binder/Egli, MMR 2024, 626, 629. 
277  Vgl. Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S. 47; 

Knappertsbusch/Gondlach, Arbeitswelt und KI 2030, S. 75. 
278  Vgl. Herbst/Panic, KI-Recht praktisch erklärt, S. 23; Pohlmann et al., ZVersWiss, 135, 137. 
279  Vgl. Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S. 65; Ul-

bricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 100.  
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von KI-Entscheidungen und die Datenerhebung, so wie sie in Art. 10 KI-VO ge-

fordert wird, sind somit mit einem erheblichen technischen Aufwand verbunden. 

Unternehmen, insbesondere KMU und Start-ups, sind daher dazu angehalten, 

neue Programme zu entwickeln oder einzukaufen, damit sie den Anforderungen 

der KI-VO hinreichend nachkommen können.  

Aufgrund der dargelegten Schwierigkeiten, Verzerrungen und Diskriminierungen 

zuverlässig zu erkennen und zu vermeiden, erhöht sich das Risiko, dass Unter-

nehmen die mit einem KI-System verbundenen Risiken nicht hinreichend kontrol-

lieren können und somit die Vorgaben der KI-VO nicht vollständig erfüllen.  

In diesen Fällen haben Unternehmen mit hohen Sanktionierungen gemäß Art. 99 

KI-VO zu rechnen. Neben finanziellen Strafen können Unternehmen mit Reputa-

tionsschäden konfrontiert werden, die negative Auswirkungen auf die Marktstel-

lung haben.280  

4.3.3 Umsetzungsfristen 

Mit der KI-VO gehen weitreichende Anforderungen und unter Umständen hohe 

Sanktionierungen einher. Trotz der Komplexität bleibt den Unternehmen nur be-

grenzt Zeit für die Umsetzung, da erste Vorgaben bereits nach sechs Monaten in 

Kraft treten (Art. 113 lit. a KI-VO). Unternehmen sind daher angehalten, ihre Stra-

tegien und internen Prozesse zeitnah an die Vorgaben der KI-VO anzupassen. 

Dieser Umstand hat insbesondere Auswirkungen auf die Governance-Funktio-

nen der Unternehmen und erzeugt erheblichen Handlungsdruck. Neben der 

Drucksituation und der fehlenden Zeit für eine hinreichende Vorbereitung, be-

steht das Risiko von Fehlern sowie einer unzureichenden Erfüllung der Vorschrif-

ten aus der KI-VO. Dies kann nicht nur Sanktionierungen nach sich ziehen, son-

dern durch die hierdurch entstehende Mehrarbeit auch zu einem erhöhten Res-

sourceneinsatz führen. 

Hinzu kommt, dass die Verordnung zwar Regelungen hinsichtlich der Sanktionie-

rung trifft, jedoch viele Haftungsfragen insbesondere im Zusammenhang mit 

Schäden, die durch KI-Systeme verursacht werden, weiterhin offen bleiben.281 

Bereits seit 2022 liegt ein erster Entwurf einer Richtline zur außervertraglichen 

 
280  Vgl. Protschky et al., WuM 2024, o.S. 
281  Vgl. Chibanguza/Steege, NJW 2024, 1769, 1775; Martini/Wendehorst/Ruschemeier, 

Art. 6 Rn. 20; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 160. 
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zivilrechtlichen Haftung im Kontext von KI vor, die jedoch bisher noch nicht ver-

abschiedet wurde.282  

Darüber hinaus bleibt die Gültigkeit anderer bestehender Rechtsvorschriften 

durch die KI-VO unberührt, was insbesondere die Anforderungen der DSGVO 

erneut in den Fokus rückt.283 Durch den Einsatz von KI-Systemen werden große 

Mengen sensibler Daten verwendet, wodurch potentiell Datenschutzverletzun-

gen auftreten können. Unternehmen sind demnach dazu angehalten, mit dem 

Einsatz von KI nicht nur die Anforderungen der KI-VO zu prüfen, sondern auch 

die Konformität mit den bereits bestehenden Gesetzen (z.B. DSGVO, Data Act 

und NIS-2-RL) sicherzustellen.284 Durch diesen Umstand und der Tatsache, dass 

einige rechtliche Fragestellungen trotz der Einführung der KI-VO weiterhin unge-

klärt bleiben, gestalten sich die vorgesehenen Umsetzungsfristen für Unterneh-

men als besonders anspruchsvoll. 

4.3.4 Ungenaue Beschreibungen 

Die KI-VO beschreibt zwar ausführlich, welche Funktionen KI-Systeme erfüllen 

müssen und welchen Anforderungen die Akteure nachzukommen haben, lässt 

dabei aber konkrete Hinweise für die praktische Umsetzung weitestgehend un-

berücksichtigt. Hinzu kommt, dass zahlreiche wesentliche Begrifflichkeiten in der 

KI-VO nicht oder nur unzureichend definiert werden. Als Beispiele hierfür lassen 

sich sowohl die Definition eines KI-Systems in Art. 3 Nr. 1 KI-VO sowie die Be-

griffe Transparenz und Risikomanagement anführen. Hinsichtlich einiger Defini-

tionen werden in der Literatur bereits erste Versuche eigener Systematisierungen 

vorgenommen, was zu einer zunehmenden Unsicherheit bei den Unternehmen 

führt, insbesondere im Hinblick auf die praktische Umsetzung der Anforderungen 

der KI-VO.285  

Eine zentrale Herausforderung liegt zudem in der fehlenden Konkretisierung von 

technischen Standards und Rechtsbegriffen. Die KI-VO formuliert grundlegende 

Anforderungen – insbesondere im Hinblick auf Hochrisiko-KI-Systeme – lässt 

aber in vielen Fällen konkrete und klar definierte Vorgaben aus. Als Beispiel hier-

für lässt sich Art. 9 KI-VO und das damit einhergehende Risikosystem benennen. 

Da der Gesetzgeber auf die Verpflichtung zur Einhaltung spezifischer Standards 

 
282  Vgl. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Anpassung der Vorschriften über außervertragliche zivilrechtliche Haftung an künstli-
che Intelligenz (Richtlinie über KI-Haftung) v. 28.9.2022, COM (2022) 496 final.  

283  Vgl. Wybitul, BB 2024, 2179, 2182. 
284  Vgl. Chibanguza/Steege, NJW 2024, 1769, 1775; Martini/Wendehorst/Wendehorst, 

Art. 3 Rn. 21. 
285  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 51 f. 
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verzichtet, erhalten Anbieter einen größeren Ermessensspielraum bei der Um-

setzung der Anforderungen an das Risikomanagement.286 Auch Art. 13 KI-VO 

stellt hinreichende Anforderungen an das Maß der Transparenz von Hochrisiko-

KI-Systemen. Die Umsetzung der Anforderungen wird den Unternehmen jedoch 

dadurch erschwert, dass die Norm aus einer Vielzahl von unbestimmten Rechts-

begriffen besteht (z.B. „hinreichend“, „angemessen“, oder „geeignete Art“).287 Ein 

ähnliches Problem tritt bei Art. 10 KI-VO auf, der beschreibt, dass Trainings-, 

Validierungs- und Testdatensätze „so weit wie möglich fehlerfrei und vollstän-

dig“288 sein müssen, jedoch keine klaren Grenzen für diese Anforderungen aus-

führt.289 

Auch in Bezug auf den Adressatenkreis der Verordnung bestehen weiterhin Un-

klarheiten. Durch den Umstand bedingt, dass die Anforderungen an die Risi-

koklassen und die Akteure gebunden sind, ist eine Abgrenzung zwischen den 

verschiedenen Akteuren im Rahmen der KI-VO notwendig. Die Eigenschaften 

von Anbietern und Betreibern schließen sich jedoch nicht gegenseitig aus, so-

dass sich in einigen Fällen Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben können.290  

Der Gesetzgeber führt an, dass gemäß Art. 111 Abs. 2 KI-VO für KI-Systeme, 

die bereits vor dem Inkrafttreten der KI-VO in den Verkehr gebracht oder Betrieb 

genommen worden sind, eine Ausnahmeregelung gilt. Dieser Ausnahmetatbe-

stand entfällt jedoch, wenn die Systeme nach dem Inkrafttreten der KI-VO „er-

heblich verändert wurden“291. Wann diese Schwelle überschritten ist, wird jedoch 

vom Gesetzgeber nicht weiter präzisiert.292 

Diese unbestimmten Formulierungen zeigen, dass eine Vielzahl der Vorgaben 

der KI-VO zukünftig von Rechtsprechung, Praxisleitfänden und den Leitlinien der 

Kommission konkretisiert werden müssen. Mit Blick auf die ersten Umsetzungs-

fristen im Februar 2025 agieren Unternehmen aktuell in einer Phase der Unsi-

cherheit.293  

 
286  Vgl. Martini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 9 Rn. 11. 
287  Vgl. Martini/Wendehorst/Braun Binder/Egli, Art. 9 Rn. 77. 
288  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 57. 
289  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 178. 
290  Vgl. Martini/Wendehorst/Wendehorst, Art. 3 Rn. 86. 
291  Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024, S. 121. 
292  Vgl. Binder/Egli, MMR 2024, 626, 627. 
293  Vgl. Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, S. 209. 
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4.3.5 Kosten- und Ressourcenaufwand 

Die zuvor dargelegten Herausforderungen der KI-VO verdeutlichen, dass mit der 

Erfüllung der Anforderungen für Unternehmen ein hoher Ressourcen- und Kos-

tenaufwand verbunden ist. 

Auch wenn es sinnvoll erscheint, die neuen Anforderungen in bereits bestehende 

Prozesse zu integrieren, zieht die Erweiterung der Governance-Strukturen um 

die KI-spezifischen Risiken einen hohen organisatorischen Aufwand mit sich.294 

Neben der Integration in bestehende Prozesse wird es für Unternehmen uner-

lässlich sein, qualifiziertes Fachpersonal einzusetzen. Der Umstand, dass Unter-

nehmen sämtliche technische Entwicklungen und Updates berücksichtigen und 

sicherstellen müssen, dass diese mit den Anforderungen der KI-VO in Einklang 

stehen, erfordert eine kontinuierliche Überwachung und führt somit zu einem ho-

hen Ressourcenaufwand. 

Unabhängig davon, ob sich ein Unternehmen dazu entscheidet, das KI-Risiko 

durch bereits bestehendes Governance-Personal abzudecken oder neues Fach-

personal zu schaffen, ist einer der wesentlichen zu beachtenden Aspekte die KI-

Kompetenz gemäß Art. 4 KI-VO. Bei der Vermittlung der KI-Kompetenz müssen 

die Unternehmen anwenderspezifisch und zielgruppengerecht vorgehen. Es ist 

erforderlich, dass das Personal nicht nur über ausreichende Fachkenntnisse im 

Bereich der KI verfügt, sondern auch ständig auf dem neuesten Stand bezüglich 

rechtlicher und technologischer Entwicklungen bleibt.295 Neben den Investitionen 

in neue technische Ausstattung und der Einführung neuer Systeme stellt somit 

auch der Einsatz von KI-Personal und die Weiterbildungsmaßnahmen einen nicht 

unerheblichen Kostenfaktor dar. 

Trotz der vorgesehenen Erleichterungen für KMU und Start-ups an zahlreichen 

Stellen der Verordnung könnte diese Regelung in der Praxis schnell zu einer er-

heblichen Belastung führen. 

 
294  Vgl. Protschky et al., WuM 2024, o.S. 
295  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 210.  
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5 Handlungsempfehlungen und Ausblick 

Mit Blick auf die ersten Umsetzungsfristen im Februar 2025 wird deutlich, dass 

der Handlungsbedarf für Unternehmen bereits seit Veröffentlichung der KI-VO im 

Amtsblatt besteht. Die Gliederung des Kapitels C verdeutlicht die Schritte, die 

von den Unternehmen zur Erfüllung der Anforderungen der KI-VO erforderlich 

sind. Diese lassen sich im Wesentlichen in drei Abschnitte unterteilen. 

Als erstes sollten Unternehmen eine Vorabprüfung durchführen. Im Rahmen die-

ser Vorabprüfung wird die Eröffnung des Anwendungsbereichs geprüft, um somit 

festzustellen, ob das Unternehmen als Adressat der KI-VO gilt. Kann dies bejaht 

werden, sind im Anschluss hieran vorbereitende Maßnahmen zu treffen. Hierzu 

zählt, dass ein Unternehmen die Rollen und Verantwortlichkeiten im Hinblick auf 

die Implementierung der KI-VO festlegt, eine Einbindung des BR/ IT-Ausschus-

ses erfolgt, Melde- und Überwachungsmaßnahmen definiert werden (u.a. in 

Form einer KI-Richtlinie) und angemessene Schulungs- sowie Sensibilisierungs-

maßnahmen getroffen werden.  

Im Anschluss an die vorbereitenden Maßnahmen sollten sodann die Umset-

zungsmaßnahmen und somit die tiefergehenden Pflichten in Bezug auf KI-Sys-

teme ergriffen werden. Hierbei empfiehlt es, sich zunächst ein KI-Verzeichnis zu 

erstellen, an das sich die Identifizierung der Rollen und Systemverantwortlichen 

sowie eine Risikoklassifizierung der Systeme anschließen. Aus der KI-VO sollten 

die für die Akteure geltenden Pflichten herausgearbeitet und in einem Pflichten-

katalog niedergeschrieben werden. Abschließend müssen diese Pflichten den je-

weiligen KI-Systemen im KI-Verzeichnis zugeordnet werden.  

Unter Berücksichtigung der Umsetzungsfristen sind der Ausbau der KI-Kompe-

tenz sowie die Identifizierung verbotener KI-Praktiken im Unternehmen vorran-

gige Maßnahmen.296  

Für den Austausch zwischen den verschiedenen Branchen bietet sich für Unter-

nehmen der Beitritt zum sogenannten KI-Pakt an. Dieser wurde von der Bundes-

regierung ins Leben gerufen und zielt darauf ab, die frühzeitige Umsetzung der 

KI-Anforderungen zu fördern. Zudem ermöglicht er Unternehmen, sich hinsicht-

lich ihrer Vorgehensweise auszutauschen und bewährte Verfahren sowie etab-

lierte Richtlinien zu teilen.297  

Unternehmen können sich zudem darauf einstellen, dass in naher Zukunft Leitli-

nien durch die EU-Kommission erlassen werden. Diese sollen gemäß Art. 96 KI-

 
296  Vgl. Klos/Taylan, CCZ 2024, 205, 211; Ulbricht et al., Praxishandbuch KI und Recht, 

S. 209; Wybitul, BB 2024, 2179, 2182. 
297  Vgl. Vertretung in Deutschland, AI Pact, o.S.  
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VO die in der Verordnung getroffenen Anforderungen praxisnah ausführen und 

den Unternehmen als Hilfestellung dienen. Die Leitlinien sollen als Orientierungs-

hilfe fungieren und könnten in Form von Checklisten und Schritt-für-Schritt-Anlei-

tungen bereitgestellt werden.298 Da es sich bei den Leitlinien um kein in Art. 288 

AEUV benannten Rechtsakt handelt, entfalten die Leitlinien keine Rechtsverbind-

lichkeit.299 Aufgrund der zahlreichen Unklarheiten bezüglich der Begrifflichkeiten 

und Anforderungen ist jedoch davon auszugehen, dass diese von vielen Unter-

nehmen als hilfreich erachtet und bei der Implementierung berücksichtigt werden. 

Auch Art. 56 KI-VO sieht die Schaffung von Praxisleitfäden vor, damit die in Art. 

53 und 55 KI-VO genannten Pflichten, welche GPAI-Modelle umfassen, weiter 

ausgeführt und konkretisiert werden. Die Leitfäden sollen dabei primär von den 

Anbietern der entsprechenden KI-Modelle erstellt werden. Auch Erwgr. 117 KI-

VO unterstreicht die Bedeutung dieser Handreichungen.  

 
298  Vgl. Deutscher Bundestag, Positionspapier, S. 5. 
299  Vgl. Martini/Wendehorst/Hartmann, Art. 96 Rn. 1 f.  
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6 Fazit 

Im Rahmen dieser Masterarbeit wurde die KI-VO sowie die daraus resultierenden 

Anforderungen für Unternehmen analysiert. Die Untersuchung hat gezeigt, dass 

mit der Einführung der Verordnung das erste umfassende EU-weite Regelwerk 

für KI geschaffen wurde. Ziel dieser Verordnung ist es, einen einheitlichen 

Rechtsrahmen zu etablieren, der den Binnenmarkt fördert, eine menschen-

zentrierte und vertrauenswürdige KI sicherstellt und ein hohes Schutzniveau in 

Bezug auf die Gesundheit, Sicherheit und die Grundrechte anstrebt.  

Mit der Einführung der KI-VO gehen viele und – insbesondere für Hochrisiko-KI-

Systeme im Sinne von Art. 6 iVm. Anhang III KI-VO – hohe Anforderungen einher. 

Angesichts der kurzen Umsetzungsfristen gemäß Art. 113 iVm. 111 KI-VO ste-

hen Unternehmen bereits jetzt unter Druck, diese Vorgaben zeitnah zu erfüllen. 

Daher ist eine frühzeitige Vorbereitung und Implementierung unerlässlich.  

Damit die Einhaltung der Vorschriften hinreichend sichergestellt werden kann, 

erweist es sich als entscheidend, zunächst die internen Rollen und Verantwort-

lichkeiten klar zu definieren. Der Aufbau einer effektiven KI-Governance erfor-

dert, dass alle relevanten Stakeholder eingebunden sind und eine umfassende 

Bestandsanalyse der bestehenden Unternehmensstrukturen durchgeführt wird. 

Hierbei sollten zum einen die bestehenden Governance- und IT-Prozesse be-

rücksichtigt, als auch die bestehenden KI-Systeme und geplanten KI-Initiativen 

identifiziert werden. Unternehmen müssen eine KI-Strategie entwickeln, die eine 

klare Positionierung zu den neuen Technologien bietet und für alle Mitarbeiten-

den zugänglich und hinreichend nachvollziehbar ist.  

Mit Blick auf die Umsetzungsfristen sollte der Schwerpunkt zunächst auf der KI-

Kompetenz gemäß Art. 4 KI-VO und den verbotenen Praktiken gemäß Art. 5 KI-

VO liegen. Gleichzeitig ist es entscheidend, auch für alle anderen Risikokatego-

rien die Anforderungen zu kennen. Als eine zusätzliche Herausforderung stellt 

sich die derzeit vorhandene Rechtsunsicherheit heraus, welche durch unbe-

stimmte Reglungen in der KI-VO sowie der noch ausstehenden Leitlinien der Eu-

ropäischen Kommission bedingt ist. Während auf weitere Handreichungen ge-

wartet wird, sollten Unternehmen auch die Relevanz der anderen einschlägigen 

Gesetze sowie die rechtlichen und technologischen Entwicklungen nicht aus den 

Augen verlieren. 

Ziel dieser Arbeit ist es, herauszuarbeiten, ob die Entwicklungen im Bereich der 

KI eine eigenständige Governance erfordern oder ob die Anforderungen der KI-

VO in die bestehenden Strukturen integriert werden können. Die Untersuchung 

hat gezeigt, dass die Entwicklung einer KI-Governance zwingend erforderlich ist. 

Zudem setzt sich die Governance eines Unternehmens aus unterschiedlichen 
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Einheiten zusammen, die nur durch ein koordiniertes Zusammenspiel einen hin-

reichenden Schutz des Vorstands gewährleisten können (siehe Abbildung 2). Da-

mit dieser Schutz auch weiterhin aufrechterhalten werden kann und die Syner-

gien innerhalb des Unternehmens optimal genutzt werden können, ist die KI-

Governance in bereits bestehende Strukturen zu integrieren. Bestehende Prü-

fungsstandards können dabei als Orientierung dienen, da sie bereits wesentliche 

Elemente enthalten, die auch für KI-Systeme von Relevanz sind. Zudem geht 

auch aus der KI-VO hervor, dass Doppelarbeiten vermieden werden sollen und 

bereits etablierte Maßnahmen zur Erfüllung der Anforderungen aus der KI-VO 

genutzt werden können (z.B. Art. 27 Abs. 2 KI-VO). 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit liegt auf der Bewertung der Anforderungen, 

die sich aus der KI-VO für Unternehmen ergeben. Mit Hilfe der Ausführungen in 

dieser Arbeit konnte gezeigt werden, dass die KI-VO mit dem einheitlichen 

Rechtsrahmen Rechtssicherheit nach sich zieht und ein hohes Schutzniveau ge-

währleisten soll. Der risikobasierte Ansatz verfolgt das Ziel einer differenzierten 

Regulierung und einer damit einhergehenden Innovationsförderung. Jedoch 

konnte im Rahmen der Arbeit auch herausgearbeitet werden, dass die hohen 

Anforderungen die Gefahr einer Überforderung der Unternehmen bergen, die 

wiederum eine Hemmung der Innovationskraft nach sich ziehen kann. Auch die 

enge Schnittstelle zur DSGVO sowie die mit KI-Technologien einhergehenden 

Risiken (z.B. Verzerrungen und daraus resultierende Diskriminierungen) führen 

zu zusätzlichen Datenanforderungen. Verstöße gegen diese Vorgaben ziehen 

gemäß Art. 99 KI-VO erhebliche Sanktionen nach sich. Hierdurch bedingt und 

unter Berücksichtigung der kurzen Umsetzungsfristen sehen sich Unternehmen 

somit zunehmend einem hohen Druck ausgesetzt. Die Bemühungen, allen An-

forderungen in der vorgegebenen Zeit gerecht zu werden, zieht einen hohen Kos-

ten- und Ressourcenaufwand nach sich. Insbesondere KMU und Start-ups sehen 

sich hierdurch vor große Herausforderungen gestellt.  

Angesichts der bisherigen Rechtsunsicherheit und der fehlenden Orientierungs-

hilfen bleibt fraglich, ob die mit der KI-VO verfolgten Ziele in der Praxis realisiert 

werden können. Es ist nicht auszuschließen, dass das Vorgehen der Gesetzge-

bung die Zielerreichung selbst hemmen könnte.  

Die Ergebnisse dieser Arbeit knüpfen an den bisherigen Stand der Forschung an 

und gehen vereinzelt über diesen hinaus. Aufgrund der erst am 12.07.2024 im 

Amtsblatt der EU veröffentlichten Verordnung gibt es bisher keine umfangreichen 

Ausarbeitungen hinsichtlich der Interpretation der Governance-Anforderungen. 

Diese Arbeit leistet daher einen Beitrag zur Schließung der Lücke und dient Un-

ternehmen als Leitfaden und Orientierungshilfe für die Implementierung der KI-

VO.  
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Aufgrund der bisher fehlenden Ausführungen seitens der Kommission und der 

begrenzten Literatur konnte in dieser Arbeit nur ein erster Rahmen zum Vorge-

hen erarbeitet werden. Da für das Jahr 2025 weitere Leitlinien und auch Kom-

mentierungen erwartet werden, kann angenommen werden, dass Unternehmen 

im Laufe des Jahres weitere detaillierte Handreichungen und Praxisleitfäden zur 

Verfügung stehen werden. Konkrete Handlungsempfehlungen und Vorgehens-

weisen werden sich zudem aus zukünftiger Rechtsprechung und im Laufe der 

Zeit anhand von Erfahrungswerten und daraus resultierender Praxisleitfäden er-

geben. 

In der Gesamtschau bietet diese Arbeit eine Grundlage für die Orientierung im 

Umgang mit den Vorgaben aus der KI-VO. Trotz der bisherigen Unklarheiten 

empfiehlt es sich, dass Unternehmen bereits jetzt mit der Umsetzung beginnen, 

um die Einhaltung der Pflichten aus der KI-VO sicherstellen zu können. Die in 

dieser Arbeit herausgearbeiteten Vorgehensweisen und Empfehlungen können 

dabei als erste Hilfestellung dienen, da die von der Kommission angekündigten 

Leitlinien möglicherweise nicht rechtzeitig zur Verfügung stehen werden.  

  



KCW Schriftenreihe, Bd. 5, Pinno: Künstliche Intelligenz und Corporate Governance 

 
 81 

Literatur 

Ammann, Thorsten/Pohle, Jan, KI-Verordnung – Was bisher geschah und jetzt 

zu tun ist, in: CB, 2024, S. 137-1441(zit.: Ammann/Pohle, CB 2024, S.). 

Becker, Axel/Gruber, Walter/Heuter, Henning (Hrsg.), Handbuch MaRisk, Neue 

Anforderungen an das Risikomanagement in der Bankpraxis, 4. Auflage, 

Berlin 2024 (zit.: Becker et al., HdB-MaRisk, S.).  

Bierekoven, Christiane, Die neue KI-Verordnung – Teil 1, Überblick über Syste-

matik, Konzept, Governance und Begrifflichkeiten, in: ITRB, 2024, S. 264-

269 (zit.: Bierekoven, ITRB 2024, S.). 

Braun Binder, Nadja/Egli, Catherine, Umgang mit Hochrisiko-KI-Sytemen in der 

KI-VO, Strenge Anforderungen der Art. 8-15 KI-VO, in MMR, 2024, S. 626-

630 (zit.: Binder/Egli, MMR 2024, S.).  

Bronner, Pascal, Risikoklassifizierung, Risikobewertung und Risikominimierung 

nach der KI-Verordnung, in: KIR, 2024, S. 55-62 (zit.: Bronner, KIR 2024, 

S.).  

Brune, Gunnar, Künstliche Intelligenz heute, Anwendungen aus Wirtschaft, Me-

dizin und Wissenschaft, 1. Auflage, Wiesbaden 2022(zit.: Brune, Künstliche 

Intelligenz heute, S.). 

Buchalik, Barbara/Gehrmann, Mareike Christine, Von Nullen und Einsen zu Pa-

ragraphen: Der AI Act, ein Rechtscode für Künstliche Intelligenz. Der hori-

zontale und risikobasierte Ansatz für Produktsicherheitsaspekte von KI-Sys-

temen und Allzweck-KI, in: CR, 2024, S. 145-153 (zit.: Buchalik/Gehrmann, 

CR 2024, S.). 

Bülchmann, Oliver, Der KI-Act als komplexe Governance-Herausforderung, Ein 

proaktives Implementierungsmodell, Band 14, 2022, S. 407-414 (zit.: Bülch-

mann, Der KI-Act als komplexe Governance-Herausforderung, S.).  

Dahm, Markus H./Zehnder, Valentin, Moderne Personalführung mit Künstlicher 

Intelligenz, Chancen und Risiken, 1. Auflage, Wiesbaden 2023 (zit.: 

Dahm/Zehnder, Moderne Personalführung mit Künstlicher Intelligenz, S.). 

Ebers, Martin/Streitbörger, Chiara, Die Regulierung von Hochrisiko-KI-Systemen 

in der KI-Verordnung, in: RDi, 2024, S. 393-400 (zit.: Ebers/Streitbörger, RDi 

2024, S.).  

Ertel, Wolfgang, Grundkurs Künstliche Intelligenz, Eine praxisorientierte Einfüh-

rung, 5. Auflage, Wiesbaden 2021 (zit.: Ertel, Grundkurs Künstliche Intelli-

genz, S.).  



KCW Schriftenreihe, Bd. 5, Pinno: Künstliche Intelligenz und Corporate Governance 

 
82 

Heinze, Christian/Sorge, Christoph/Specht-Riemenschneider, Louisa, Das Recht 

der Künstlichen Intelligenz, Eine Skizze, in: KIR, 2024, S. 11-15 (zit.: Heinze 

et al., KIR 2024, S.).  

Herbst, Fabian/Panic, Stefan, KI-Recht praktisch erklärt, Der Leitfaden zum AI-

Act und zu sonstigen Regelungen, 1. Auflage, Wien 2024 (zit.: Herbst/Panic, 

KI-Recht praktisch erklärt, S.).  

Horstmann, Jan, KI-VO und Datenschutz: Überblick und ausgewählte Fragen, in: 
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